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1. Einführung

Vor zwei Jahren stimmte der Satz gera-
de noch: Wir sind auf dem Weg in die
Informationsgesellschaft. Die rapide
Entwicklung belehrt uns eines Besse-
ren: Wir leben längst in ihr. Das „digi-
tale Zeitalter“ hat schon begonnen.

Die technische Neuerung „Telefon“ hat
55 Jahre gebraucht, um 50 Millionen
Haushalte zu erreichen; das Radio hat
hierzu 38 Jahre gebraucht, das Fern-
sehen 13 Jahre – und das Internet nur
drei Jahre! Um das Jahr 2000 wird 
es 800 Millionen Internet-Nutzer ge-
ben.

Medien – insbesondere elektronische
Medien – sind geprägt von ungeheuer
dynamischen technischen und gesell-
schaftlichen Prozessen. Sie sind ein ge-
wichtiger Wirtschaftsfaktor, dessen Be-
deutung in Zukunft noch rascher
wachsen wird. Nicht zuletzt entstehen
in diesem Bereich viele interessante
und qualifizierte Arbeitsplätze.

Bayern ist für den immer stärkeren
Wettbewerb der Medienstandorte, der
längst nicht mehr nur national, son-
dern europäisch und global stattfindet,
gut gerüstet:

Ein breites Spektrum mittelständischer
Film- und Fernsehproduzenten, eine
Vielzahl bundesweiter, landesweiter und
lokaler Rundfunksender und eine große
Zahl innovativer Unternehmen aus den
Bereichen Film- und Fernsehtechnik,
Postproduction und Multimedia bilden
die Grundlage für Bayerns internationa-
len Rang als Medienstandort.

2. Bayern hat die Nase vorn

Einige wenige Daten unterstreichen
dies:

� 36% der deutschen Rundfunkan-
bieter haben ihren Sitz in Bayern.
Das ist mit Abstand der Spitzenplatz
in Deutschland.

� 57 lokale Hörfunkangebote sowie
lokale und regionale Fernsehpro-
gramme sorgen in Bayern für eine
vielfältige und regional ausgewoge-
ne Rundfunklandschaft. Das lokale
Fernsehen wird in Bayern auch wei-
terhin eine Zukunft haben.

� Im privaten Rundfunk in Bayern
sind rd. 4.700 Mitarbeiter beschäf-
tigt. Das sind fast 30% aller Er-
werbstätigen in diesem Bereich in
Deutschland. Auch hier liegt Bayern
an der Spitze.

Bayern – ein erfolgreicher 
Medienstandort

Erwin Huber
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� Bayern ist der Verlagsstandort Nr. 1
in Deutschland. Die bayerische Lan-
deshauptstadt ist nach New York die
bedeutendste Buchverlagsstadt der
Welt. Ein außerordentlich vielfälti-
ges Zeitungs- und Zeitschriftenan-
gebot mit rund 270 Zeitungen und
etwa 1.700 Zeitschriften prägt den
Printstandort Bayern.

� Allein in der Region München bie-
ten rd. 6.700 Medienunternehmen
über 100.000 Arbeitsplätze. Mün-
chen ist mit 145 Unternehmen und
3.200 Beschäftigten der Multimedia-
Standort Nr. 1 in Deutschland, vor
Berlin und Köln.

� Und Bayern kann diese gute Posi-
tion noch ausbauen. In spektaku-
lärer Weise haben in jüngster Zeit
einige private Fernsehsender mit
Standortveränderungen und Neu-
gründungen für Schlagzeilen ge-
sorgt:
– Der Musiksender MTV, der bereits

jetzt einen Teil seines Programms
im Raum München produziert,
wird im Lauf des Jahres seinen
Sitz von Hamburg nach München
verlegen.

– Mit der Zusammenführung des
digitalen Fernsehens am Standort
Bayern und dem Umzug des Sen-
ders Premiere nach Bayern wer-
den sich nicht nur die deutschen
digitalen Fernsehangebote im eu-
ropäischen und internationalen
Wettbewerb klar positionieren
können, damit ist zugleich auch
die Ansiedlung von mehreren
hundert qualifizierten Arbeitsplät-
zen verbunden.

– Der Sender ProSieben wird seinen
Nachrichtenkanal N 24 plan-
mäßig in München aufbauen –
trotz heftiger Abwerbungsversu-
che durch andere Bundesländer.

– Das Disney-Synchron-Studio wird
sich im alten Messegelände in
München niederlassen.

– Der hier ansässige Sender tm3 hat
sich für die nächsten Jahre die
Rechte an der Fußball-Cham-
pions-League gesichert, ein Inve-
stitionsvolumen von rund 800
Mio. DM und ein weiterer Beleg
für die Attraktivität des Medien-
standorts Bayern!

– Der niederländische Unterhal-
tungsmulti Endemol hat im Mai
1999 in München die Endemol
Filmproduktion München ge-
gründet und so nach eigenen
Worten „der Bedeutung des Me-
dienstandorts Bayern Rechnung
getragen“.

Eine erst kürzlich veröffentlichte Stu-
die des Deutschen Instituts für Wirt-
schaft gibt dem Film- und TV-Produk-
tionsstandort München Bestnoten.
München führt – bezogen auf Produk-
tionsvolumen, die Anzahl der Beschäf-
tigten und den Umsatz – in der Rang-
folge vor Köln, Berlin und Hamburg.
Auch in der Einschätzung der Filmpro-
duzenten steht München an erster
Stelle, was nach der Befragung mit 
guten Finanzierungsmöglichkeiten,
qualifizierten Arbeitskräften und der
hohen Lebensqualität in der Landes-
hauptstadt begründet wird.

3. Medienoffensive Bayern

Auf diesen hervorragenden Zahlen
und Fakten kann Bayern bei seiner Me-
dienpolitik aufbauen. Wir dürfen uns
darauf aber nicht ausruhen. Vielmehr
müssen wir uns auch weiterhin dem
Wettbewerb der Medienstandorte stel-
len – national und international.
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Im Handel mit Fernsehprogrammen
und Filmen hat die Europäische Union
gegenüber den USA ein Defizit von 
6 Mrd. Dollar pro Jahr. US-Filme haben
in europäischen Kinos einen durch-
schnittlichen Marktanteil von 80%.
Amerika produziert, Europa konsu-
miert und finanziert. Diese „Arbeits-
teilung“ kann nicht so bleiben! Wir
müssen im Filmbereich wieder mehr
Wertschöpfung nach Europa holen.

Trotz zunehmender Globalisierung
auch des Medienmarktes stellt der in-
nerdeutsche Standortwettbewerb eben-
falls eine große medienpolitische 
Herausforderung dar. Andere Länder
können dabei zum Teil mit dem Privi-
leg eines EU-rechtlichen Fördergebiets
aufwarten und können es sich deshalb
leisten, mit gewaltigen öffentlichen
Mitteln Medieninitiativen zu ergreifen.

Unsere Antwort darauf kann aber
nicht ebenfalls eine „Investition in Be-
ton“ oder die Verteilung von Steuer-
geldern nach dem „Gießkannenprin-
zip“ sein. Wir setzen vielmehr auf
intelligente Vernetzung und Verknüp-
fung. Unsere Medienoffensive Bayern
ist ein Bündel von kreativen Maßnah-
men mit vier Kernbestandteilen.

3.1 Stärkung der Aus- und Fort-
bildung im Medienbereich

Eine herausragende Stärke des Me-
dienstandorts Bayern liegt in seinem
großen Potential an hervorragenden
Aus- und Fortbildungseinrichtungen.

Die Medienwirtschaft als eine rasch
wachsende und sich rasch wandelnde
Branche hat einen großen Bedarf an
qualifiziert ausgebildeten Nachwuchs-

kräften. Neue Berufe wie Screen-De-
signer, Multimedia-Entwickler, Mul-
timedia-Info-Broker und veränderte
Berufsbilder verdeutlichen die Dyna-
mik in diesem Bereich. Angesichts der
Vielzahl von Ausbildungseinrichtun-
gen und der sich rasch entwickelnden
und wandelnden Nachfrage der Wirt-
schaft nach den verschiedensten Qua-
lifikationen brauchen wir eine Einrich-
tung, in der Angebot und Nachfrage in
der Aus- und Weiterbildung zusam-
mengeführt werden. Hierfür haben
führende Institutionen im Medienbe-
reich zusammen mit dem Freistaat den
Medien-Campus Bayern e.V. gegrün-
det. Zu seinen Kernaufgaben wird ne-
ben der Abstimmung der Medienaus-
bildungsangebote untereinander eine
weitere Intensivierung des Praxisbe-
zugs der Medienausbildung gehören.
Der Medien-Campus Bayern wird jun-
ge Menschen über die vielfältigen
Möglichkeiten einer Ausbildung im
Medienbereich informieren und be-
raten.

3.2 Zusätzliche Finanzierungs-
instrumente für Film und
Fernsehen in Bayern

Eine erfolgreiche Medienentwicklung
hängt in erheblichem Umfang von
den Zugangsmöglichkeiten zu Finan-
zierungsquellen ab. Film- und Fern-
sehproduktionen sind sehr kostenin-
tensiv. Spielfilme sind ohne Millionen-
budgets nicht mehr zu realisieren.
Deutsche Filmproduzenten werden
auch in nächster Zeit auf eine lei-
stungsfähige Filmförderung angewie-
sen sein.

Mit dem FilmFernsehFonds Bayern ha-
ben wir vor drei Jahren ein effizientes
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und erfolgreiches Instrument der Film-
und Fernsehförderung gegründet. Bei
der Erschließung von zusätzlichen Fi-
nanzierungsmöglichkeiten können wir
aber nicht auf weitere staatliche För-
dermaßnahmen mit öffentlichen Gel-
dern setzen. Statt dessen bemühen wir
uns primär um Beiträge privater Un-
ternehmen außerhalb der eigentlichen
Medienbranche. Auf Initiative der
Staatskanzlei haben sich deshalb große
und angesehene Banken grundsätzlich
bereit erklärt, die Finanzierungsbasis
für bayerische Filmprojekte mit einem
Bankenfonds erheblich zu erweitern.
Dieser Fonds, der voraussichtlich im
Herbst 1999 seine Tätigkeit aufneh-
men kann, wird zusätzliches Kapital
für die Spitzenfinanzierung und die
Verleihförderung wirtschaftlich erfolg-
versprechender Filmprojekte bereit-
stellen.

3.3 Verbesserung der
Studiokapazitäten

Wir werden das Angebot an Studioka-
pazitäten optimieren. Im Vordergrund
steht nicht – wie beispielsweise in
Nordrhein-Westfalen – die Schaffung
zusätzlicher Kapazitäten unter erhebli-
chem Einsatz öffentlicher Mittel ohne
Rücksicht auf die Erfordernisse des
Marktes. Wichtiger ist uns die intelli-
gente und zukunftsorientierte Vernet-
zung vorhandener Infrastrukturen, z.B.
im Bereich der Messe oder auch im Zu-
sammenhang mit bereits etablierten
Produktionsstandorten. Auf unsere An-
regung hin hat z.B. die Messegesell-
schaft München vor kurzem beschlos-
sen, eine Messehalle fernsehgerecht für
Großproduktionen und Veranstaltun-
gen auszustatten. Diese Halle wird
zugleich in die Angebotspalette der

Bavaria Studios aufgenommen. Mit
10.000 qm Fläche wird dies Deutsch-
lands größte Fernsehhalle sein. Auf
diese Weise wird sowohl eine optimale
Auslastung der Messe erreicht, als auch
das Angebot der Bavaria Studios be-
darfsgerecht erweitert.

In der Verwirklichung anspruchsvoller
Spielfilmprojekte liegt Bayerns große
Tradition als Filmproduktionsstandort.
Die Hallenkapazitäten für große inter-
nationale Produktionen in Bayern sind
aber auf Jahre hinaus ausgebucht. Der
Freistaat hat deshalb die Errichtung
einer neuen, großen Filmhalle in Gei-
selgasteig unterstützt, die vorrangig
großen Spielfilmprojekten vorbehalten
sein wird. Diese Halle wird zusammen
mit dem kreativen und technischen
Potential des Filmstandorts Bayern
Produzenten aus aller Welt ideale Ar-
beitsbedingungen bieten. Das dort bei
neuen Filmproduktionen entstehende
Beschäftigungspotential wird wieder-
um dem Medienstandort München zu-
gute kommen.

3.4 Aufbau einer Agentur für
Medien und Informations-
technologie

Schließlich werden wir eine Agentur
für Medien und Informationstechno-
logie ins Leben rufen. Diese wird als
privatrechtliche Gesellschaft den wei-
teren Ausbau des Medienstandorts
Bayern effektiv vorantreiben. Kernauf-
gabe wird die Ansiedlung neuer, inno-
vativer Unternehmen aus den Berei-
chen Medien und Informations- und
Kommunikationstechologie in Bayern
sein. Die Wertschöpfung in diesem Be-
reich ist hoch und chancenreich. Eine
offensiv und flexibel arbeitende An-
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siedlungsagentur soll deshalb dyna-
misch wachsende Unternehmen aus
diesem Geschäftsbereich nach Bayern
holen. Zu diesem Zweck soll die Me-
dienagentur den Medienstandort Bay-
ern wirkungsvoll auf Fachmessen,
Kongressen und Ausstellungen präsen-
tieren. Sie soll darüber hinaus hoch-
karätige Medienveranstaltungen im
Freistaat – wie z.B. die Medientage –
konzipieren und durchführen. Damit
wird die nationale und internationale
Medienkompetenz in Bayern zusam-
mengeführt und gestärkt.

4. Gesellschaftliche
Herausforderung

Medienpolitik ist aber nicht nur eine
wirtschaftspolitische Aufgabe. Medien-
politik ist eine gesellschaftspolitische
Herausforderung. Es wäre unverant-
wortlich, im Medienbereich einseitig
auf die Wachstumsaspekte zu setzen
und inhaltliche Fragen außer Acht zu
lassen. Für uns stehen in gleicher Wei-
se die Medieninhalte und ihre ge-
sellschaftlichen Wirkungen im Vor-
dergrund. Wir sehen durchaus die
möglichen Risiken und Gefahren, die
aus dem ungeheuer dynamischen

Wachstum im Medienbereich und aus
der immer rascher wachsenden Flut
von Informationen entstehen können.
Mehr Information bedeutet nicht
zwangsläufig, besser informiert zu sein.
Riesige Datenmengen und eine stän-
dige elektronische Reizüberflutung
können die Aufnahmefähigkeit der
Menschen überfordern. Nicht zuletzt
stellen uns Jugendschutz und die Ab-
wehr von Gewalt und Pornographie
vor große Aufgaben.

Allerdings gilt: Aus der Medienrevolu-
tion kann niemand aussteigen. Der
amerikanische Gründer und Chef 
des Software-Herstellers Microsoft, Bill
Gates, sagte schon vor einigen Jahren:
„Ich glaube nicht, daß die Menschheit
die Wahl hat, die Informationsgesell-
schaft abzulehnen.“ In der Tat: Wir
haben nicht die Möglichkeit – weder
technisch noch politisch – uns den
Wirkungen der neuen Medien zu ent-
ziehen. Ablehnung ist nicht der rich-
tige Weg. Aktiv gestalten ist unser Auf-
trag. Dies ist eine politische Aufgabe.
Dieser Aufgabe hat sich die Bayerische
Staatsregierung in der Vergangenheit
mit Mut, Phantasie und Entschlossen-
heit stets erfolgreich gestellt – dies wird
auch künftig so bleiben!



1. Medienlandschaft 
in Deutschland

Es besteht heute kein Zweifel mehr
daran, daß im Medienbereich eine der
größten Wachstumsbranchen der Zu-
kunft liegt. Neue Techniken stehen un-
mittelbar ins Haus, neue Märkte tun
sich auf, neue Berufsbilder sind im
Entstehen.

Fachleute schätzen das Umsatzvolu-
men der Multimedia-Industrie, die aus
verschiedenen Branchen zusammen-
wächst (Computer, Software, Unter-
haltungselektronik, klassische Tele-
kommunikation und deren jeweilige
Zulieferzweige), schon heute auf rund
270 Mrd. DM in Deutschland, weltweit
auf mehr als 2,5 Billionen DM.

Die Telekommunikations- und Multi-
media-Märkte gehören zu den expan-
sivsten überhaupt. Die geschätzten
jährlichen Zuwachsraten betragen 
40% und mehr. Bis 2010 sollen hier-
zulande rund 180.000 Stellen per Saldo
neu entstehen. Insgesamt basieren

über eine Million Arbeitsplätze auf den
neuen Techniken.

Kommunikation und Information bil-
den also eine tragende Säule der künf-
tigen Wirtschafts- und Gesellschafts-
struktur. So einig man sich über die
generelle Entwicklungsrichtung ist, so
unterschiedlich sind nach wie vor die
Auffassungen,

� welche konkreten Veränderungen
eintreten werden,

� wie die Informationsgesellschaft
strukturiert sein wird und darin ein-
gebettet,

� wie eine künftige Medienordnung
aussehen könnte. 

Deutschland zählt derzeit mit seinem
TV- und Hörfunk-Angebot ohne Frage
sowohl in qualitativer wie in quantita-
tiver Hinsicht zu den führenden Na-
tionen. In kaum einem anderen Land
der Welt ist die elektronische Medien-
landschaft so breit gefächert und so
vielfältig wie bei uns. Und kaum ir-
gendwo steht diese Vielfalt für den

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk
an der Schwelle 

zum neuen Jahrtausend

Reorganisation unter verschärften
Marktbedingungen

Udo Reiter

POLITISCHE STUDIEN, Sonderheft 3/99, 50. Jahrgang, November 1999
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einzelnen auch so kostengünstig be-
reit. 

2. Öffentlich-rechtlicher 
Rundfunk

Wir haben einen starken öffentlich-
rechtlichen Rundfunk mit einem um-
fangreichen Programmangebot und
wir haben mächtige kommerzielle Me-
dienkonzerne, mit internationalen Di-
mensionen.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk heu-
te umfaßt 

� im analogen Bereich 14 bundesweit
empfangbare TV-Programme, ein
nicht über Satellit verbreitetes Drit-
tes ARD-Programm, 55 Hörfunkpro-
gramme und 

� im kommerziellen Bereich 19 bun-
desweit verbreitete TV-Programme,
dazu ungezählte lokale und re-
gionale TV-Stationen (insgesamt an 
die 200) und über 175 Hörfunkpro-
gramme.

Dieses duale System hat sich alles in
allem bewährt, es ist vital und dyna-
misch, entwickelt in hartem Wett-
bewerb, unter vielen Belastungen er-
probt, und es ist wohl auch tauglich
für das bevorstehende Digital-Zeitalter.
Zur Zeit ist die Position des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks im dualen Sy-
stem eher eindrucksvoll.

Hinter der ARD beispielsweise liegt ein
erfolgreiches Programmjahr. Das Erste
war 1998 nach langer Zeit erstmals
wieder Marktführer. Die Dritten Pro-
gramme konnten ihren Aufwärtstrend
fortsetzen und sind ein ernsthafter
Faktor in der deutschen Fernsehland-

schaft. Auch die Spartenprogramme,
besonders der Kinderkanal, konnten
ihre Marktposition ausbauen. Und
schließlich sind wir mit unserem digi-
talen ARD-Bouquet auf der Höhe der
Zeit.

Aber dies ist nur die eine Seite. Abseh-
bar ist, daß der öffentlich-rechtliche
Rundfunk in zunehmendem Maße mit
Problemen konfrontiert wird, die ihn
vor die wohl größte Herausforderung
in seiner Geschichte stellen werden.

Das beginnt bei den Finanzmitteln. In-
nerhalb des dualen Rundfunksystems
droht eine Veränderung des Kräf-
tegleichgewichts zugunsten der mit
enormer Finanzkraft ausgestatteten,
national und international agierenden
privaten Medienkonzerne. Wenn man
will, kann man uns schon heute aus
jedem Markt herauskaufen. Das betrifft
vor allem die Bereiche Sport und Spiel-
film. Hier wird mit härtesten Bandagen
gekämpft. Der Verlust der kommenden
Fußballweltmeisterschaften für ARD
und ZDF ist dafür nur ein Beispiel.

Nach wie vor bedrohlich für das öf-
fentlich-rechtliche System sind auch
die hartnäckigen Versuche aus Brüssel,
den Rundfunk vorrangig unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten zu sehen
und damit die Gebührenfinanzierung
als unerlaubte Subvention in Frage zu
stellen. Durch die Protokollnotiz zum
Amsterdamer Vertrag wurde zwar der
größte Angriff erst einmal zurückge-
wiesen, aber man muß kein Prophet
sein, um vorauszusagen, daß dies nicht
die letzte Attacke war.

Schwierig ist unsere Position auch des-
halb, weil in Teilen der Politik und der
Gesellschaft die Unterstützung für den
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öffentlich-rechtlichen Rundfunk nach-
gelassen hat. Die ordnungspolitische
Vorstellung eines im Prinzip markt-
wirtschaftlich orientierten Mediensy-
stems, in dem der öffentlich-rechtliche
Rundfunk allenfalls Nischenfunktio-
nen zu erfüllen hat („elektronisches
Opernhaus“), stößt nicht nur in Brüs-
sel auf Sympathie.

Die Lage ist also zwiespältig. Erfolge im
Programm und beim Publikum, Ge-
fährdungen im Wettbewerb und in der
Medienpolitik.

Auf diese Herausforderungen haben
wir uns einzustellen. Neben dem
Bemühen um ein anspruchsvolles und
erfolgreiches Programm wird es dabei
auch um organisatorische Optimie-
rungen gehen.

2.1 Organisatorische
Optimierungen

Innerhalb der ARD gibt es dafür bereits
Ansätze.

Verbesserung der Kooperation und
Organisation zwischen den zehn
ARD-Anstalten

Hier ist in den zurückliegenden Jahren
schon Bemerkenswertes geschehen.
Die ARD heute ist in ihren Arbeitsab-
läufen, in ihrer Handlungsfähigkeit, in
den Entscheidungsprozessen nicht
mehr mit der ARD von vor 20 Jahren
vergleichbar. Wir haben viel an Rei-
bungsflächen abgebaut, gestrafft und
vereinfacht. Und es gibt viele Beispiele
für Rationalisierungen und Koopera-
tionen, die zu beträchtlichen Ein-
sparungen führten. Diesen Weg wer-
den wir weiter gehen.

Eine zusätzliche Qualität hat die 
ARD-interne Organisationsverbesse-
rung durch die Diskussion um die so-
genannte ARD-Reform erhalten. Beflü-
gelt durch den Zusammenschluß von
SDR und SWF – einen medienpoliti-
schen Kraftakt, den man noch vor we-
nigen Jahren für unmöglich gehalten
hätte – wurde ernsthaft über eine Neu-
organisation des Verbundes diskutiert.
Abbau des Finanzausgleichs, Konzen-
tration der Kräfte, verstärkte Koopera-
tion bis hin zu weiteren Fusionen wa-
ren die Stichworte der Debatte. Nach
anfänglichen heftigen Kontroversen
legten die ARD-Intendanten den Mini-
sterpräsidenten in ihrem „Erfurter
Brief“ im Dezember 1998 einen Kom-
promißvorschlag vor, der die Grund-
züge einer künftigen ARD-Struktur be-
schreibt. Es besteht der Eindruck, daß
die Länder zumindest den Tenor unse-
rer Vorschläge aufgreifen und die Wei-
chen in diese Richtung stellen werden.

Innerbetriebliche Reformen 

Auch hier ist bereits in den letzten Jah-
ren viel geschehen. Ehemals behör-
denhaft organisierte Arbeitsprozesse
wurden unter betriebswirtschaftlichen
Aspekten neu organisiert. Im Prinzip
kamen dabei die einzelnen Sender fast
durchwegs zu den gleichen Schlußfol-
gerungen. Unterschiede gab es ledig-
lich in der Radikalität und im Tempo,
in dem die Reformen durchgesetzt
wurden. Als Beispiel sei die Entwick-
lung des MDR skizziert: Durch die
„Gnade der späten Geburt“ konnten
wir nach der Gründung des Senders
einige Dinge sofort einführen, die an-
derswo erst in der Diskussion waren 
– etwa die kostentransparente Organi-
sation innerbetrieblicher Abläufe nach
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dem sogenannten Produkt-Manager-
und Service-Center-Prinzip.

� Das Produkt-Manager-Prinzip be-
deutet die Zusammenführung der
Verantwortung für Inhalt und Auf-
wand bei einem Verantwortlichen.
In diesem Zusammenhang wurde
für die Kostenvorgabe und -abrech-
nung das „Einbudgetsystem“ einge-
führt. Hierbei werden direkte Ko-
sten und anteilige Betriebskosten
zusammen ausgewiesen. Dadurch
hat der Produkt-Manager die Mög-
lichkeit, den Aufwand seiner Sen-
dung präzise zu bestimmen und zu
kontrollieren.

� Das Service-Center-Prinzip ist ei-
ner Kunden-Lieferanten-Beziehung
nachgebildet. Der „Kunde“ (Pro-
gramm) bezahlt aus seinem Sen-
debudget die vom „Lieferanten“
(Produktionsbereiche) bezogenen
Leistungen nach innerbetrieblichen
Verrechnungspreisen. Sie orientie-
ren sich in der Regel an den Bedin-
gungen des Marktes. Der „Lieferant“
kann mit den so erzielten „Erlösen“
seinen Aufwand decken. Oder auch
nicht. Dann entsteht ein mit die-
sem Prinzip auch beabsichtigter
Druck auf die Aufwände beim „Lie-
feranten“, nicht zuletzt auf sein
Investitionsverhalten. Mit diesem
Prinzip haben wir in den letzten
Jahren gute Erfahrungen gemacht. 

Systembedingte Grenzen der
innerbetrieblichen Optimierung

In diesen Bemühungen, durch inner-
betriebliche Optimierungen eine höhe-
re Effizienz und Flexibilität zu er-
reichen, stößt allerdings an eine
systembedingte Grenze: Die öffent-

lich-rechtlichen Rundfunkanstalten
haben in der Vergangenheit bei der
Programmproduktion traditionell sehr
stark auf hauseigene Kräfte zurückge-
griffen, die ihrerseits wieder einen ent-
sprechenden Verwaltungsaufwand be-
dingten. Die Folge ist ein relativ hoher
Personalbestand mit entsprechend
hohem Personalkostenanteil an den
Gesamtaufwendungen. Das wiederum
schränkt natürlich den unternehme-
rischen Handlungsspielraum ein: Per-
sonalkosten sind Fixkosten – ständig
steigend und über Jahre und Jahrzehn-
te kaum zu beeinflussen.

Wenn die finanzielle Situation ange-
spannter wird oder die Marktlage ein
flexibles Reagieren verlangt, sind wir
unbeweglicher als wir sein müßten –
und das in einem extrem dynami-
schen und aggressiven Markt! Deshalb
kann man es nach unserer Überzeu-
gung nicht bei diesen innerbetrieb-
lichen Verbesserungen belassen, son-
dern muß auch prüfen, ob es nicht
Sinn macht, die bisherige Aufgaben-
stellung zu verändern und Teile der
Leistungen, die in den Häusern selbst
wahrgenommen wurden, nach außen
zu verlagern.

Auch diese Überlegung ist nicht prin-
zipiell neu. Schon lange vergibt der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk Aufträge
an Fremdfirmen oder läßt Geschäf-
te durch Töchter erledigen. Die ver-
schärften Marktbedingungen scheinen
allerdings die Frage nahezulegen, ob in
dieser Richtung nicht weitere beträcht-
liche Spielräume liegen.

Auch hier sollen nur die MDR-Über-
legungen und Entscheidungen darge-
stellt werden: Klar ist, daß der „Kern
unseres Daseins“, der öffentlich-recht-
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liche Programmauftrag, nicht tangiert
werden darf. Hier liegen die logischen
und rechtlichen Grenzen für jede Out-
sourcing-Politik. Alles, was mit dem
Programm zu tun hat, mit den Inhal-
ten, muß öffentlich-rechtlich sein und
bleiben. Da ist kein Platz für irgend-
welche Experimente.

Allerdings kann man dieses Argument
auch umdrehen: Alles, was nicht un-
mittelbar mit dem Programm zu tun
hat, (und da gibt es eine Menge: vom
Gebäudemanagement bis in den Pro-
duktionsbereich), muß nicht unbe-
dingt öffentlich-rechtlich organisiert
sein. Die Redaktionen müssen öffent-
lich-rechtlich sein, nicht die Dienstlei-
stungen. Die Dienstleistungen könnte
man auch auf dem Markt einkaufen,
vermutlich nicht vollständig, aber
wahrscheinlich doch weit mehr als das
bisher üblich war. Und es muß auch
nicht gleich der völlig freie Markt sein,
wenn die Sorge vor zu großer Abhän-
gigkeit überwiegt. Es können auch pri-
vatwirtschaftlich organisierte Töchter
sein, über die man als Anteilseigner
Mitentscheidungsrechte behält.

Das waren die Ausgangsüberlegungen.
Und das waren die Vorteile, die wir
uns davon versprochen haben:

� Die schon angesprochene Verlage-
rung von Personalkosten auf Sach-
kosten und die damit verbundene
Flexibilisierung in der Unterneh-
mensführung.

� Eine Erhöhung des Kostenbewußt-
seins im Haus. Die Notwendigkeit,
Dienstleistungen direkt bezahlen zu
müssen, führt (v.a. im Zusammen-
hang mit dem Produkt-Manager-
Prinzip) zu einem verstärkten Ge-
fühl für die verursachten Kosten

und in der Folge zu wirtschaft-
lichem Umgang mit den eigenen
Etats.

� Die Töchter können ihre Dienstlei-
stungen auch Dritten anbieten. Das
führt zu optimaler Auslastung der
Kapazitäten, einem Wettbewerbs-
druck auf das eigene Investitions-
verhalten und über ein positives Ge-
schäftsergebnis letztlich zu
finanziellen Entlastungen bei der
Mutter.

� Heranholen von technischem
Know-how und zusätzlicher Finanz-
kraft durch Partner in den Töchtern.
Wir arbeiten hier zum Teil mit
Firmen zusammen, ohne deren En-
gagement und Fachkenntnisse der
MDR in so kurzer Zeit gar nicht hät-
te aufgebaut werden können. So
haben wir beispielsweise Gemein-
schaftsunternehmen mit renom-
mierten Firmen wie Studio Ham-
burg über deren Tochter MCI, mit
der Neuen deutschen Filmgesell-
schaft (ndF), mit der Bavaria Film,
der Kinowelt Media GmbH u.a..

� Der MDR wollte mit seinen Töch-
tern und ihren Aktivitäten auch
Impulse für den Aufbau einer me-
dienspezifischen Infrastruktur im
MDR-Sendegebiet geben. Hier ist
der MDR sicherlich in einer etwas
anderen Situation als die anderen
öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten. In unserem Sendegebiet
entwickelt sich nur sehr zögernd
eine tragfähige Medienstruktur. Um
unseren Programmbedarf erfüllen
zu können, mußten wir einen
großen Teil unserer Aufträge in die
alten Bundesländer und nach Ber-
lin geben. Durch den Aufbau lei-
stungsstarker eigener Unternehmen
versuchten wir, hier Abhilfe zu
schaffen und den Standort Mittel-
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deutschland als Medienstandort at-
traktiv zu machen. Das ist nicht
direkt unser Programmauftrag –
aber indirekt ist es natürlich auch
für den MDR vorteilhafter, wenn er
in einem attraktiven Umfeld und
einer funktionierender Infrastruktur
arbeiten kann.

Für den MDR und sein Sendegebiet
halten wir dieses Konzept daher insge-
samt für eine optimale Lösung: Ein
Unternehmensverbund, in dem der
öffentlich-rechtliche Programmauftrag
mit einem modernen marktwirtschaft-
lichen Konzept erfüllt wird und von
dem gleichzeitig Impulse für die Infra-
struktur in den drei MDR-Staatsver-
tragsländern ausgehen.

Für dieses Modell „Der MDR und seine
Töchter“ bietet sich folgendes Bild: In
der Mitte ein schlankes öffentlich-
rechtliches Mutterschiff, umgeben von
einer Flotte effizienter und beweglicher
Schnellboote. Damit ist man für alle
Gefechtslagen optimal gerüstet.

Nach einem erfolgreichen Pilotprojekt
in Thüringen sind wir 1997 noch ei-
nen Schritt weiter gegangen und ha-
ben auch einige bisher im MDR an-
gesiedelte Dienstleistungsbereiche in
eigenständige Tochterfirmen ausge-
lagert:

� die Produktion und Technik der
Landesfunkhäuser, 

� den Bereich Ü-Wagen, 
� die gesamte Ausstattungsabteilung, 
� den Audiosystemservice und 
� die Anlagentechnik.

Durch diese Politik hat sich die Anzahl
unserer Tochterunternehmen in den
letzten Jahren beständig erhöht. Der-

zeit gehören zum DREFA-Unterneh-
mensverbund, der durch die DREFA
Holding GmbH, eine 100%ige MDR-
Tochter, gesteuert wird, 20 Firmen.
Über die DREFA Holding hält der MDR
an diesen Firmen entweder Anteile
oder Mehr- und teilweise auch Min-
derheitsbeteiligungen. Genau gesagt
sind es acht hundertprozentige Toch-
terfirmen, acht Beteiligungen und vier
Gemeinschaftsunternehmen. 

Daß diese Politik nicht erfolglos war,
läßt sich auch an der Umsatzentwick-
lung ablesen. 1993 betrug der Umsatz
der DREFA noch 4 Mio. DM, für 1999
erwarten wir rund 220 Mio. DM. Die
Zahl der Mitarbeiter stieg von 36 auf
664. Dazu kommen rund 500 freie
Mitarbeiter. Zieht man die 310 vom
MDR gestellten Mitarbeiter ab, sind
durch die DREFA 354 feste und einige
hundert freie Arbeitsplätze in unserem
Sendegebiet neu entstanden. 

Die Firmen bilden zudem die Voraus-
setzung dafür, daß inzwischen fast 
70% der MDR-Aufträge im eigenen
Sendegebiet plaziert werden können
und in zunehmendem Maße auch
Drittaufträge herangeholt werden.

Die Unternehmenspolitik des MDR 
ist in den letzten Monaten bisweilen
heftig kritisiert worden. Dies geschah
zum Teil aus verständlichen mensch-
lichen Motiven – die Gewerkschaften
sehen ihre Mitglieder verständlicher-
weise lieber im Schoß einer öffentlich-
rechtlichen Anstalt als in der freien
Wirtschaft – zum Teil aber auch aus
Sorge um den Fortbestand des öffent-
lich-rechtlichen Systems. 

Werden – so die zentrale Frage – durch
eine weitgehende privatwirtschaftliche
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Organisation von Produktions- und
Dienstleistungen nicht elementare Be-
standteile des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks aufgegeben? Muß bei-
spielsweise die organisatorische Tren-
nung von Programm und Technik
nicht zwangsläufig zu Qualitätsver-
lusten führen? 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist
dies zu verneinen. Abgesehen davon,
daß die verfassungs- und rundfunk-
rechtliche Zulässigkeit dieser Politik

von mehreren Gutachten bestätigt
wurde, können wir heute feststellen,
daß die Freiheit der Redaktionen und
der Programme durch die neue Arbeits-
organisation nicht im geringsten tan-
giert wird. Abschließend sei die Vermu-
tung erlaubt, daß die Verstärkung
betriebswirtschaftlicher und marktwirt-
schaftlicher Elemente im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk diesen nicht ge-
fährden werden, sondern ein Weg sind,
seine Zukunft auch unter verschärften
Marktbedingungen zu sichern.



1. Einführung

Am Beginn des 21. Jahrhunderts wird
unser Leben mehr denn je durch In-
formation und Kommunikation ge-
prägt. Ohne Kommunikation, vor al-
lem ohne die modernen Mittel und
Wege dazu – die Medien – ist die heu-
tige Wirtschaft und Gesellschaft un-
denkbar. Medien schaffen globale Le-
bensräume, sie prägen unser Bild der
Welt. Die rasante Entwicklung der In-
formations- und Kommunikations-
technologien hat unsere Medienland-
schaft in den letzten Jahrzehnten
grundlegend verändert. Erst vor 15
Jahren fiel in Deutschland der Start-
schuß für die Einführung des privaten
Rundfunks. Das duale Rundfunk-
system mit seinem Nebeneinander von
öffentlich-rechtlichem und privatem
Rundfunk hat sich inzwischen fest eta-
bliert. Nun ist von einer weiteren Stu-
fe der Medienrevolution die Rede. Sie
wird durch Schlagworte wie „Digitale
Revolution“ und „Multimedia-Zeit-
alter“ charakterisiert.

Die Schlüsseltechnologie für diese Ent-
wicklung ist die Digitaltechnik. Die
Digitalisierung hat zunächst zur Folge,
daß sich die technischen Übertra-
gungskapazitäten deutlich erweitern.

Während die analoge Übertragung auf
dem Prinzip basiert, daß pro Kanal ein
Programm gesendet und empfangen
werden kann, machen es Datenre-
duktion und Kompression möglich, in
einem Kanal bis zu 10 Programme zu
verbreiten. Die neu gewonnenen Nut-
zungs- und Übertragungspotentiale
haben bereits jetzt zu einer starken
Ausweitung und Differenzierung der
Medienangebote geführt und werden
diese Entwicklung weiter begünstigen.
Neue Free-TV-Angebote sind entstan-
den, aber auch Pay-TV-Kanäle, die als
Pay-per-Channel- oder Pay-per-View-
Angebote abonniert werden können.
In nächster Zeit werden Near-Video-
on-Demand-Angebote hinzukommen,
das heißt Dienste, bei denen das Publi-
kum in die Lage versetzt wird, über
den Zeitpunkt des Medienkonsums re-
lativ frei zu entscheiden. Im nächsten
Schritt wird die Digitalisierung zu einer
Aufhebung der unterschiedlichen Ver-
breitungswege für unterschiedliche
Medien führen: Man wird einerseits
einen Spielfilm über das Telefonnetz
auf einen Computermonitor übertra-
gen können und andererseits über das
Breitbandkabelnetz telefonieren. Man
kann mit Web-TV über ein Fernseh-
gerät Internetinhalte abrufen und bald
wird ein einheitliches Multimediater-
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minal Telefon, Fernseher und Compu-
ter integrieren.

In den ersten vier Nachkriegsjahrzehn-
ten war die deutsche Rundfunkland-
schaft vom Monopol der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten und
ihren Programmen geprägt. Mitte der
achtziger Jahre begann mit der Ein-
führung des privaten Hörfunks und
Fernsehens eine grundlegende Umge-
staltung. Anfang der achtziger Jahre
gab es mit ARD und ZDF lediglich zwei
nationale Fernsehprogramme und acht
Dritte Programme. Dazu kamen in der
Regel pro ARD-Anstalt drei Hörfunk-
programme. Ende der neunziger Jahre
verfügt das Publikum in Deutschland
über 31 nationale Free-TV Fernseh-
programme, davon 14 öffentlich-
rechtliche Programme und 17 private
Programme. Daneben sind derzeit 
zwei digitale öffentlich-rechtliche
Programmbouquets, ein privates ana-
loges Pay-TV-Angebot, verschiedene
private digitale Pay-TV-Bouquets und
Einzelangebote sowie zwei Teleshop-
ping-Kanäle auf Sendung. Dazu kom-
men insgesamt ca. 55 öffentlich-recht-
liche Hörfunkprogramme und ca. 190
private Radioangebote.

2. Free-TV bleibt Marktführer

Zunächst ein Blick auf die weitere Ent-
wicklung des Fernsehens. Im Wett-
bewerb der elektronischen Medien
steht Free-TV nach wie vor an der Spit-
ze: Die Free-TV-Angebote erreichen in
Deutschland eine Haushaltsabdeckung
von nahezu 100%, sie werden inten-
siver als jedes andere Medium genutzt
und sie generieren im Vergleich zu den
anderen elektronischen Medien mit
Abstand die höchsten Werbeeinnah-

men. Zwei Fragen spielen für die Zu-
kunft des Free-TV eine entscheidende
Rolle: 

� Wie wird sich Pay-TV in Deutsch-
land entwickeln und 

� welche Rolle wird das Internet
spielen? 

2.1 Free-TV

Der Markt für Free-TV ist in den
meisten europäischen Ländern weit-
gehend gesättigt. In Deutschland
konkurrieren derzeit 17 national ver-
breitete, ausschließlich werbefinan-
zierte Free-TV-Sender um Marktanteile
und Werbeeinnahmen. Als Folge dieser
extremen Konkurrenzsituation zu der
noch die 14 öffentlich-rechtlichen
Sender kommen, haben 1998 zwei
Sender – Nickelodeon und der Wetter-
kanal – den Betrieb einstellen müssen.
Möglicherweise werden in naher Zu-
kunft weitere kleinere Sender folgen.
Zweifellos haben die großen privaten
Sender der ersten Generation auch 
in Zukunft die besten Entwicklungs-
chancen. 

Schwieriger wird es bereits für die Voll-
programme der zweiten Generation.
Dem Beispiel von ProSieben und 
Kabel 1 folgend, werden diese Sender
überwiegend nur in der Gemeinschaft
einer Senderfamilie überleben können. 

Durch eine Senderfamilie werden mit
Hilfe einer abgestimmten Program-
mierung und eines gemeinsamen 
Programmeinkaufs gegenüber Einzel-
sendern entscheidende Wettbewerbs-
vorteile erzielt. Außerdem lassen sich
mit einer Senderfamilie verschiedene
Zielgruppen erreichen. 
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Auch hierfür sind ProSieben und 
Kabel 1 ein gutes Beispiel: Während
ProSieben ein junges Zielgruppen-
segment anspricht, erreicht Kabel 1 vor
allem das Publikum der über 49jäh-
rigen. Kleinere Spartensender werden
in Zukunft als Free-TV-Angebote nur
schwer überleben können, da sie zu ge-
ringe Werbeeinnahmen generieren
und im Gegensatz zu den USA keine
Entgelte von den Netzbetreibern erhal-
ten. Manche von ihnen werden ins
Pay-TV abwandern, aber auch dort
sind ihre Überlebenschancen ungewiß.
Eine Chance haben kleine Sparten-
sender i.d.R. nur dann, wenn interna-
tionale Medienkonzerne über sie den
Einstieg in neue Märkte suchen und
dabei sehr viel Geld in das Programm
investieren, um schnell akzeptable
Reichweiten zu erzielen. Bestes Beispiel
dafür ist TM3. 

2.2 Pay-TV

Pay-TV Programme haben in Deutsch-
land derzeit ca. 2,1 Mio. Abonnenten;
davon haben ca. 1,2 Mio. Haushalte
das analoge Angebot von Premiere
abonniert, ca. 900.000 Haushalte die
digitalen Angebote von Premiere und
DF1. Durch den Ausstieg von Bertels-
mann bei Premiere und die Übernah-
me der Anteile durch die KirchGruppe
ist in Deutschland ein großer Pay-TV-
Anbieter entstanden, der es weiteren
Anbietern sehr schwer machen wird in
diesem Bereich Fuß zu fassen, es sei
denn internationale Anbieter wie
Vivendi oder Murdochs News Corpo-
ration würden sich zu einem Pay-TV-
Engagement in Deutschland ent-
schließen. Dazu kommt, daß auch die
Telekom zunehmend auf eine eigen-
ständige Rolle verzichtet und verstärkt

auf die Zusammenarbeit mit der Kirch-
Gruppe setzt. 

Der Erfolg von Pay-TV ist eng ver-
knüpft mit exklusiven Spielfilmen,
Live-Übertragungen von Sport-High-
lights, der Werbefreiheit des Pro-
gramms und der Möglichkeit einer ge-
nauen Diversifizierung des Angebots.
Das bedeutet, daß in Zukunft noch
stärker als heute aktuelle Filme und
Sportereignisse exklusiv im Pay-TV
gezeigt werden. Durch den eminent
wichtigen Faktor, den der Sport für die
Entwicklung des Pay-TV hat, werden
die Preise für die Rechte für Sportarten
wie Fußball, Formel 1, Boxen und Ten-
nis weiter steigen. 

2.3 Internet

Größter Konkurrent des Pay-TVs ist 
neben dem Free-TV das Internet. Zwar
sind heute die Übertragungskapazitä-
ten im Internet noch zu gering, als daß
sich an einen regulären Fernsehbetrieb
denken ließe, doch handelt es sich hier
um kein prinzipielles Problem. Ange-
sichts der stetig wachsenden techni-
schen Möglichkeiten ist es nur eine
Frage der Zeit, bis das Internet auch
TV-Programme weltweit verteilen kann.
Der Medienkonzern Bertelsmann setzt
hier deutlich auf den Erfolg des Inter-
nets und hat sich deshalb aus der
Kooperation mit der KirchGruppe im
Pay-TV zurückgezogen, um sich nun-
mehr ganz auf Online-Dienste und das
Internet zu konzentrieren. 

Ein weiteres Problem, das nicht nur
das Pay-TV sondern die Entwicklung
des digitalen Fernsehens generell be-
trifft, ist die Knappheit der derzeit
vorhandenen Kanäle im Kabel. Schon
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jetzt sind alle verfügbaren Kanäle ver-
geben und neue Interessenten haben
momentan keine Chance. Abhilfe
kann nur der Ausbau des Kabelnetzes
von derzeit 450 MHz auf 862 MHz
schaffen. In welchem Zeitraum das
passiert, ist vor allem davon abhängig,
wie schnell die Telekom ihre TV-Kabel-
netze regionalisiert und verkauft. 

Die Konkurrenz zwischen Free-TV, Pay-
TV und Internet ist primär eine Kon-
kurrenz um das Zeit- und das Geld-
budget des Publikums. Zahlen aus den
USA belegen beispielsweise, daß die
TV-Nutzungsdauer auf Grund des In-
ternets sinken wird. Bezüglich des
Geldbudgets wissen wir, daß lediglich
ein verhältnismäßig geringer Teil der
Bevölkerung in Deutschland bereit ist,
mehr als 20 DM im Monat für Pay-TV
auszugeben. Von daher überrascht die
Strategie von Premiere World den
Preisabstand zwischen dem Gesamt-
paket und den Einzelpaketen ihres An-
gebots so gering zu halten, daß es für
die Kunden nur einen geringen Anreiz
gibt ein Einzelangebot zu abonnieren.
Im Gegensatz dazu haben die Anbie-
ter in den USA, Großbritannien oder
Frankreich die Strategie einer signifi-
kanten Preisdifferenzierung gewählt.

Alle Medien – mit Ausnahme des Pay-
TVs – werden in Zukunft noch stärker
um den Werbemarkt konkurrieren. Die
Netto-Werbeeinnahmen aller Medien
lagen 1998 bei insgesamt 41,2 Mrd.
DM. Dabei waren die Werbeeinnah-
men von Zeitungen und Zeitschriften
im Jahr 1998 mit ca. 18 Mrd. DM dop-
pelt so hoch wie die Einnahmen aller
Hörfunk und Fernsehsender, die zu-
sammen etwas mehr als 9 Mrd. DM
durch Werbung eingenommen haben.
Im Vergleich dazu lagen die Werbeein-

nahmen aller Online-Angebote in
Deutschland 1998 bei lediglich ca. 
50 Mio. DM. Hier werden allerdings
gewaltige Steigerungsraten erwartet. So
soll der Umsatz nach Schätzung der
Prognos AG im Jahr 2000 bereits bei
450 Mio. DM liegen, im Jahr 2003 bei
1,7 Mrd. DM. Im Werbefernsehen wird
dagegen nach Jahren des expansiven
Wachstums ein Normalisierungspro-
zeß einsetzen mit Wachstumsraten
von ca. 5% in den kommenden Jahren. 

Die Entwicklung des Lokalfernsehens
in Deutschland wird deshalb in star-
kem Maße von der Schaffung eines ge-
meinsamen Vermarktungsmodells zur
Akquirierung überregionaler Werbe-
einnahmen abhängen und von deren
Erfolg. 

Derzeit liegen dazu sowohl von ARD
Sales & Media Services, der gemeinsa-
men Vermarktungstochter der ARD als
auch von Media1, der Vermarktungs-
gesellschaft von Sat.1 Angebote vor,
die auch Programmzulieferungen be-
inhalten. 

Im Hinblick auf die Auswahl eines ge-
eigneten Vermarktungsunternehmens
kommt es vor allem darauf an, daß das
Vermarktungsmodell auch den Inter-
essen der kleineren und mittleren Lo-
kalstationen Rechnung trägt. 

Nur eine gemeinsame Vermarktung al-
ler Lokalstationen in Deutschland
kann die Möglichkeit schaffen, daß die
lokalen Fernsehsender einen signi-
fikanten Teil ihrer Einnahmen aus
überregionaler Werbung akquirieren
können. Dies ist eine zwingende 
Voraussetzung, um ihr Bestehen im 
heiß umkämpften Fernsehmarkt in
Deutschland sicherzustellen.
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3. Medienaussicht behindert
nicht die Marktentwicklung

Angesichts der tatsächlichen Markt-
entwicklung der elektronischen Me-
dien in Deutschland und dabei spe-
ziell des Fernsehens ist die Kritik der
deutschen Medienunternehmen an
der Medienaufsicht nicht nachvoll-
ziehbar. Seit einigen Jahren werden in
diesem Zusammenhang Gutachten
veröffentlicht, deren Zweck es ist nach-
zuweisen, daß es in erster Linie die
Medienaufsicht und allen voran die
Landesmedienanstalten sind, die die
Marktentwicklung behindern. Im glei-
chen Atemzug wird der ausschließliche
Einsatz des Kartellrechts und von
Selbstkontrollorganen propagiert. Al-
lein durch die Wiederholung der Be-
hauptung, daß die Medienaufsicht in
Deutschland die Marktentwicklung be-
hindere, wird diese Behauptung nicht
richtiger. Das Gegenteil ist weit eher
der Fall: Es waren immer wieder Me-
dienunternehmen selbst, die durch
falsche Entscheidungen die Marktent-
wicklung negativ beeinflußt haben.
Die Landesmedienanstalten haben
sich in der Vergangenheit auch dann
noch um Marktöffnung bemüht, wenn
andere Teilnehmer diese Entwicklung
blockiert haben. Das läßt sich sehr gut
an einer Reihe von Beispielen belegen.

Während die Landesmedienanstalten
bereits im Herbst 1996 ein Papier zur
Strukturierung des digitalen Kabel-
bereichs vorgelegt haben, hat die Tele-
kom sowohl auf die analoge als auch
die digitale Entwicklung zu diesem
Zeitpunkt und auch noch sehr viel
später nicht entsprechend reagiert.
Mangels einer einheitlichen digitalen
technischen Plattform drängten neue
private Anbieter weiterhin ins ohnehin

überstrapazierte analoge Kabel und das
mit Milliardenaufwand ausgebaute
digitale Hyperband drohte zur Investi-
tionsruine zu werden. Mittlerweile hat-
ten Premiere und DF1 jeweils eigene
technische Plattformen und Zugangs-
kontrollsysteme entwickelt.

Heute geht es um die Ausgliederung
und Regionalisierung der Kabelnetze.
Seit mehr als einem Jahr ziehen sich
die Verhandlungen bezüglich einer Re-
gionalisierung und eines teilweisen
Verkaufs der Netze hin. Hier müssen
bald Ergebnisse vorliegen, um den
dringenden Ausbau und die Moderni-
sierung endlich voranzutreiben. Die
Telekom muß dem Eindruck entgegen-
treten, sie wolle durch überzogene
Preisforderungen verhindern, daß mit
dem Ausbau des Breitbandkabelnetzes
ihrem Telefonnetz Konkurrenz in den
Bereichen Telefon und Onlinedienste
gemacht wird.

Der bisher eher mäßige Erfolg des digi-
talen Fernsehens in Deutschland hat
weitere Gründe, die nicht von den
Landesmedienanstalten zu vertreten
sind: Die technische Plattform und die
Zugangskontrollsysteme – insbesonde-
re die Ver- und Entschlüsselungstech-
nologie – besitzen für den Einstieg in
das digitale Fernsehen eine zentrale
Funktion. Die Probleme bei der Markt-
einführung des digitalen Fernsehens 
in Deutschland beruhen nicht zu-
letzt darauf, daß Premiere und DF1
zunächst jeweils eigene sogenannte
proprietäre Systeme planten, die für
Zuschauer, die beide Angebote nutzen
wollten, die Anschaffung von zwei Set-
Top-Boxen erfordert hätte. 

Im übrigen waren es nicht die Landes-
medienanstalten, die das Joint Ven-
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ture von Bertelsmann und der Kirch-
Gruppe untersagt haben, sondern die
Kartellbehörden in Brüssel und Berlin,
eben die, nach denen die Unterneh-
men jetzt wieder rufen. 

Der Blockadevorwurf wird gänzlich ab-
surd, wenn man sich vergegenwärtigt,
daß es die Landesmedienanstalten wa-
ren, die im Herbst 1997 eine vorläufi-
ge Kanalbelegung für die Einspeisung
digitaler Programme in die Kabelnetze
verabschiedet haben, als ein rechtli-
cher Rahmen dafür ansonsten fehlte.
Und es waren wiederum die Landes-
medienanstalten, die sich frühzeitig im
Sinne der Verbraucher für einen chan-
cengleichen und diskriminierungsfrei-
en Zugang zum Digital-TV eingesetzt
haben.

Medienregulierung in einer demokrati-
schen Gesellschaft verfolgt das Ziel,
Strukturen und Medieninhalte zu för-
dern, die die freie Meinungsbildung er-
möglichen und absichern. Die Vorstel-
lungen darüber, was gesellschaftlich
gesehen im Interesse einer freien Wer-
te- und Meinungsbildung erwünscht
ist und was verhindert werden muß,
sind auch in einer vom Wertepluralis-
mus geprägten Gesellschaft nicht be-
liebig. Medienmacht braucht Kontrol-
le, weil sie direkt und indirekt Einfluß
nimmt auf Meinungen und Wertevor-
stellungen sowie auf die Prozesse der
demokratischen Willensbildung. 

Zu den neuen Herausforderungen
gehört insbesondere die gesellschaft-
lich verträgliche und wirtschaftlich
kalkulierbare Einführung des digitalen
Rundfunks, speziell des digitalen Fern-
sehens. Dabei geht es vor allem um
den diskriminierungsfreien Zugang zu
den technischen Plattformen, den Ver-

marktungsplattformen und den Dienst-
leistungen. Chancengleiche Konditio-
nen müssen vor allem für kleinere und
regionale Veranstalter gewährleistet
und die Bedingungen für den Trans-
port digitaler Programme offenge-
legt werden. Drittveranstaltern muß 
– rechtlich abgesichert – die Chance
eingeräumt werden, daß ihre Program-
me als Einzelprogramme ausgestrahlt
oder in vorhandene Bouquets aufge-
nommen und dabei fair und diskri-
minierungsfrei behandelt werden. So-
wohl bei der Zugangskontrolle als auch
bei den elektronischen Programmfüh-
rern ist sicherzustellen, daß der einzel-
ne Programmanbieter soweit wie mög-
lich die Kontrolle über sein Angebot
behält. Denn nur, wenn die Schlüssel-
positionen einer Vielzahl von Anbie-
tern offenstehen, kann beim digitalen
Fernsehen den Geboten der Meinungs-
vielfalt und des chancengleichen Wett-
bewerbs Rechnung getragen werden.

Der Vierte Rundfunkänderungsstaats-
vertrag unternimmt den Versuch, die
digitale Kanalbelegung bundesweit zu
harmonisieren. Der Kabelanlagenbe-
treiber darf in Zukunft die Kabelbe-
legung selbst vornehmen, wenn dabei
bestimmte Spielregeln eingehalten
werden. Nach der vorgesehenen Be-
stimmung gibt es drei Bereiche im di-
gitalen Kabel:

� einen sogenannten must-carry Be-
reich,

� einen anhand rechtlicher Struktur-
vorgaben belegbaren und 

� einen frei belegbaren Bereich. 

Im must-carry Bereich sind die Pro-
gramme konkret vorgegeben; es sind
vor allem die für das Land bestimmten
öffentlich-rechtlichen Programme so-
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wie die Offenen Kanäle und lokalen/
regionalen Programme. Der zweite
Bereich umfaßt ein Drittel der weite-
ren Belegungskapazität. Unter Berück-
sichtigung der Zuschauerinteressen 
ist ein vielfältiges Angebot von Fern-
sehprogrammen und Mediendiensten
sicherzustellen. Die weiteren Kapazi-
täten sind mit rechtlich zulässigen Pro-
grammangeboten und Mediendiensten
frei belegbar. 

4. Jugendschutz und 
Selbstkontrolle

Regulierungsfragen werden zwar seit
Jahren stark durch die technische
Entwicklung bestimmt, gleichzeitig
nimmt aber auch die Bedeutung der
Inhalte zu. Der Jugendschutz wird
auch in Zukunft zu den wichtigsten
Aufgabenfeldern der Medienregulie-
rung gehören. Der Vierte Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag bringt insge-
samt eine Verschärfung der Jugend-
schutzregelungen. Die Ausstrahlung
indizierter Filme, die bisher zwischen
23 Uhr und 6 Uhr erlaubt war, wird in
Zukunft generell unzulässig sein, wenn
die Landesmedienanstalten nicht vor-
her eine Ausnahmegenehmigung er-
teilen. Außerdem können die Landes-
medienanstalten neben Filmen und
Serien auch für andere Sendeformate,
z.B. für Talkshows, Sendezeitbeschrän-
kungen erlassen. 

Zusätzlich müssen in Umsetzung der
EU-Fernsehrichtlinie zukünftig proble-
matische Filme nach 22 Uhr optisch
oder akustisch gekennzeichnet wer-
den. Dabei ist die Erarbeitung gemein-
samer Kriterien mit den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten zwin-
gend notwendig. 

Schließlich enthalten die zentralen
neuen Vorschriften spezielle Jugend-
schutzbestimmungen für das digitale
Fernsehen. Die Ausgestaltung einer
Vorsperre für bestimmte Sendungen
im Pay-TV ist dabei genau festgelegt.
Sie muß sendungsbezogen sein und
die zugrunde liegende Technik darf
nur zu diesem Zweck verwendet
werden. Ist dies erfüllt, können die
Landesmedienanstalten per Satzung
Lockerungen von den üblichen Sende-
zeitgrenzen gestatten. Diese Lockerung
soll allmählich erfolgen, je nach den
Erfahrungen, die in dieser Zeit gewon-
nen werden. Die Landesmedienanstal-
ten begleiten diese Phase mit einem
Praxistest, der die Eignung und Akzep-
tanz der Vorsperre bei den Nutzern er-
mittelt. Die Landesmedienanstalten
sind anschließend verpflichtet, über
die Ergebnisse zu berichten, damit eine
endgültige Regelung gefunden werden
kann. Ganz entscheidend ist bei die-
sem Prozeß die Kooperationsbereit-
schaft der Veranstalter, die offensiv die
neuen technischen Möglichkeiten den
Nutzern nahebringen müssen. Dazu
muß deutlich gemacht werden, daß
diese Regelung für die Konsumenten
mehr Flexibilität bedeutet. 

Ein Aspekt, der immer wieder von den
Medienunternehmen gefordert wird,
ist die verstärkte Anwendung von
Selbstkontrollmechanismen im Me-
dienbereich. Eine solche Entwicklung
ist prinzipiell sowohl möglich als auch
wünschenswert. Es gibt in Deutsch-
land bereits eine ganze Reihe von
Selbstkontrollorganen im Medienbe-
reich: Den Presserat, den Werberat, die
Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen,
die Freiwillige Selbstkontrolle Kino, die
Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia
und die Unterhaltungs-Software-Selbst-
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kontrolle. Allerdings zeigen gerade
auch die Erfahrungen im Mediensek-
tor, daß Selbstkontrolle häufig nicht
ausreicht, um den Gegensatz zwischen
Marktmechanismen und gesellschaft-
licher Verantwortung auszugleichen.
Ein Beispiel dafür sind die freiwilligen
Verhaltensgrundsätze der Anbieter von
Talkshows vom Juni 1998. Der Kodex
nennt als ethische Grundlage einer ver-
antwortlichen Programmpolitik Mei-
nungsfreiheit, Wertepluralismus, Dis-
kriminierungsverbot und das Tole-
ranzprinzip, deren Umsetzung in der
Programmpraxis von der Achtung der
Menschenwürde, der Persönlichkeits-
rechte, der Achtung religiöser Gefühle
und des Jugendschutzes getragen sein
soll. 

Die Landesmedienanstalten waren und
sind mit dem Inhalt der Verhaltens-
grundsätze zufrieden, wobei man aller-
dings klar sagen muß, daß sie erst zu-
stande kamen, als ordnungspolitische
Sanktionen drohten. Die Landesme-
dienanstalten hatten nach der Verab-
schiedung der Grundsätze auf Grund
der Programmbeobachtung den Ein-
druck, daß sich die Sender wirklich an
die Regeln halten. Inzwischen stellten
wir aber fest, daß seit Beginn des Jahres
1999 eine deutliche Verschlechterung
stattfand. Es ist wenig einsichtig, wenn
der VPRT daraufhin argumentierte,
man benötige mehr Zeit, um die Ver-
haltensgrundsätze umzusetzen. 

Wenn es zuerst funktioniert und dann
nicht mehr funktioniert, ist ein Zeit-
problem nicht zu erkennen – eher ein
Quotenproblem. Wenn die Freiwillige
Selbstkontrolle Fernsehen in einer
Nachprüfung von ca. 1000 Talkshows,
die ausgestrahlt wurden, 38 findet, die
als problematisch eingestuft werden,

ist das ebenfalls ein Beleg dafür, daß
die Selbstkontrolle in den Sendern
nicht ausreichend wahrgenommen
wird. Dabei sollte den Veranstaltern
klar sein, daß mit den Verhaltens-
grundsätzen auch das Modell der
Selbstregulierung auf dem Prüfstand
steht. Es liegt nun bei den Veranstal-
tern selbst, den Nachweis zu erbringen,
daß Selbstregulierung funktionieren
kann. 

Selbstkontrolle im Medienbereich
kann rechtliche Regelungen nie voll-
ständig ersetzen. Wie das Beispiel der
Talkshows zeigt, funktioniert Selbst-
kontrolle nur dann, wenn sie ord-
nungspolitisch abgesichert ist und
wenn ein Mißbrauch notfalls schnell
und wirksam beendet werden kann.
Dennoch werden die Landesmedien-
anstalten im programmlichen Bereich
die Selbstregulierungsbemühungen der
Anbieter weiterhin unterstützen und
sowohl kritisch wie konstruktiv beglei-
ten. Selbstkontrolle wird auf Grund der
Globalisierung und als Folge der Kon-
vergenz in Zukunft eine noch wichti-
gere Rolle spielen. Deshalb sollte es
sowohl international als auch me-
dienübergreifend zu Abstimmungen
zwischen den Selbstkontrollorganen
kommen.

5. Digital Radio wird sich als
neuer Hörfunk-Standard
durchsetzen

Zu Unrecht steht der Hörfunk häufig
im Schatten des Fernsehens. Gerade in
den vergangenen Monaten hat die Ein-
führung von Digital Radio in Deutsch-
land große Fortschritte gemacht.
Wichtig war dabei zweifellos, daß im
Abschlußbericht der „Initiative Digita-
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ler Rundfunk“ DAB (Digital Audio
Broadcasting) als „das künftige digitale
terrestrische Hörfunksystem der Zu-
kunft“ anerkannt und festgeschrieben
wurde. DAB ist nicht nur das neue
deutsche und europäische Hörfunk-
system, es ist nach einhelliger Auf-
fassung 

� sowohl der Asian Pacific Broadcast
Union (ABU), des Zusammenschlus-
ses der Rundfunkanstalten Asiens
und des pazifischen Raums, 

� als auch der FCC, der amerikani-
schen Aufsichtsbehörde, 

das einzige digitale Hörfunksystem
weltweit, das alle Anforderungen an
eine optimale Hörfunkversorgung er-
füllt. 

Nachdem der Medienrat der Bayeri-
schen Landeszentrale für neue Medien
am 29. April 1999 fünfzehn Digital
Radio Programme für den Regelbetrieb
in Bayern genehmigt hatte, sind da-
von fünf Programme aus dem bayeri-
schen DAB-Pilotprojekt unmittelbar in
den Regelbetrieb übergegangen. „Rock
Antenne“,„Radio Fantasy“, „VIL Radio“,
„Radio IQ“ und „Radio IN“ sind damit
die ersten im Regelbetrieb ausge-
strahlten Digital Radio Programme in
Deutschland. Mit „Pirate Radio“ ist
mittlerweile ein weiteres Digital Radio-
Programm im Regelbetrieb.

Es geht mit Digital Radio aber nicht
nur in Bayern voran. In Sachsen-An-
halt ist Digital Radio gestartet, in
Baden-Württemberg und im Saarland
steht der Start unmittelbar bevor. In
Nordrhein-Westfalen wird ein landes-
weites privates Digital Radio-Pro-
gramm in diesen Tagen starten und
selbst der NDR und der MDR, die sich

lange gegen DAB gesträubt haben, wol-
len in den nächsten Monaten damit
beginnen.

Die Vorteile von Digital Radio sind
offensichtlich: DAB ermöglicht die
Verbreitung neuer Programmangebote,
es garantiert exzellente Klangqualität
sowie störungsfreien mobilen und
stationären Empfang, und letztlich
werden die DAB-Netze günstiger sein,
als die heutige UKW-Versorgung. Bei
der Entwicklung von Datendiensten
für DAB wurde darauf geachtet, daß es
möglich ist, Daten aus verschiedenen
Quellen zu akquirieren, z.B.: 

� aus dem Internet, 
� aus Datenbanken und 
� von Videotextangeboten.

Digital Radio bietet zudem günstige
Voraussetzungen, Inhalte durch Ver-
schlüsselung nur berechtigten Perso-
nengruppen zukommen zu lassen. Die
Automobilindustrie zeigt großes Inter-
esse an Diensten im Bereich der Ver-
kehrstelematik. Die Kombination von
statischen Daten eines Navigations-
systems und laufend aktuellen Infor-
mationen über DAB könnte ein wich-
tiger Faktor für den Durchbruch von
Digital Radio sein. 

Ein weiteres wichtiges Argument, war-
um gerade private Hörfunkanbieter 
die Einführung von DAB begrüßen
sollten, kommt hinzu: DAB schafft
mittelfristig für private Anbieter erst-
mals die gleichen technischen Voraus-
setzungen wie für den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk. Das Sendernetz-
privileg des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks bei UKW bringt ihren Pro-
grammen den entscheidenden Wett-
bewerbsvorteil. Sie können ihre Sender
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selbst planen, errichten und betreiben.
Unter Berufung auf ihren Grundver-
sorgungsauftrag haben die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten ihre
eigene Frequenzausstattung auch nach
Einführung des privaten Rundfunks
kontinuierlich weiter verbessert. Der
private Rundfunk genießt dagegen
kein eigenes Sendenetzprivileg und
muß die Sender, Leitungen und ande-
re technische Dienstleistungen in der
Regel bei der deutschen Telekom an-
mieten. Mit DAB wird sich dieses
Ungleichgewicht ändern. Mittelfristig
wird es eine paritätische Verteilung der
Frequenzen zwischen öffentlich-recht-
lichen und privaten Anbietern geben.

Was in der jetzigen Situation dringend
geboten ist, sind konzertierte Vermark-
tungsaktionen für Digital Radio von
Geräteherstellern, Programmanbietern,
Sendenetzbetreibern und der Automo-
bilindustrie mit entsprechender Unter-
stützung der Politik. Bei Marketing-
ideen für Digital Radio können wir
durchaus von Schweden und Großbri-
tannien lernen. Dort gab und gibt es
gemeinsame Veranstaltungen der an-
gesprochenen Marktpartner in Form
von Pressekonferenzen bis hin zu
„Roadshows“. Es gibt spezielle Auf-
klärungsveranstaltungen für Radio-
händler, für Journalisten aber auch für
Radiomitarbeiter. Die Anbieter von Di-
gitalradioprogrammen müssen zudem
potentiellen Werbekunden verdeut-
lichen, daß sie über Digital Radio be-
stimmte, hochinteressante Zielgrup-
pen ansprechen können. 

Die Durchsetzung von Digital Radio
auf dem Markt wird nicht einfach.
Deshalb sind alle kontraproduktiven
Maßnahmen, wie wir sie derzeit von
der Regulierungsbehörde Telekommu-

nikation und Post und auch von der
Telekom erleben, extrem schädlich. Im
Gegensatz zu den Gepflogenheiten in
anderen europäischen Ländern sind
die Beiträge und Gebühren, die ein
DAB-Sendenetzbetreiber in Deutsch-
land an die Regulierungsbehörde zu
entrichten hat, völlig überzogen. 

Was für die Regulierungsbehörde gilt,
gilt auf anderem Feld auch für die
Telekom: Es geht dabei um die Pläne
der Telekom, die Senderkosten für
UKW in den nächsten Jahren drastisch
zu erhöhen. Die BLM hat beispielswei-
se derzeit 160 Sender im lokalen Hör-
funk für insgesamt 4,3 Mio. DM pro
Jahr bei der Telekom angemietet. Die
geplante Entgelterhöhung der Tele-
kom, die vor allem im lokalen Hörfunk
zu einer Verdoppelung der Kosten
führen würde, ließe die Senderentgelte
allein in Bayern von derzeit 4,3 Mio.
DM pro Jahr auf nahezu 9,5 Mio. DM
steigen. Diese extreme Erhöhung wür-
de unweigerlich dazu führen, daß An-
bieter darauf drängen, einige Kleinst-
sender, die zur Versorgung des ländlich
strukturierten Raums in den letzten
Jahren errichtet wurden, aus wirt-
schaftlichen Gründen abzustellen. Da-
mit würden neue Versorgungslücken
entstehen. Darüberhinaus wird die
Einführung von Digital Radio durch
die Erhöhung der Sendeentgelte im
analogen Bereich erheblich erschwert,
weil damit die benötigten Mittel für
die Investition in die neue Rundfunk-
technologie DAB fehlen. Es macht kei-
nen Sinn, wenn die Telekom jetzt die
Kosten für UKW erhöht und damit
den Anbietern das Geld für die neue
Technologie DAB fehlt, an deren Ein-
führung und Durchsetzung der Tele-
kom nach eigenen Angaben soviel
gelegen ist. Immer klarer wird durch
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solche Überlegungen der Telekom
auch, daß man die Phase der Simul-
cast-Ausstrahlung von UKW und DAB
zeitlich einschränken muß, um den
Zeitraum der Doppelfinanzierung
möglichst kurz zu halten. Dazu sollten
im Rahmen der „Initiative Digitaler
Rundfunk“ der Bundesregierung eben-
so wie im Fernsehbereich klare Aus-
laufzeiten für UKW mit allen Beteilig-
ten erarbeitet werden. 

Für eine weitere positive Entwicklung
des Mediums Radio ist von großer Be-
deutung, daß der Trend, den wir seit
Anfang des Jahres in der Radiower-
bung erleben, weiter anhält. Insgesamt
konnte der Hörfunk im ersten Quar-
tal 1999 seine Werbeeinnahmen um
19,7% im Vergleich zum Vorjahrs-
quartal steigern, während der gesamte
Werbemarkt im gleichen Zeitraum
lediglich um 6,7% gestiegen ist. Die
privaten Sender legten dabei über-
proportional um 21,2% zu. Wie es
scheint, haben sich die spezifischen
Qualitäten der Radiowerbung – Schnel-
ligkeit beim Reichweitenausbau, Wirt-
schaftlichkeit und Wirksamkeit – end-
lich herumgesprochen. 

Dabei gibt es interessante Entwicklun-
gen, was neue Werbekunden für das
Radio angeht. Gerade die gesamte 
E-Commerce Branche hat ihre Radio-
werbung stark ausgeweitet. So hat etwa
der Internet Buchhandel Amazon im
ersten Quartal 1999 fast 30% seines
Mediabudgets für Radiospots ausgege-
ben, beim Onlineanbieter AOL waren
es immerhin 25%. Gleichzeitig gibt es
bei den Werbekunden den Trend zum
Media-Mix Radio und Internet. Wenn
es dem Radio gelingt, sich im Mix mit
dem Internet als starke Option zu po-
sitionieren, kann es vom Wachstums-

markt Internet eminent profitieren. Es
wird außerdem immer wichtiger, daß
die Radiosender mit ihren Program-
men im Internet präsent sind. Über
das Internet erreichen die Sender po-
tentiell junge Zielgruppen, die für die
Zukunft des Radios wichtig sind. Nach
einer neuen Internetstudie des Markt-
forschungsinstituts „Arbitron“ steht
bereits an vierter Stelle der Wunschliste
von Internetnutzern, ihren Lieblings-
sender auch im Netz hören zu können.
Laut der gleichen Studie hören Ameri-
kaner, die das Internet nutzen, schon
jetzt 90 Minuten weniger Radio pro
Woche, als Personen ohne privaten In-
ternetzugang. 

Das Internet wird das herkömmliche
Radio nicht verdrängen, aber es ist 
bereits jetzt ein wichtiger Markt. Ge-
rade wenn man bedenkt, daß es heute
weltweit schon 160 reine Internet-
radios gibt und diese Zahl ständig
steigt. 

6. Trotz Konvergenz und Inter-
net werden die unterschiedli-
chen Medien erhalten bleiben

Wie die Entwicklung der einzelnen 
Mediengattungen in den kommenden
Jahren verlaufen wird, hängt entschei-
dend von der Entwicklung des Inter-
nets ab. Das dominierende Medium
wird aber auch in den nächsten Jahren
das Free-TV bleiben. Das Pay-TV wird
noch Jahre für eine starke Marktdurch-
dringung benötigen. Man darf ge-
spannt sein, was passiert, wenn Spiel-
filme oder Sportereignisse in guter
Qualität im Internet übertragen wer-
den. Das Radio wird ebenso wie der
Printbereich seine Bedeutung erhalten,
wobei das Zusammenspiel zwischen
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diesen klassischen Medien und dem 
Internet intensiver werden wird. Letzt-
lich werden es in Zukunft noch stärker

die Inhalte sein, die über die Akzeptanz
eines Mediums bei den Konsumenten
entscheiden.
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1. Wandel der Industrie-
gesellschaft zur 
Informationsgesellschaft

„Wenn wir wollen, daß alles so bleibt,
wie es ist, dann ist es nötig, daß alles
sich verändert.“ Selten besaß das Bon-
mont des italienischen Schriftstellers
Giuseppe Tomasi di Lampedusa so viel
Aktualität wie an der Schwelle zum
dritten Millenium. Denn die bevorste-
hende Zeitenwende ist von weit mehr
als bloß kalendarischer Bedeutung: Der
gegenwärtige Wandel der Industriege-
sellschaften zu dem, was wir heute
einstimmig „Informationsgesellschaft“
nennen, vollzieht sich in einem Um-
wälzungsprozeß, der nahezu alle Struk-
turen in Gesellschaft und Wirtschaft
revolutioniert.

Dabei verstehen wir unter der „Infor-
mationsgesellschaft“ eine Wirtschafts-
und Gesellschaftsform, in der – anders
als in der Industriegesellschaft – nicht
mehr den klassischen Produktions-
faktoren Boden, Arbeit und Kapital 
die alles überragende Bedeutung zu-
kommt, sondern dem intelligenten
Umgang mit dem Rohstoff „Informa-
tion“. Durch die „digitale Revolution“

sind Informationen, aus denen Wissen
generiert und in Produkte umgesetzt
wird, immer weniger zeit- und orts-
gebunden. Einmal digitalisiert lassen
sich sämtliche Informationen – Texte,
Bilder, Töne, Graphiken, Konstruk-
tionspläne und Softwareprogramme –
über Kommunikationsnetze prinzipiell
jedem, zu jeder Zeit und an jedem Ort
zugänglich machen.

Schon heute arbeiten Experten auf der
einen Seite des Erdballs an einem Pro-
jekt auf der anderen Seite der Welt mit,
ohne daß sie dafür ihren Lebensrhyth-
mus oder ihren Standort ändern müs-
sen. Im Bereich der Medizin lassen 
sich heute Spezialisten online in den
OP holen, welche die Ärzte vor Ort
während des Eingriffs beraten. Gebäu-
de und Maschinen lassen sich fern-
warten. Videokonferenzen ermögli-
chen Geschäftspartner weltweit und in
nahezu allen denkbaren Branchen das
Abwickeln von Geschäften rund um
den Globus, ohne daß sie dafür noch
zeit- und kostenintensive Reisen auf
sich nehmen müssen.

Die Vorteile solchen Fernwirkens lie-
gen auf der Hand: Der Einsatz moder-
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ner Kommunikationstechnologien re-
duziert nicht nur die betrieblichen
Aufwendungen etwa durch Senkung
der Reisekosten, er steigert auch den
ökologischen Gewinn der Gesellschaft,
weil er die durch Flug- und Straßen-
verkehr verursachten Schadstoffemis-
sionen reduziert und so unsere Lebens-
welt schont. Unter dem Gesichtspunkt
des gesamten gesellschaftlichen Wan-
dels hat jedoch etwas anderes Priori-
tät: Mit modernen Informations- und
Kommunikationstechnologien lassen
sich nahezu alle Entscheidungspro-
zesse deutlich schneller gestalten. Die
Folge: Durch die Überwindung der bis-
lang trennenden Grenzen von Raum
und Zeit nimmt die Produktivität auf
allen Ebenen zu. Man braucht daher
kein Prophet zu sein, um voraussagen
zu können, daß die Folgen eines sol-
chen Wandels noch tiefgreifender sein
werden, als jene, welche die industriel-
le Revolution zu Beginn des vorheri-
gen Jahrhunderts nach sich zogen.

2. Fluch oder Segen – 
Die Ambivalenz des gesell-
schaftlichen Wandels

Während in unserer Gesellschaft weit-
gehend Einigkeit darüber herrscht, daß
dieser Wandel revolutionär und unauf-
haltbar ist, gehen jedoch die Meinun-
gen über die Folgen, die er zeitigen
wird, stark auseinander. Daß dies so ist,
dürfte übrigens das Einzige wirklich
Altbekannte an dem gegenwärtigen
Wandel sein. Denn jedesmal wenn –
ausgelöst durch technologische Basis-
innovationen – umwälzende Neuerun-
gen sich ihre Bahn brachen, begegne-
ten ihnen aus zwei entgegengesetzten
Lagern die unterschiedlichsten Reak-
tionen: Während

� die einen die Erfindung des Buch-
drucks, die Einführung der Eisen-
bahn oder des Autos, des Telefons
oder des Kabelfernsehens jeweils
euphorisch feierten und ihren Mit-
menschen nun neue, mit problem-
freien Zonen gepflasterte Welten
versprachen, sahen 

� die anderen die Zivilisation in ihren
Grundfesten erschüttert.

Der Blick zurück zeigt jedoch: Die
jeweils von beiden Seiten vorgetra-
genen Extrempositionen wurden bis-
lang noch jedesmal Lügen gestraft. Die
Rückschau weist aber auch den Weg in
die Zukunft und gibt Grund zum Op-
timismus: Denn auch die neuen In-
formations- und Kommunikations-
technologien sind ethisch indifferent.
Weder stellen sie einen Segen, noch
einen Fluch dar. Das heißt auch: Es
liegt sowohl in der Möglichkeit als
auch in der Verantwortung des Men-
schen, sie sinnvoll und zum größtmög-
lichen Nutzen aller zu gebrauchen.
Natürlich wird etwas so Gewaltiges wie
der Übergang von einer Formation der
Gesellschaft in eine andere nicht ohne
Krisen und Probleme vonstatten ge-
hen. Und wer etwas anderes behaup-
tet, der führt die Menschen in die Irre.
Aber es gilt auch: Krisen lassen sich
überwinden und Probleme lösen. Auf
diese Weise den Wandel zu gestalten
und sowohl verläßliche als auch 
sozial gerechte Rahmenbedingungen
zu schaffen, in denen er sich voll-
ziehen kann – das ist Aufgabe der Poli-
tik zu Beginn des 21. Jahrhunderts.
Nicht weniger, aber auch nicht mehr.
Wer darum nach Wegen sucht, den
gegenwärtigen Wandel von der In-
dustrie- zur Informationsgesellschaft
nachhaltig sowie sozialverträglich und
gerecht zu gestalten, der wird zunächst
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gut daran tun, die Veränderungen, die
sich abzeichnen, gut zu beobachten.
Schnell wird er dabei feststellen, daß
sich diese Veränderungen derzeit nir-
gendwo deutlicher verfolgen und bes-
ser studieren lassen als auf den Kom-
munikationsmärkten selbst. Das Tempo,
mit dem die weltweite Vernetzung voran-
schreitet, ist in der Tat atemberaubend.

3. Wachstum der Informations-
und Kommunikationsbranche

� Beispiel PC: 56% der Deutschen
zwischen 14 und 64 Jahren nutzen
inzwischen einen Personalcomputer
privat oder am Arbeitsplatz. Weitere
12% wollen sich in den nächsten
ein bis zwei Jahren privat erstmals
einen PC zulegen. Noch vor weni-
gen Jahren verfügten nicht einmal
30% der Deutschen über den Zu-
gang zu einem Rechner.

� Beispiel Mobilkommunikation: Galt
das Handy bis vor kurzem noch als
ein Statussymbol, so ist es heute
längst zu einem akzeptierten Kom-
munikationsmittel für jedermann
mutiert. 1998 legte die Verbreitung
von Handies um 70% zu.

� Beispiel Internet: Noch vor drei oder
vier Jahren war das einstige Studen-
ten- und Regierungsnetz allenfalls
ein Nischenmarkt in der Telekom-
munikation. Heute zählt es zu den
wichtigsten Wachstumskräften in
der gesamten Informations- und
Kommunikationsbranche. So bietet
das Internet Unternehmen erstmals
auch praktisch die Möglichkeit,
Produkte tatsächlich weltweit und
obendrein kostengünstiger anzubie-
ten, weil die bisherigen Vertriebs-
wege, durch die Ausschaltung des
Handels, gestrafft werden können.

Als eines der ersten Unternehmen hat
dies der US-Konzern Cisco Systems er-
kannt. Der weltweit führende Anbieter
von Netzwerktechnik nimmt über das
Internet jeden Tag Produktbestellun-
gen mit einem Volumen von rund 
20 Millionen US-Dollar aus allen Tei-
len der Welt entgegen. Im kommen-
den Jahr wird seriösen Prognosen zu-
folge die weltweite Wertschöpfung im
Internet – daß heißt mit Hard- und
Software, Netzwerkdiensten und Inter-
netdienstleistungen – eine Größenord-
nung von rund 200 Milliarden Mark
erreicht haben. Und das, obwohl im-
mer deutlicher wird, daß die eigent-
lichen Quantensprünge im Internet-
Bereich – etwa beim Elektronischen
Handel – noch vor uns liegen.

Auch die Menge der Daten, die auf
einem Chip gespeichert und die Ge-
schwindigkeit mit der sie über die
Netze transportiert werden können,
wachsen rapide. Bereits heute läßt sich
der Inhalt einer ganzen Bibel auf einer
Hochgeschwindigkeits-Datenautobahn
in weniger als einer Sekunde über-
tragen. Mit Hilfe der Nanotechnologie
scheint es möglich, bislang als na-
turgegeben betrachtete physikalische
Grenzen zur Erreichung möglichst
hoher Informationsdichten, auf immer
kleineren Chips immer schnellere
Computernetzwerke zu überwinden. 

Der amerikanische Nobelpreisträger
Richard Feynman behauptete bereits
in den sechziger Jahren des ausklin-
genden Jahrhunderts, der Inhalt der
„Encyclopedia Britanica“ werde einmal
auf einem Stecknadelkopf Platz finden.
Experten behaupten, daß Feynmans
Vision noch vor Ende des ersten Jahr-
zehnts des kommenden Jahrhunderts
wahr werden wird.
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4. Informations- und 
Telekommunikationsmärkte
der Zukunft

Zu dem immer kürzeren Takt von For-
schung und Entwicklung – rund alle
18 Monate wird eine neue Chipge-
neration entwickelt, rund alle sechs
Monate entstehen neue Standards im
Bereich des Internets – kommt die
Konvergenz der Märkte. Wer heute da-
nach fragt, wie die Informations- und
Kommunikationsmärkte der Zukunft
aussehen werden, wird immer häufiger
mit einer Gegenfrage konfrontiert. Sie
lautet: Wird es in Zukunft überhaupt
noch getrennte Märkte im Bereich der
Informations- und Kommunikations-
märkte geben? Der angelsächsische
Sprachraum hat die Tendenz zur Ver-
schmelzung bereits höchst anschaulich
in den Begriff TIME (Telecommunica-
tions, Informationtecnology, Media,
Entertainment) gegossen. Zusammen
bilden die TIME-Branchen den dyna-
mischsten Wirtschaftsbereich auf dem
Globus. Das Marktvolumen reicht
weltweit in den Billionenbereich. Bis
zum Jahr 2001 dürfte – so eine Unter-
suchung von Booz, Allen & Hamilton
von August 1998 – allein in den G7-
Staaten der Gesamtmarkt für Infor-
mations- und Telekommunikations-
dienste ein Volumen von 3,9 Mrd.
Mark erreichen. Dies entspricht einem
durchschnittlichen jährlichen Wachs-
tum von 10,2%.

� Sowohl die Innovationsgeschwin-
digkeit 

� als auch die Konvergenz der Märkte 

zeigen, daß es wenig Sinn macht, woll-
te die Politik auf dem Gebiet der
Entwicklung neuer Technologien und
Dienste im Detail regulierend eingrei-

fen. Politiker sind weder die besseren
Forscher noch die besseren Unter-
nehmer. Weil dies so ist, tut eine
Selbstbeschränkung des Staates hier
Not, lautet das Gebot der Stunde: De-
statt Überregulierung.

Das heißt jedoch nicht, daß die Politik
die Hände in den Schoß legen könnte.
Im Gegenteil: Medienpolitik in der
Informationsgesellschaft ist mehr
denn je eine Querschnittsaufgabe. Ihr
werden sich künftig Bildungs-, Ge-
sundheits- und Sozialpolitiker genauso
widmen müssen, wie klassische Me-
dienpolitiker. Denn die Ökonomie der
Informationsgesellschaft wird unsere
gesamte Art zu wirtschaften, zu arbei-
ten und selbst mitunter die Art des
Zusammenlebens grundlegend ver-
ändern. Anders als in der Industrie-
gesellschaft ist in der Ökonomie der
vernetzten Welt nicht der Große 
dem Kleinen überlegen, sondern der
Schnelle dem Langsamen und der In-
novative dem weniger Innovativen.

5. Informationsgesellschaft
bedingt Wandel in 
Arbeitnehmer- und
Unternehmerstruktur

Weil Flexibilität den höchsten neuen
Wert in der Informationsgesellschaft
darstellt, erleben wir gegenwärtig einen
Strukturwandel, der durch eine fort-
schreitende Dezentralisierung von Un-
ternehmen, der Konzentration auf das
Kerngeschäft bei gleichzeitigem „Out-
sourcing“, der Bildung von Netzwerken
und durch Auflösung der herkömm-
lichen Normalarbeitsverhältnisse ge-
kennzeichnet ist. Starre, hierarchische
Organisationsformen werden zuneh-
mend flexiblen, vernetzten Strukturen
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Platz machen. Schon heute verzichten
immer mehr Unternehmen darauf, ihre
Mitarbeiter „unter einem Dach“ zu ver-
sammeln. Stattdessen entstehen immer
häufiger sogenannte „virtuelle Unter-
nehmen“, rechtlich voneinander un-
abhängige Organisationseinheiten, die
über Datennetze verbunden sind, und
in einer Partnerschaft auf Zeit und un-
ter wechselnden Firmenschildern zu-
sammenarbeiten. 

Es ist logisch, daß solche Unterneh-
mensstrukturen auch zu einem Wan-
del bei den Beschäftigungsverhältnis-
sen führen müssen. Räumlich und
zeitlich festgesetzte, kontinuierliche Er-
werbsarbeit, lebenslange Arbeitsver-
hältnisse und langfristig garantierte
Gehälter passen immer weniger zu den
Anforderungen, welche die Informa-
tionsgesellschaft an Unternehmer und
Arbeitnehmer stellen. Bereits heute bil-
den sich flexible Arbeitsformen heraus,
die ohne moderne Kommunikations-
technologien undenkbar wären. Eine
der wichtigsten ist die sogenannte
„Telearbeit“. Telearbeiter sind heute
vor allem Programmierer, Architekten,
Kundenberater von Banken oder Ver-
sicherungen, Forscher, Analysten, Re-
dakteure, Lektoren oder Übersetzer,
Servicetechniker und Vertriebsleute.
Sie verfügen relativ frei über ihre Ar-
beitszeit, sind meist nur noch an be-
stimmte Abgabetermine ihrer Arbeiten
gebunden und sparen den täglichen
Weg ins Büro. Mittels Telefon, Fax, 
e-mail und Modem erhalten und ver-
senden sie alle nötigen Informationen.
In den Vereinigten Staaten, in Wyo-
ming oder Idaho sind längst ganze
Siedlungen entstanden, in denen 
solche Telearbeiter unbehelligt vom
Lärm, Verkehr und Luftverschmutzung
der Städte leben und arbeiten.

Die Vorteile der Telearbeit liegen auf
der Hand: 

� Die Arbeitnehmer sparen auf diese
Weise die unproduktiven Hin- und
Herfahrten und gewinnen Zeit für
ihre Arbeit und damit für eine Stär-
kung der Wettbewerbsposition des
Unternehmens. 

� Die Unternehmen sparen sich das
Vorhalten von teurem Büroraum,
der von den mobilen Mitarbeitern
ohnehin selten genutzt wird. 

Zu einer wichtigen Form der Telearbeit
hat sich schon jetzt die alternierende
Telearbeit entwickelt. Dabei erledigen
die Mitarbeiter ihre Arbeit nicht voll-
ständig vom „Home-Office“ aus, son-
dern sind auch im Unternehmen
selbst je nach Aufgabe und Bedarf prä-
sent. Aber nicht nur die sogenannten
„Weiße-Kragen-Berufe“ wandeln sich
durch den Einsatz moderner Techno-
logien. Auch in der Produktion und im
Handwerk halten die Kommunika-
tionstechnologien Einzug und sorgen
für eine nachhaltige Veränderung der
Arbeitsprozesse und einen Wandel der
Berufsbilder.

Selbstverständlich werden mit den
neuen Arbeitsformen auch neue Be-
rufsbilder entstehen. Zugleich wird
sich auch die Art und Weise verän-
dern, wie und was für sie gelehrt und
gelernt werden muß. 

Das fängt in der Schule an und geht 
in den Ausbildungsstätten und den
Hochschulen weiter. Auch sie wer-
den sich wandeln müssen, um in 
der Informationsgesellschaft des 21.
Jahrhunderts das Wissen vermitteln 
zu können, das die Menschen brau-
chen.
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All das macht bereits deutlich, daß auf
die Politik eine ganze Reihe neuer Auf-
gaben zukommt. 

Analog zu den Beobachtungen wird es
also zunächst einmal darum gehen,
neue nachhaltige Strukturen zu schaf-
fen, die dem Wandel angemessen sind.
Das fängt damit an, daß an die neuen
Beschäftigungsformen auch die Ar-
beitsverhältnisse angepaßt werden
müssen. 

In ihren Auswirkungen für die Mitar-
beiter sind die neuen, durch die Tele-
arbeit entstehenden Beschäftigungsver-
hältnisse derzeit noch ambivalent. 

� Zum einen können durch Telearbeit
vielfach Erwerbstätigkeit und indi-
viduelle Lebensplanung besser auf-
einander abgestimmt werden; Fa-
milie und Beruf lassen sich so für
viele besser miteinander vereinba-
ren. Das stellt einen klaren Zuge-
winn an persönlicher Freiheit dar. 

� Zum anderen können aber auch
durch Beschäftigungsverhältnisse
mit mangelnder rechtlicher Absi-
cherung und bei scheinbarer Selb-
ständigkeit neue Abhängigkeiten
entstehen. 

Hier müssen beispielsweise im Arbeits-
recht und durch tarifvertragliche Re-
gelungen die erforderlichen Rahmen-
bedingungen geschaffen werden. 

Eine weitere wichtige Frage in diesem
Zusammenhang wird sein, wie soziale
Kontakte und das Erlebnis von ge-
meinschaftlichen Arbeitsfortschritten
auch für jene erfahrbar bleiben, die als
Telearbeiter auf die zwischenmenschli-
che Kommunikation am Arbeitsplatz
verzichten müssen.

6. Faktor Bildung in der
Informationsgesellschaft

Besondere Bedeutung kommt an der
Schwelle zum dritten Millenium der
Bildungspolitik zu. Bildung ist in der
Informationsgesellschaft, wie der ehe-
malige Bundespräsident Roman Her-
zog treffend formulierte, das „Mega-
thema“. Statt „Wissen ist Macht“, wie
noch Francis Bacon meinte, wird es im
21. Jahrhundert wohl heißen: „Wissen
ist Wohlstand“.

Weil mit der zunehmenden Verfügbar-
keit von Wissen auch seine Halbwert-
zeiten geringer werden, ist Berufs-
wissen heute vielfach bereits nach fünf
Jahren, Computerwissen in manchen
Bereichen nicht selten schon nach
einem Jahr veraltet. Was das konkret
heißt, kann folgendes Beispiel verdeut-
lichen: Ein Bankier aus der Zeit der
Fugger hätte die bis 1960 üblichen
Bankgeschäfte wohl zumindest noch
nachvollziehen können. Dagegen wür-
de ein Bankier aus dem Jahr 1960, der
sich nicht fortgebildet hätte, nichts
mehr von dem verstehen, was Banken
heute machen. Schon Schlagwörter
wie Elektronische Börse, Programm-
handel, Finanzderivate und Kunst-
währungen zeigen, daß moderne Ent-
wicklungen ein ständiges Dazulernen
erforderlich machen.

Deswegen bedeutet die Informations-
gesellschaft für den einzelnen in stei-
gendem Maße auch, daß das Lernen
dem Arbeitsleben nicht vorausgeht,
sondern es vielmehr begleitet – und
das ein Leben lang. Da nur die wenig-
sten Menschen in der Lage sein dürf-
ten, ihre Erwerbsarbeit dauerhaft zu
unterbrechen, um sich neues Wissen
anzueignen, wird Weiterbildung zu
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einer der wichtigsten Voraussetzungen
für den Erhalt und die Verbesserung
der persönlichen Chancen des einzel-
nen als auch für die Innovationsfähig-
keit unserer Wirtschaft und damit für
die Teilhabe aller am wirtschaftlichen
und sozialen Fortschritt.

Lebenslanges Lernen muß daher zu
unserer zweiten Natur werden. Dabei
ist das Ganze jedoch viel unspekta-
kulärer, als es auf den ersten Blick er-
scheinen mag. Beim Lebenslangen
Lernen geht es nicht um jährlich wie-
derkehrende Gesellen- oder Abiturprü-
fungen. Es geht darum, die eigenen
Fähigkeiten Stück für Stück zu erwei-
tern und zusätzliche zu erwerben und
sich auf diese Weise den schneller
wandelnden Bedürfnissen der Arbeits-
welt immer neu zu stellen.

Natürlich fordert das vom einzelnen
ein Mehr an Eigenverantwortung. Es
zeigt im übrigen überdeutlich, daß mit
sozialistischem Ideengut in Zukunft
kein Blumentopf mehr zu gewinnen
ist. Während sich Kapital theoretisch
umverteilen läßt, kann Wissen als der
wichtigste Rohstoff der Informations-
gesellschaft nur von jedem einzelnen
erworben werden. Ihn dazu zu befähi-
gen und allen gleiche Bildungschan-
cen zu ermöglichen, das ist eine der
Hauptaufgaben, der sich die Politik 
im dritten Jahrtausend wird stellen
müssen.

Neben den alten Kulturtechniken – die
nach wie vor das Fundament bilden
werden, auf dem alles andere aufsetzt –
wie Lesen, Schreiben, Rechnen, Spre-
chen, in der eigenen sowie in anderen
Sprachen, gilt es künftig, die neuen
Informations- und Kommunikations-
techniken zu beherrschen. In erster

Linie erfordert dies, die verschiede-
nen Bausteine von Information und
Wissen, also Daten, Texte, Bilder,
Ideen, Beziehungen und Strategien
erschließen und nutzen zu können.

Das Schlüsselwort hier heißt Medien-
kompetenz. Erst sie entzaubert die
digitale Welt und nimmt ihr das Frem-
de. Medienkompetenz versetzt den
Menschen in die Lage, die neue Tech-
nik zu beherrschen, und nimmt dem
einzelnen die irrationale Angst, die
digitale Technik könne sich seiner
bemächtigen. Weil der Umgang mit
PC und Internet künftig genauso wich-
tig sein wird, wie der mit Füller und
Tinte, müssen wir lernen, den Compu-
ter und Internet sinn- und zielorien-
tiert zu gebrauchen. Andernfalls wird
aus dem Informationsmeer schnell
eine Wissenswüste werden. Auch darf
es nicht sein, daß die Informationsge-
sellschaft zu einer zwei Klassen-Gesell-
schaft von „informations-haves“ und
„information-have-nots“ verkommt.
Aufgabe der Politik muß es sein, einer
solchen Trennung nicht nur zwischen
den Bildungsschichten, den sozialen
Gruppen und Generationen, sondern
auch zwischen den Geschlechtern vor-
zubeugen. Da sich Frauen bislang noch
vergleichsweise wenig mit den neuen
Informations- und Kommunikations-
technologien beschäftigen – nur rund
10% der Frauen nutzen das Internet,
Informatikstudiengänge werden zu 
95% von Männern belegt – brauchen
wir hier eine konzertierte Aktion von
Schulen, Weiterbildungseinrichtungen
und Politik auf allen Ebenen.

Wichtig ist auch die Aus- und Fortbil-
dung der Lehrer. Obwohl in Deutsch-
land längst mehr Computer als Autos
verkauft werden und aus der Game-
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boy-Generation längst kleine Compu-
ter-Experten geworden sind, können
kaum mehr als 20% der Lehrer mit
Computer und Internet umgehen. Das
darf nicht so bleiben. Wenn wir Ju-
gendlichen vermitteln wollen, wie sie
die neuen Techniken sinnvoll gebrau-
chen, wie sie sich im schier grenzen-
losen Meer der Informationen zu recht
finden, wie sie Wichtiges von Unwich-
tigem unterscheiden, sich vor Mani-
pulationen schützen und zwischen
Fiktion und Wirklichkeit trennen kön-
nen, dann dürfen die Lehrer bei den
Zukunftsmedien nicht länger abseits
stehen. Die Lehrer „multimediafähig“
zu machen, ist darum ebenso wichtig,
wie die Schulen mit Computern, Inter-
net-Anschlüssen und Software aus-
zurüsten.

7. Gefahr der „sozialen
Verkümmerung“ in der
Informationsgesellschaft

Ein weiteres wichtiges Feld, auf dem
die Politik tätig werden muß, wenn sie
den Wandel zur Informationsge-
sellschaft gestalten will, betreffen die
Veränderungen, die der Wandel hin-
sichtlich des Zusammenlebens der
Menschen zeitigt. Denn es ist keines-
wegs so, daß mit der Digitalisierung
nur Vorteile verbunden sind. Das Mehr
an Individualität führt zugleich, zu-
mindest kurzfristig, zu einem Ver-
lust von Gemeinsamkeiten. Fußball-
vereine haben heute bereits gelegent-
lich Schwierigkeiten, eine komplette
Mannschaft aufs Feld zu schicken, weil
ihre Spieler völlig unterschiedliche
Arbeitszeiten haben. Auch führt das
Mehr an Informationen und Unterhal-
tungsmöglichkeiten unter Umständen
zu einer Vereinzelung. Während sich

Menschen früher über einen Kinofilm
oder eine Fernsehsendung unterhiel-
ten, führen Videos, Pay-TV und Spar-
tenkanäle auch dazu, daß gemeinsame
Medienerlebnisse immer seltener
werden.

Anders formuliert: Auf dem Wege in
die Informationsgesellschaft lösen sich
soziale Institutionen auf, wird ge-
meinschaftliches Erleben erschwert.
Während die Welt einerseits in der 
Tat zum „globalen Dorf“ (Marshall
McLuhan) wird und das bisher Un-
übersichtliche überschaubarer wird,
droht das bislang Überschaubare un-
übersichtlicher zu werden. Die Gefahr,
daß das Fundament des Sozialstaats
unter dem Einfluß technologischer
und ökonomischer Kräfte bröckelt,
wenn weitverbreitete Formen von Ge-
meinschaft und Solidarität verloren
gehen, bevor neue sich in ausreichen-
der Zahl entwickeln, ist daher durch-
aus gegeben. Im digitalen Zeitalter
wird es dem einzelnen leichter fallen,
sich einem Miteinander zu entziehen,
das neben vielen Vorteilen auch Pflich-
ten und Lasten auferlegt. Die Indivi-
dualisierung kann daher auch zu einer
fragmentierten, zersplitterten Gesell-
schaft führen.

Es wird die Kardinalaufgabe der Politik
sein, das nach Kräften zu verhindern,
neue Formen der Gemeinschaft zu er-
möglichen und zu fördern. Dabei wird
der Förderung der Familie, die auch in
der Informationsgesellschaft Keimzelle
der Gesellschaft bleibt, eine entschei-
dende Bedeutung zukommen. Nir-
gendwo sonst lernen junge Menschen
so gut, den Wert von Bindungen zu
schätzen, wie in der Familie. Nirgend-
wo sonst lernen sie, daß das Ausleben
von Individualität und das Erleben
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von Gemeinschaft keine unvereinba-
ren Gegensätze darstellen, sondern in
einem vernünftigen Verhältnis zu-
einander stehen müssen, um sich
gegenseitig stützen und ermöglichen
zu können.

Damit Politik den Wandel aber gestal-
ten kann, wird sie sich auch selbst
ändern müssen. So wird sie in einer
vernetzten Welt auch lernen müssen,
selbst vernetzter zu denken. Der Wan-
del wird nicht vor den Ressortzu-
schnitten Halt machen – unabhängig
davon, welche Regierung ihn vor-
nimmt. Das verlangt, daß blinder

Aktionismus einzelner Ressorts einem
abgestimmten und allgemeinverträg-
lichen Handeln weichen müssen wird.

Eine kurzfristige, auf den Medien-
Effekt schielende Politik ist unter den
Bedingungen der Informationsgesell-
schaft dem Untergang geweiht. Statt-
dessen werden unter verschiedenen
Blickwinkeln betrachtete Gesamtkon-
zepte für eine nachhaltige Politik sor-
gen. Wie sagte doch Giuseppe Tomasi
di Lampedusa: „Wenn wir wollen, daß
alles so bleibt, wie es ist, dann ist es
nötig, daß alles sich verändert.“ Das
gilt auch für die Politik.



POLITISCHE STUDIEN, Sonderheft 3/99, 50. Jahrgang, November 1999

1. Europäische Medienpolitik –
Ein Widerspruch in sich selbst?

Medienpolitik ist Ländersache. Die
Länder haben im Rahmen ihrer Kul-
turhoheit die Aufgabe, Meinungsviel-
falt und Pluralität zu gewährleisten.
Hierüber besteht kein Streit. Eigene
kulturelle Kompetenz wird der Euro-
päischen Union nach dem Maastrich-
ter Vertrag daher nur zugestanden,
soweit es um ergänzende Fördermaß-
nahmen auf europäischer Ebene und
gemeinsame Empfehlungen geht.

Dennoch betreibt die Europäische
Kommission mit Hochdruck ihre so-
genannte „Audiovisuelle Politik“. Sie
stützt sich hierbei auf die wirt-
schaftlichen Aspekte der Medien. Als
Wirtschaftsgut betrachtet unterliegen 
Medien den Regeln des europäischen
Binnenmarktes.

Der Bereich der audiovisuellen Medien
hat sich in den letzten Jahren wie
kaum ein anderer verändert. Während
anfangs die Frequenzknappheit den
medienpolitischen Rahmen bestimm-
te, beeinflußten später Kabel und Sa-
tellit die Diskussion. Nunmehr führt
die Digitalisierung zu einer medien-
politischen Revolution.

So sehr es im Ansatz begrüßenswert
erscheint, einen europäischen Medien-
markt zu schaffen und damit der
Medienpolitik eine stark wirtschafts-
politische Ausrichtung zu geben, so
sehr muß darauf geachtet werden, daß
es hierdurch auf europäischer Ebene
nicht schleichend zu einer Kompe-
tenzverschiebung zu Lasten der Länder
kommt. Es bedarf im Einzelfall kriti-
scher Würdigung, ob die Vorschriften
im EG-Vertrag über die Freiheit des
Dienstleistungsverkehrs jede einzelne
dieser Maßnahmen europäischer Me-
dienpolitik auch tatsächlich tragen.
Kritisch hinterfragt werden muß auch,
ob einzelne Maßnahmen gegen das 
in Art. 3b Abs. 2 niedergelegte Subsi-
diaritätsprinzip verstoßen. Zur Erin-
nerung: Dieses „Architekturprinzip
Europas“ (so die Entschließung der
Teilnehmer der Konferenz „Europa 
der Regionen“ vom 19. Oktober 1989)
besagt, daß die Ausübung einer Ge-
meinschaftskompetenz nur unter 
zwei Voraussetzungen in Betracht
kommt: 

� Erstens dürfen die Ziele der Ge-
meinschaft durch Maßnahmen 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten 
nicht ausreichend erreicht werden
können. 

Schwerpunkte und Tendenzen
europäischer Medienpolitik

Angelika Niebler
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� Zweitens müssen die Ziele wegen
des Umfangs oder der Wirkungen
der Maßnahme besser auf Gemein-
schaftsebene erreicht werden kön-
nen. 

Beide Voraussetzungen müssen kumu-
lativ vorliegen.

Die europäische Medienpolitik ver-
dient schon angesichts dieser wich-
tigen Thematik eine eingehende
Betrachtung – eingehender, als es in
diesem Beitrag möglich ist. Dennoch
sollen die Ansätze europäischer Me-
dienpolitik hier kurz vorgestellt wer-
den. Den Ausführungen über die re-
gulatorischen Ansätze schließen sich
Ausführungen über die finanziellen
Fördermechanismen auf europäischer
Ebene an. Schließlich sei auch der
Bericht der „Hochrangigen Gruppe für
Audiovisuelle Politik“ erwähnt, der
medienpolitisch interessante Feststel-
lungen trifft.

2. Regulatorische Maßnahmen

2.1 Die Richtlinie 
„Fernsehen ohne Grenzen“

Die Richtlinie „Fernsehen ohne Gren-
zen“ vom 3. Oktober 1989 war einer
der ersten Schwerpunkte europäischer
Medienpolitik und bleibt auch nach
ihrer Änderung vom 30. Juni 1997
deren Herzstück.

Die Fernsehrichtlinie ist insoweit ein
sehr typisches Beispiel europäischer
Medienpolitik, als sie ihre Rechts-
grundlage in den Art. 59ff. EG-Vertrag
(Freiheit des Dienstleistungsverkehrs)
hatte und daher das Ziel verfolgt, den
rechtlichen Rahmen für den freien

Dienstleistungsverkehr von Fernseh-
diensten in Europa abzustecken und
die Entwicklung eines europäischen
Marktes für Fernsehdienste und ande-
re Aktivitäten zu fördern, wie etwa die
Werbe- oder Filmproduktion. 

Zu diesem Zweck vereinheitlicht die
Fernsehrichtlinie die einzelstaatlichen
Gesetze in mehreren Bereichen. Einige
Punkte seien exemplarisch angespro-
chen.

Die Quotenregelung

Am spektakulärsten dürfte die in Art. 5
der Richtlinie enthaltene Quoten-
regelung sein. Danach haben die Fern-
sehveranstalter entweder mindestens
10% ihrer Sendezeit, die nicht aus
Nachrichten, Sportberichten, Spiel-
shows oder Werbung, Videotext-
leistungen und Teleshopping besteht,
oder – alternativ nach Wahl des Mit-
gliedstaates – 10% ihrer Haushaltsmit-
tel für die Programmgestaltung der
Sendung europäischer Werke von Her-
stellern vorzubehalten, die von den
Fernsehveranstaltern unabhängig sind. 

Inwieweit diese Vorschrift rechtmäßig
ist, soll hier nicht diskutiert werden.
Vielfach wird die Meinung vertreten,
die Vorschrift verstoße gegen Art. 10 II
der Europäischen Menschenrechtskon-
vention oder gegen Art. III Abs. 4 des
GATT. Auch wird erneut in Frage ge-
stellt, ob sie europarechtlich in Art. 59
EG-Vertrag eine hinreichende Rechts-
grundlage findet. Im Erwägungsgrund
20 der Richtlinie von 1989 heißt es da-
zu: „Es ist notwendig, die Bildung von
Märkten für Produktionen in den na-
tionalen Mitgliedstaaten zu begünsti-
gen, die groß genug sind, um die
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erforderlichen Investitionen zu amor-
tisieren, indem nicht nur gemeinsame
Regeln zur Öffnung der nationalen
Märkte eingeführt werden, sondern
auch im Rahmen des praktisch Durch-
führbaren und mit angemessenen Mit-
teln darauf geachtet wird, daß europäi-
sche Produktionen einen Hauptanteil
der Sendezeit in den Fernsehprogram-
men der Mitgliedstaaten haben.“ 

Sportliche Großereignisse

Durch die Änderung der Fernseh-
Richtlinie vom 30. Juni 1997 wurde
eine Bestimmung eingefügt, derzufol-
ge die Mitgliedstaaten eine Liste auf-
zustellen haben, die jene Ereignisse
enthält, die unverschlüsselt ausge-
strahlt werden müssen, selbst wenn
Pay-TV-Kanäle vorher ausschließliche
Rechte an diesen Ereignissen erworben
haben.

In Deutschland gibt es erhebliche ver-
fassungsrechtliche Bedenken gegen 
das Bestreben dieser Regelung, Exklu-
sivrechte zu sehr einzuschränken. Aus
diesem Grund hat sich Deutschland
auch bei der Verabschiedung der Än-
derung der Richtlinie vom 30. Juni
1997 der Stimme enthalten.

Fernsehwerbung

Von großer praktischer Bedeutung sind
die Regelungen der Richtlinie zur Fern-
sehwerbung. Es werden prozentuale
Obergrenzen für bestimmte Formen
der Werbung festgelegt. So dürfen etwa
Werbespots 20% der stündlichen und
15% der täglichen Sendezeit nicht
überschreiten. Auch hat die Änderung
der Richtlinie vom 30. Juni 1997 das

sogenannte „Bruttoprinzip“ festge-
schrieben: Nach diesem bislang bereits
weithin praktizierten und nunmehr
gesetzlich in der Richtlinie verankerten
Prinzip berechnet sich die in Prozent
angegebene Dauer der zulässigen
Reklame nach der Länge der gesam-
ten Sendezeit, also einschließlich der
Reklame.

Jugendschutz

Ein weiteres Anliegen der Richtlinie
sind die Vorschriften zum Jugend-
schutz. So müssen etwa künftig ju-
gendschutzrelevante Sendungen aku-
stisch oder optisch gekennzeichnet
werden (Art. 22 Abs. 3 der Richtlinie).

2.2 Die Ratsempfehlung über den
Jugendschutz und den Schutz
der Menschenwürde in den
audiovisuellen Diensten und
den Informationsdiensten

Am 24. September 1998 wurde vom
Ministerrat die Empfehlung zum Ju-
gendschutz und zum Schutz der Men-
schenwürde in den audiovisuellen
Diensten und den Informationsdien-
sten angenommen. In dieser Empfeh-
lung wird das Fernsehen gebeten, neue
Kontrollmittel für die Eltern in Verbin-
dung mit dem Digitalfernsehen zu
testen. Die Betreiber von Online-Dien-
sten werden aufgefordert, sich einen
Verhaltenscode aufzulegen, um die be-
stehenden Gesetze besser anwenden
und näher bestimmen zu können. 

Selbst bei den Regelungen zum Ju-
gendschutz findet sich im übrigen der
spezielle wirtschaftpolitische Ansatz
europäischer Medienpolitik wieder. Im
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Erwägungsgrund (10) der Empfehlung
heißt es: „Die Schaffung eines Klimas
des Vertrauens, das benötigt wird, um
durch Beseitigung der Faktoren, die die
Entwicklung der audiovisuellen Dien-
ste und der Informationsdienste und
die volle Entfaltung ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit behindern, das Poten-
tial dieses Industriezweigs voll zu
nutzen, wird durch den Schutz be-
stimmter wichtiger öffentlicher Inter-
essen, insbesondere durch Jugend-
schutz und den Schutz der Menschen-
würde gefördert.“ Inwieweit diese
Begründung trägt, mag dahingestellt
bleiben.

2.3 Das Grünbuch zur Konvergenz
der Branchen Telekommunika-
tion, Medien und Informations-
technologie und ihre ordnungs-
politischen Auswirkungen

Das Grünbuch der Europäischen Kom-
mission zur Konvergenz vom 3. Dezem-
ber 1997 ist die Reaktion des europäi-
schen Gesetzgebers auf die Konvergenz
der Sparten Telekommunikation, Me-
dien und Informationstechnologie.
Der technologische Fortschritt hat da-
zu geführt, daß die Tätigkeit dieser drei
bislang getrennten Sparten nunmehr
die Herstellung eines Produktes zum
Gegenstand hat, das man vereinfa-
chend als die neuen Tele- und Medien-
dienste bezeichnen könnte. Der Ansatz
des Grünbuchs ist es nun, der techni-
schen Konvergenz der drei Sparten
folgend, auch die für die drei Sparten
geltenden rechtlichen Regelungen zu
vereinheitlichen. Die Disparität der Re-
gelungen führt derzeit in vielen Län-
dern Europas zu einer erheblichen
Rechtsunsicherheit. Diese gilt es zu be-
seitigen. Dabei geht es der Kommission

im wesentlichen darum, den Markt für
die neuen Tele- und Mediendienste zu
öffnen und bestehende Schranken ab-
zubauen. 

Das Anliegen der Kommission läßt
sich am besten an folgendem Beispiel
verdeutlichen: Derzeit gibt es unter-
schiedliche Zugangsregelungen für den
Rundfunk einerseits und Telekommu-
nikationsnetze andererseits. Auch sind
für den Zugang zum Rundfunk und 
zu den Telekommunikationsnetzen je-
weils verschiedene Behörden zustän-
dig. Dies hat zur Folge, daß für den
Marktzutritt mehrere Genehmigungs-
verfahren erforderlich sind, wobei Ge-
nehmigungsvoraussetzungen und Ge-
nehmigungsverfahren erheblich von-
einander abweichen. Dies erschwert
natürlich den Zugang zum Markt der
neuen Tele- und Mediendienste er-
heblich. Es sei im Vergleich dazu auf
Kanada und die Vereinigten Staaten
hingewiesen, in denen eine einzige
Aufsichtsbehörde für den Telekommu-
nikations- und den audiovisuellen Sek-
tor verantwortlich ist.

Im Herbst 1998 hat die Kommission
eine Anhörung der beteiligten Kreise
abgeschlossen. Dabei ist das Interesse
an einer möglichst einheitlichen Rege-
lung aller Bereiche nahezu einhellig
betont worden. 

Die Kommission zieht nun mehrere
Möglichkeiten in Betracht, wie weiter
vorgegangen werden könnte: 

� Die erste Möglichkeit wäre, die in
den jeweiligen Sektoren geltenden
unterschiedlichen Regelungen ein-
fach zu belassen. Es bliebe dann 
der klassischen Gesetzesauslegung
überlassen, welcher der neuen 
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Dienste jeweils unter welche Re-
gelung fällt. 

� Die zweite Möglichkeit wäre, ein
separates Regulierungsmodell zu
entwickeln, das neben die beste-
henden Regelungen tritt. 
Das Problem dieses Ansatzes ist es,
daß es sehr schwer sein dürfte, 
klar die Dienste zu definieren, 
für die das neue Regelungsmodell
gelten soll. Gedacht wird unter 
anderem an eine Negativabgren-
zung. 
Man würde also von Gesetzes we-
gen sagen, daß bestimmte Dienste
weder Rundfunk noch Telekom-
munikation sind. 

� Die dritte Möglichkeit wäre, suk-
zessiv ein Regelungsmodell zu ent-
wickeln, das sowohl neue als auch
bestehende Dienste erfaßt. Dabei
wird daran gedacht, nicht sämt-
liche Regelungen auf einen Schlag
zu vereinheitlichen, sondern sich
zunächst auf bestimmte, alle Dien-
ste betreffende Bereiche zu be-
schränken. 
So könnte man etwa in einem er-
sten Schritt den Netzzugang verein-
heitlichen.

Auch hier ist wiederum der politische
Hintergrund des Grünbuchs interes-
sant. 

Laut Grünbuch geht es der Kommis-
sion darum, ein rechtliches und ord-
nungspolitisches Umfeld für Verän-
derungen zu schaffen, die eine Mög-
lichkeit zur besseren Integration der
europäischen Regionen ins Zentrum
der europäischen Wirtschaft und zur
Verstärkung der Effizienz und Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen
auf den globalen und nationalen
Märkten bietet.

2.4 Eine Medienkonzentrations-
richtlinie?

Im Jahre 1992 wurde ein Grünbuch
„Pluralismus und Medienkonzentra-
tion“ vorgelegt. Im Anschluß daran hat
die Kommission eine Medienkonzen-
trationsrichtline entworfen, die die
Eigentumsregelungen für die klassi-
schen Medien Fernsehen, Hörfunk und
Tageszeitungen europaweit angleichen
sollte. Hiergegen haben sich jedoch
nicht nur die betroffenen Kreise in den
Anhörungen zur Wehr gesetzt; auch
von seiten der Bundesrepublik wurden 
erhebliche Bedenken angemeldet, da
insbesondere die Regelungen zu den
„cross-ownerships“ gegen das Subsidiari-
tätsprinzip verstießen. Es ist nicht aus-
zuschließen, daß die im September
1999 neu ins Amt berufene Kommission
dieses Projekt wieder aufgreifen wird. 

3. Finanzielle 
Fördermechanismen

Nicht nur im regulatorischen Bereich,
auch bei der finanziellen Förderung
hat die EU-Kommission in den letzten
Jahren immer weitere Aufgaben an
sich gezogen. Ob die Kommission im-
mer überzeugend nachweisen konnte,
daß diese Aufgaben wirklich zwingend
auf europäischer Ebene wahrgenom-
men werden müssen, ist mehr als
zweifelhaft. Auch in der Produktions-
landschaft Europa gilt das Subsi-
diaritätsprinzip. Das bedeutet, daß Ini-
tiativen auf europäischer Ebene nur
soweit zulässig und sinnvoll sind, als
die bisherigen ländereigenen Förder-
maßnahmen nicht ausreichen. Die
von der Kommission unternommenen
Fördermaßnahmen gehen jedoch weit
über diesen Rahmen hinaus.
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3.1 Das Media II Programm

Das Media II Programm trat im Januar
1996 in Kraft. Ziel und Zweck war es,
die europäische Medienindustrie durch
eine Reihe von Unterstützungsmaß-
nahmen zu stärken. Dabei wurden Pro-
jekte in drei Bereichen finanziell geför-
dert: 

� Ausbildung, 
� Entwicklung von Produktionspro-

jekten und -gesellschaften sowie der 
� Vertrieb von Filmen und sonstigen

audiovisuellen Programmen. 

Hierzu stand ein Budget von 310 Mil-
lionen ECU zur Verfügung. Das Media
II Programm läuft im Jahr 2000 aus
und muß verlängert werden. Dabei
muß unbedingt dafür Sorge getragen
werden, daß die Verteilung der eu-
ropäischen Gelder transparenter wird.
Auch sollte die Verwaltung der Gelder
effizienter werden. Die Kommission
droht mit erheblichen Eingriffen in na-
tionale Zuständigkeiten, während sich
ihr eigenes Förderprogramm in der
Praxis als administrative Inflexibilität
erweist.

Der Subsidiaritätsgrundsatz muß im
Zusammenhang mit dem Media II
Projekt striktere Beachtung finden. Das
Projekt sollte sich darauf beschränken,
finanzielle Hilfe in Bereichen zu lei-
sten, in denen die Länder dies nicht
können. Ein gutes Beispiel dafür ist das
geplante „Major Promotion Event“ für
den europäischen Film, eine Art euro-
päische Oskar-Verleihung. Grundsätz-
lich aber sollte man jeder weiteren
Zentralisierung der Ausgabe öffent-
licher Mittel im Interesse des Steuer-
zahlers mit einer gesunden Skepsis ge-
genüberstehen.

3.2 Weitere Maßnahmen

Ferner hat die Europäische Union auch
weitere finanzielle Fördermechanismen
eingesetzt, so etwa die Förderung von
Filmfestivals und des neuen breiten
Fernsehformats „16 : 9“. Ein interes-
santer Ansatz war schließlich das Pro-
jekt eines europäischen Garantiefonds.
Durch diesen Mechanismus sollten
neue Finanzierungsressourcen für die
europäische audiovisuelle Industrie ge-
neriert werden. 

Als Garantiefonds hätte er die Aktivi-
täten der Bank- und Finanzinstitute er-
leichtern sollen, indem er mit ihnen
die finanziellen Risiken teilt, die mit
der Kreditvergabe an Produzenten und
Verleiher verbunden sind. Dies wäre
ein wichtiger Schritt in Richtung auf
eine private Finanzierung der Medien-
produktion in Europa gewesen. Der
Vorschlag eines europäischen Garan-
tiefonds ist im Europäischen Parlament
einstimmig angenommen worden,
konnte aber nicht die einstimmige
Mehrheit im Ministerrat finden. Die
Diskussion hierüber wurde jedoch 1998
wieder aufgenommen, an der Entwick-
lung weiterer neuer Finanzierungsin-
strumente wird in einer Expertengrup-
pe gearbeitet. Die Medienbranche ist
ohne Zweifel eine Zukunftsbranche. Ih-
re Zukunftsfähigkeit würde erheblich
verbessert werden, wenn sie sich ver-
mehrt über andere als öffentliche Gel-
der finanzieren könnte.

4. Der Bericht der 
„Hochrangigen Gruppe 
für Audiovisuelle Politik“

Dieser Beitrag über Schwerpunkt und
Tendenzen europäischer Medienpolitik
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wäre unvollständig, würde er den Be-
richt der „Hochrangigen Gruppe für Au-
diovisuelle Politik“ unerwähnt lassen.

Im Jahre 1997 wurde im Rahmen einer
allgemeinen Überprüfung der audio-
visuellen Politik der Gemeinschaft die
„Hochrangige Gruppe für Audiovisuel-
le Politik“ einberufen. Deutsches Mit-
glied der Gruppe war der General-
intendant des Bayerischen Rundfunks
und Vorsitzender der European Broad-
casting Union, Prof. Dr. Albert Scharf.
In ihrem Bericht „Das digitale Zeitalter:
EuropäischeAudiovisuelle Politik“ vom
Oktober 1998 spricht die „Hochran-
gige Gruppe“ mehrere Empfehlungen
aus, die für die weitere Entwicklung
europäischer Medienpolitik nicht oh-
ne Bedeutung sein werden.

4.1 Entwicklung des
Vertriebssektors

Ein zentrales Anliegen des Berichts ist
die Entwicklung eines leistungsstarken
Sektors „Vertrieb/Verleih und Verwal-
tung der Rechte“. Die Kontrolle des
Vertriebs sei letztlich Voraussetzung für
die Kontrolle der Inhalte. Dabei könne
Europa viel von den Amerikanern ler-
nen, zum Beispiel hinsichtlich der Ver-
triebsmethoden und Marketingtech-
niken, die auf den internationalen
Märkten angewandt werden. Der Be-
richt verweist auf die verstärkten In-
vestitionen der US-Unternehmen in
den europäischen Kinosektor. Nach
Meinung der Hochrangigen Gruppe
kommt dabei den Rundfunkveranstal-
tern – sowohl den öffentlich-rechtli-
chen wie auch den privaten – eine zen-
trale Rolle, sowohl als Finanzierer und
Nachfrager, als auch als Instrument des
Marketings zu.

4.2 Finanzielle Förderung

Auch zur Förderung audiovisueller In-
halte nimmt der Bericht Stellung.
Gefordert wird die Einführung eines
Mechanismus zur Gewinnung von
mehr privaten Investitionen für audio-
visuelle Produktionen, etwa über Wert-
papiere, die Einrichtung eines Netzes
europäischer Film- und Fernsehhoch-
schulen, um die führenden Einrich-
tungen miteinander zu verbinden, die
Organisation einer zugkräftigen euro-
päischen Werbeveranstaltung und der
Ausbau des MEDIA II Programms.

4.3 Stellungnahme zum
Konvergenz-Grünbuch

Schließlich nimmt der Bericht Stellung
zum Konvergenz-Grünbuch, das er
grundsätzlich begrüßt. Die Hochran-
gige Gruppe unterstützt dabei das
Bestreben der Kommission, die Ge-
nehmigungsverfahren zu vereinfa-
chen. Deutschland dient als Negativ-
beispiel: Die deutschen Kabelnetze
erlaubten zwar die Übertragung von
150 Programmen, jedoch verzögern
die Genehmigungsverfahren die Auf-
nahme der Sendetätigkeit gewöhn-
lich um etliche Monate. Nach Ansicht
der Expertengruppe soll bei den 
Zulassungsvoraussetzungen stufenwei-
se nach dem Verbreitungsgrad des
Mediums entschieden werden. Pay-
per-view- und Near-Video-on-Demand-
Dienste sollten nur Mindestanfor-
derungen genügen müssen, dagegen
sollte das terrestrisch ausgestrahlte und
frei empfangbare Fernsehen auch wei-
terhin einem höheren Regulierungs-
grad unterworfen sein. Die „Hochran-
gige Gruppe“ hat sich aber gegen eine
einheitliche Regelung des Telekommu-
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nikationssektors und des audiovisuel-
len Sektors ausgesprochen. Regulie-
rungsmaßnahmen zum Inhalt könn-
ten nicht unter rein ökonomischen
Gesichtspunkten gesehen werden. Das
entscheidende Element sei vielmehr
die Art der Dienste, weswegen zwi-
schen einem an die Allgemeinheit ge-
richteten Informationsdienst und pri-
vater Kommunikation unterschieden
werden müsse: Während auf eine an
die Allgemeinheit gerichtete Kommu-
nikation diejenigen Grundsätze zum
Schutz des öffentichen Interesses An-
wendung finden müßten, die auch
den herkömmlichen Rundfunkvor-
schriften zugrunde liegen, müsse bei
individueller Kommunikation die Ver-
traulichkeit privaten Schriftwechsels
im Vordergrund stehen. 

5. Zusammenfassung

Europäische Medienpolitik muß auf-
grund ihrer Rechtsgrundlage in Art.
59ff. (nunmehr 49ff.) EG-Vertrag (Frei-
heit des Dienstleistungsverkehrs) in
erster Linie Wirtschaftspolitik sein. 
Der wirtschaftspolitische Ansatz wird
nahezu in allen Bereichen durchgehal-
ten, wobei Ziel die Stärkung der Indu-
strie durch Schaffung eines wirksamen
Marktes in Europa ist. Diese Stärkung
der europäischen Medienindustrien ist
grundsätzlich zu begrüßen. Neue und
innovative Ansätze wie das Konver-

genz-Grünbuch sollten in erster Linie
als Chance verstanden werden. Die
Einhaltung des Subsidiaritätsgrundsat-
zes und der Respekt föderaler Struktu-
ren bleiben jedoch Voraussetzung für
Effizienz und Akzeptanz europäischer
Politik. Sie sollten daher auch Leit-
linien der europäischen Medienpolitik
sein.

Auf dieser Grundlage bedürfen die
anstehenden Maßnahmen kritischer
Überprüfung. Dies betrifft etwa die
Zentralisierung von Kompetenzen.
Gerade wenn es um die Förderung
neuer, ortsansässiger Medienindustrien
geht, beweist die deutsche Erfahrung
die Effizienz dezentraler Verwaltung
sowie den wettbewerbsbelebenden
Effekt einer gewissen Konkurrenz
zwischen den Regionen. Aber auch die
finanzielle Förderung von Inhalten
durch die EU ist nicht ohne weiteres
effizienter als eine von den Regionen
verantwortete Förderung, die im übri-
gen auch der wertvollen Vielfalt regio-
naler Kulturen in Europa eher gerecht
wird.

Europäische Medienpolitik kann nur
dann erfolgreich sein, wenn sie nicht
als Gefahr, sondern als Gestaltungs-
möglichkeit verstanden wird. Im Span-
nungsfeld zwischen wirtschaftlicher
Effizienz, kultureller Vielfalt und dem
Subsidiaritätsprinzip verdient sie daher
große Aufmerksamkeit.
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1. Einleitung

Trotz wachsender Konkurrenz nimmt
Bayern seit Jahrzehnten einen füh-
renden Platz als Medienstandort in
Deutschland ein. Die Entwicklung des
dualen Rundfunksystems, bestehend
aus öffentlich-rechtlichen und priva-
ten Anbietern, hat seit Mitte der 80er
Jahre neue wirtschaftliche Impulse in
Bayern gesetzt. Heute sind 30% aller
Erwerbstätigen des deutschen Privat-
funks in Bayern beschäftigt. Damit
nimmtBayernbundesweitden Spitzen-
platz ein. Die privaten Rundfunkun-
ternehmen in Bayern erreichen rund
ein Drittel der Bruttowertschöpfung
des privaten Rundfunks in Deutsch-
land insgesamt. Innovationen wie das
digitale Fernsehen und das Digitalradio
DAB (Digital Audio Broadcasting) nah-
men in Bayern ihren Anfang oder wur-
den hier maßgeblich vorangetrieben.
Der Bayerische Rundfunk veranstaltet
mit „BR-Alpha“ seit Januar 1997 den
ersten deutschen Fernseh-Bildungska-
nal. Nirgendwo sonst in Deutschland
gibt es eine vergleichbare lokale Rund-
funklandschaft wie in Bayern. 

In Anbetracht der Bedeutung der elek-
tronischen Medien für die bayerische
Wirtschaft und Gesellschaft überrascht

es nicht, daß der Freistaat Bayern die
deutsche Medienpolitik der letzten
Jahrzehnte maßgeblich mitgestaltet
und beeinflußt hat. Traditionell spielt
Bayern eine aktive Rolle in der Me-
dienpolitik. Es liegt in der Natur der
Sache, daß sich Konflikte dabei nicht
nur mit den anderen Ländern, sondern
auch mit dem Bund und mit der Eu-
ropäischen Gemeinschaft ergaben und
ergeben. Einige dieser medienpoliti-
schen Konfliktfelder der letzten 50 Jah-
re und der bayerischen Impulse der
Medienpolitik werden im folgenden
nachgezeichnet. 

2. Die Auseinandersetzung um
das „Deutschland-Fernsehen“

Medienpolitik ist Sache der Länder.
Mit dieser grundlegenden verfassungs-
gerichtlichen Erkenntnis und einer
schweren innenpolitischen Niederlage
des damaligen Bundeskanzlers Konrad
Adenauer endeten 1961 durch die Ent-
scheidung des Bundesverfassungs-
gerichts am 22. Februar 19611 die
Auseinandersetzungen zwischen Bund
und Ländern um das „Deutschland-
Fernsehen“. Ein ganzes Jahrzehnt
währte in der noch jungen Bundes-
republik das zähe Ringen zwischen
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Bund und Ländern um die Schaffung
eines zweiten Fernsehprogramms als
Alternative zum Angebot der ARD-
Landesrundfunkanstalten. Die eigent-
liche Streitfrage war die nach der Kom-
petenz für die Medienpolitik und
damit für die Ordnung des Rundfunk-
wesens in Deutschland. 

Schon in der ersten Legislaturperiode
des Bundestages begannen die Versu-
che des Bundes, das im wesentlichen
bereits vor der Gründung der Bundes-
republik unter maßgeblichem Einfluß
der Besatzungsmächte errichtete fö-
deral gegliederte öffentlich-rechtliche
Rundfunksystem nach eigenen Vor-
stellungen zu verändern. Der damalige
Bundesinnenminister Gustav Heine-
mann (damals CDU) entwickelte be-
reits 1949 Überlegungen für ein Rah-
mengesetz des Bundes zur Rundfunk-
organisation. Er wies allerdings darauf
hin, daß – „auch von der CSU“ – die
Zuständigkeit des Bundes bestritten
werde und er eine Initiative deshalb
„zur Zeit“ nicht für opportun halte.2

Trotzdem wurde das Vorhaben nicht
fallengelassen und nach jahrelangen
Diskussionen brachten schließlich
CDU und FDP am 18. März 1953 im
Bundestag einen im Bundesinnenmi-
nisterium ausgearbeiteten Entwurf für
ein Bundesrundfunkgesetz ein. Bayern
erteilte diesem Vorhaben eine eindeu-
tige Absage. Die CSU trug den Initia-
tiventwurf nicht mit, obwohl sie an
der Bundesregierung beteiligt war. Be-
reits im Vorfeld hatte der bayerische
Bevollmächtigte beim Bund, Ministe-
rialdirektor Claus Leusser, gegenüber
dem damaligen Bundesinnenminister
Lehr (CDU) zum Ausdruck gebracht,
Bayern sehe in dem Bundesentwurf
einen Eingriff in die Kulturhoheit der
Länder. Der Bayerische Landtagsprä-

sident Alois Hundhammer (CSU),
gleichzeitig Vorsitzender des Verwal-
tungsrates des Bayerischen Rundfunks,
schloß sich dieser Auffassung bei einer
Anhörung des federführenden Bundes-
tagsausschusses für Fragen der Presse,
des Rundfunks und des Films an.3

Auf Initiative des Bayerischen Mini-
sterpräsidenten Hans Ehard (CSU) for-
mulierten schließlich auch die Länder
bei einem Treffen in der Bayerischen
Staatskanzlei am 13./14. April 1953 ih-
re ablehnende Haltung zum Bundes-
entwurf: Fragen des Rundfunks gehör-
ten zu den Aufgaben, die gemein-
schaftlich durch Ländervereinbarun-
gen zu lösen seien. Um sich stärker in
die Verhandlungen einbringen zu kön-
nen, setzten die Länder eine „Ständi-
ge Kommission für Rundfunkfragen“
ein, deren erster Vorsitzender der Ver-
treter Bayerns, Claus Leusser, wurde.
Unter seiner Federführung führten die
Länder während der 2. Legislaturpe-
riode Verhandlungen mit dem Bund,
mit dem Ziel des Abschlusses eines
Bund-Länder-Staatsvertrages zur Rege-
lung der Rundfunkstrukturen. Die Ver-
handlungen blieben allerdings ohne
Ergebnis. Zu einer Verabschiedung des
Bundesentwurfs in der 2. Legislaturpe-
riode kam es jedoch ebenfalls nicht.

Gestärkt durch eine absolute Mehrheit
bei der Bundestagswahl 1957 beschloß
dann das 3. Kabinett Adenauer am 
5. Februar 1958, die Verhandlungen
nicht weiterzuführen. Die Positionen
von Bund und Ländern waren unver-
einbar: Adenauer wollte vor allem eine
Alternative zum Fernsehprogramm der
ARD-Anstalten und zwar auf pri-
vatrechtlicher Basis und er wollte ei-
nen größeren Einfluß des Bundes auf
die Gestaltung der Runfunkstrukturen.



Hansjörg Kuch48

Die Ministerpräsidenten der Länder
waren zwar bereit, ein zweites Fern-
sehprogramm zuzulassen, das jedoch
in einem öffentlich-rechtlichen Ver-
bund der Landesrundfunkanstalten
veranstaltet werden sollte. Dies wie-
derum lehnte Adenauer ab. Am 30.
September 1959 schließlich verabschie-
dete das Bundeskabinett den „Entwurf
eines Gesetzes über den Rundfunk“.
Der Entwurf sollte die Rechtsgrundla-
gen für die Bundesrundfunkanstalten
„Deutsche Welle“ und „Deutschland-
funk“ schaffen und sah darüber hinaus
die Gründung einer Anstalt „Deutsch-
land-Fernsehen“ vor, die Auftraggeber
für privatrechtliche Fernsehgesell-
schaften sein sollte. Da der Komplex
„Deutschland-Fernsehen“ auch in den
Augen von Koalitionsabgeordneten
viele Fragen offenließ, verabschiedete
der Bundestag zunächst nur ein
Rumpfgesetz mit den Grundlagen für
die Deutsche Welle und den Deutsch-
landfunk. 

Damit war die Lage aber keineswegs
beruhigt. Zwar schien sich zunächst
eine Verständigung zwischen Bund
und Ländern über eine gemeinsame
Vereinbarung für ein zweites Fern-
sehprogramm anzubahnen. Diese war
dann aber endgültig zunichte ge-
macht, als Adenauer am 25. Juli 1960
den notariellen Vertrag zur Gründung
der „Deutschland-Fernsehen GmbH“
unterzeichnete, ohne die Länder dabei
zu beteiligen. Zwar unterzeichnete der
aus Bayern stammende Bundesjustiz-
minister Fritz Schäffer als „Treuhän-
der“ der Länder den Gesellschaftsver-
trag ebenfalls. Da die Länder ihn dazu
aber gar nicht ermächtigt hatten, war
ihre Empörung über das Vorgehen des
Kanzlers groß. Dennoch unternahm
der Bayerische Ministerpräsident Hans

Ehard im Herbst 1960 einen letzten
Vermittlungsversuch, indem er Grund-
züge einer Bund-Länder-Vereinbarung
vorschlug. Seinen Vorschlägen stimm-
ten die CDU-Ministerpräsidenten und
schließlich auch Adenauer zwar zu,
letzlich scheiterte der Vermittlungsver-
such aber an den SPD-regierten Län-
dern (Hessen, Hamburg, Bremen, Nie-
dersachsen). Diese hatten nämlich
inzwischen das Bundesverfassungs-
gericht angerufen und geltend ge-
macht, der Bund habe mit der Grün-
dung der „Deutschland-Fernsehen
GmbH“ verfassungsmäßige Rechte der
Länder verletzt. Bayern und die CDU-
regierten Länder schlossen sich der
Klage-Aktion gegen das „Adenauer-
Fernsehen“ aus übergeordneten politi-
schen Gesichtspunkten zwar nicht an,
was aber nicht bedeutete, daß sie etwa
die von den SPD-Ländern vorgetra-
genen verfassungsrechtlichen Rügen
nicht geteilt hätten. 

Das Verfahren endete mit dem „Ersten
Fernsehurteil“ des Bundesverfassungs-
gerichts vom 22. Februar 1961.4 Es
kann mit Fug und Recht als Meilen-
stein der Rundfunkgeschichte bezeich-
net werden. Das Karlsruher Gericht be-
stätigte die Zuständigkeit der Länder
zur Regelung des Rundfunkwesens 
und bescheinigte der Bundesregierung
mehrfache Verstöße gegen die Verfas-
sung. Adenauer bezeichnete das Urteil
im Deutschen Bundestag als „falsch“,
freilich nicht ohne hinzuzufügen, daß
es „den Gesetzen entsprechend beach-
tet werden“ müsse.5

Das Ende der „Deutschland-Fernsehen
GmbH“ war zugleich die Geburtsstun-
de des Zweiten Deutschen Fernsehens.
Drei Monate nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts unterzeichne-
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ten die Ministerpräsidenten der Länder
den Staatsvertrag zur Gründung des
ZDF. 

3. Der Kampf um das duale
Rundfunksystem

Das Bundesverfassungsgericht hatte
mit seinem Urteil vom Februar 1961
die Tür zur Veranstaltung von Fernse-
hen in privater Trägerschaft keines-
wegs verschlossen. Die Entwicklung
der Kabel- und der Satellitentechnik in
den 70er Jahren schuf die Möglichkeit,
größere Programmvielfalt in Hörfunk
und Fernsehen zu erreichen. Zwar
lehnten große Teile der SPD bis in die
80er Jahre hinein die Einführung
privaten Rundfunks ab und dement-
sprechend verhielt sich die soziallibe-
rale Koalition unter Bundeskanzler
HelmutSchmidt gegenüber einem Aus-
bau der Fernmeldeinfrastruktur durch
Breitbandverteilnetze auch äußerst re-
striktiv. Doch mit dem Regierungs-
wechsel von 1982 begann unter dem
neuen Bundespostminister Christian
Schwarz-Schilling (CDU) der forcierte
Ausbau der Kabelnetze. Damit wurden
die technischen Voraussetzungen für
die Einführung des privaten Rund-
funks in Deutschland geschaffen. 

Bereits im Juli 1977 hatte die Baye-
rische Staatsregierung München als
Standort für ein künftiges Kabelpilot-
projekt mit neuen Fernseh- und Hör-
funkangeboten bestimmt. Es dauerte
dann aber nochmals fast sieben Jahre,
ehe das Kabelpilotprojekt München als
zweites deutsches Projekt nach Lud-
wigshafen am 1. April 1984 starten
konnte. Von Anfang an waren Pro-
gramme privater Anbieter einbezogen,
auch wurde bereits lokales privates

Fernsehen angeboten. Das Münchner
Pilotprojekt war, wie Ministerpräsident
Franz Josef Strauß zum Start feststellte,
ein „Meilenstein in der medienpoliti-
schen Entwicklung“, der den Einstieg
in die Nutzung moderner Kabel- und
Satellitentechnik bedeutete. Nur wenig
später, am 15. November 1984, ver-
abschiedete der Bayerische Landtag
mit dem „Medienerprobungs- und ent-
wicklungsgesetz“ (MEG) eines der
ersten Landesgesetze als Grundlage pri-
vater Rundfunkangebote in Deutsch-
land. 

Die Schaffung technischer Vorausset-
zungen und die Durchführung von
Pilotprojekten war das eine; die bun-
desweite Einführung privaten Rund-
funks auf gesicherter Rechtsgrundlage
stand aber noch aus. Innerbayerische
Voraussetzung war der infolge eines
1972 initiierten Volksbegehrens und
eines daraufhin erfolgten Volksent-
scheids in die Bayerische Verfassung
aufgenommene Artikel zur Rundfunk-
freiheit (Art. 111a BV). Art. 111a BV
war bei der Einführung des Privatfunks
in Bayern der Angelpunkt für das me-
dienrechtliche Prinzip, daß auch pri-
vate Programmangebote unter dem
Dach einer öffentlich-rechtlichen Trä-
gerschaft – der Bayerischen Landeszen-
trale für neue Medien – stattzufinden
haben. Es würde den Rahmen dieses
Beitrags bei weitem sprengen, die Aus-
einandersetzungen der 80iger Jahre
um eine bundesweit einheitliche
Rechtsgrundlage für das duale Rund-
funksystem – bestehend aus öffentlich-
rechtlichen und privaten Anbietern –
im einzelnen nachzuzeichnen.6

Schließlich bedurfte es immerhin 16
Ministerpräsidentenkonferenzen, bis
der Rundfunkstaatsvertrag von 1987
unter Dach und Fach war. Bayern hat
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auch dabei Schrittmacherdienste ge-
leistet. Der durch die Kündigung 
der Rundfunkgebührenstaatsverträge
durch Bayern und die anderen unions-
geführten Länder im Anschluß an die
gescheiterte Ministerpräsidentenkonfe-
renz vom 18. Dezember 1986 erzeugte
Verhandlungsdruck trug letztlich zum
Gesamterfolg maßgeblich bei. Denn
durch die Kündigung waren die ein-
heitliche Rundfunkgebühr, der ARD-
Finanzausgleich und letztlich auch die
ARD selbst unmittelbar gefährdet, was
die SPD-regierten Länder nicht hin-
nehmen wollten. 

Umstritten zwischen den unionsge-
führten Ländern einerseits und den
SPD-regierten Ländern andererseits wa-
ren vor allem die Verteilung der da-
mals noch knappen Satellitenkapazitä-
ten, die Bedingungen für die Zulassung
bundesweiten privaten Rundfunks und
die Rahmenbedingungen für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk. Letzt-
lich ging es aber um wesentlich mehr.
Die internationale Wettbewerbsfähig-
keit und die Schaffung von Arbeits-
plätzen in Deutschland standen auf
dem Spiel, wie der damalige Leiter der
Bayerischen Staatskanzlei, Edmund
Stoiber, deutlich machte: „Es kann
doch niemandem verborgen geblieben
sein, daß im Zuge der europäischen
Entwicklung Programme in der Bun-
desrepublik empfangbar sein werden,
die weder im Hinblick auf die materi-
ellen Anforderungen an den Inhalt der
Programme noch im Hinblick auf die
Werbemöglichkeiten unserer inländi-
schen Rechtsordnung entsprechen.
Nach den freiheitlichen Prinzipien un-
serer Verfassung wird man einen Emp-
fang solcher Programme genausowenig
verhindern können, wie die Möglich-
keit, daß inländische Programmanbie-

ter ins Ausland gehen und dort Pro-
gramme einbringen, die über Satellit
bei uns empfangbar werden.“ 7 Des-
halb, so Stoiber, müßten für private
Anbieter Bedingungen geschaffen wer-
den, die ihnen im Inland die Finanzie-
rung neuer Programme ermöglichten,
damit auch zusätzliche Arbeitsplätze
im Inland geschaffen würden. 

Die Entwicklung hat die damalige
bayerische Politik bestätigt. Bis heute
ist in Deutschland der wirtschaftlich
und programmlich interessanteste
Fernsehmarkt Europas entstanden. Der
private Rundfunk ist zu einem bedeu-
tenden Wirtschaftsfaktor in Deutsch-
land und zu einem wichtigen Auftrag-
geber für freie Produzenten geworden.
Ende 1996 waren bei den deutschen
Rundfunkunternehmen knapp 40.000
feste Mitarbeiter beschäftigt, davon
fast 10.000 bei privaten Sendern. Der
Produktionswert der deutschen Rund-
funkunternehmen betrug im Jahr 1996
zusammen nahezu 22 Mrd. DM; er hat
sich damit seit Einführung des priva-
ten Rundfunks 1984 mehr als verdrei-
facht. 

4. Die EG-Fernsehrichtlinie als
weiterer Konfliktpunkt

Der mit dem Rundfunkstaatsvertrag
1987 erzielte medienpolitische Kon-
sens der Länder war noch unter einem
weiteren Aspekt dringend notwendig.
Die EG-Kommission hatte am 14. Juni
1984 ein Grünbuch „Fernsehen ohne
Grenzen“ vorgelegt und damit den
Anspruch unterstrichen, bestimmte
Aspekte des Rundfunks auf EG-Ebene
regeln zu wollen. Am 30. April 1986
leitete die Kommission dem Rat ihren
auf die Dienstleistungsfreiheit gestütz-
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ten „Vorschlag für eine Richtlinie des
Rates über die Rundfunktätigkeit“ (EG-
Fernsehrichtlinie)8 zu, der eine Har-
monisierung der nationalen Bestim-
mungen über Werbung, Jugendschutz
und Urheberrecht vorsah sowie ver-
bindliche Quotenregelungen für Pro-
gramme europäischen Ursprungs und
für Produktionen unabhängiger Pro-
duzenten enthielt. 

Die Länder sahen durch die Aktivi-
täten der EG-Kommission nicht nur
den soeben mühsam erzielten Konsens
über den Rundfunkstaatsvertrag in Ge-
fahr, sondern darüber hinaus auch ih-
re Kulturhoheit bedroht. Unter der Fe-
derführung Bayerns formierte sich der
Widerstand der Länder gegen das Vor-
haben. Im maßgeblich von Bayern
formulierten Bundesratsbeschluß vom
20. Februar 19879 wurde der Kommis-
sionsvorschlag als ein „für die Länder
nicht hinnehmbarer Eingriff in den
Kernbereich ihrer Rundfunkhoheit“
abgelehnt. 

Der Vorschlag finde im Gemeinschafts-
recht keine ausreichende Grundlage.
Die Länder sprachen sich stattdessen
dafür aus, Vereinbarungen über das
grenzüberschreitende Fernsehen im
Rahmen des Europarates unter Wah-
rung ihrer Kompetenzen zu treffen.

Die Bundesregierung teilte die Kompe-
tenzbedenken der Länder lediglich in
bezug auf die Quotenregelungen des
Richtlinienvorschlags, hielt diesen aber
im übrigen für kompetentiell abge-
deckt. Sie war deshalb nicht bereit, die
ablehnende Haltung der Länder voll-
ständig mitzutragen. Auch in meh-
reren Verhandlungsrunden zwischen
Bund und Ländern waren diese Diffe-
renzen nicht auszuräumen. 

In einem Brief an Bundeskanzler Hel-
mut Kohl vom 29. November 1988
deutete der Bayerische Ministerpräsi-
dent Max Streibl erstmals auch recht-
liche Schritte an, falls die Bundesre-
gierung den Forderungen der Länder
nach Ablehnung der Richtlinie nicht
nachkomme. Ungeachtet des verstärk-
ten Drucks aus den Ländern beschloß
das Bundeskabinett am 8. März 1989,
der Fernsehrichtlinie grundsätzlich zu-
zustimmen. Nachdem eine Aufforde-
rung des Bayerischen Ministerpräsi-
denten an den Bundeskanzler, diesen
Beschluß wieder rückgängig zu ma-
chen, ohne Antwort geblieben war, be-
schloß die Bayerische Staatsregierung
am 4. April 1989, das Bundesverfas-
sungsgericht anzurufen, falls die Bun-
desregierung nicht bis spätestens 
5. April 1989 verbindlich erkläre, daß
sie im EG-Ministerrat die Richtlinie ab-
lehnen werde. Eine solche verbind-
liche Erklärung blieb aus. Mit Blick auf
die anstehende Beratung über den Ge-
meinsamen Standpunkt im Binnen-
marktrat am 13. April 1989 reichte die
Bayerische Staatsregierung deshalb am
7. April 1989 eine Klage beim Bundes-
verfassungsgericht ein. Der Antrag
richtete sich auf die Feststellung, daß
die Bundesregierung mit ihrem Kabi-
nettsbeschluß vom 8. März 1989 die
Kompetenzen des Freistaates Bayern
verletzt habe. Außerdem wurde eine
einstweilige Anordnung beantragt, mit
der der Bundesregierung untersagt wer-
den sollte, im Binnenmarktrat am 13.
April 1989 der Richtlinie zuzustim-
men. Die übrigen Länder mit Aus-
nahme von Baden-Württemberg und
Berlin traten dem Antrag Bayerns bei. 

Am 11. April 1989 lehnte das Bundes-
verfassungsgericht den Erlaß einer
einstweiligen Anordnung ab, um die
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Bundesregierung nicht der Möglichkeit
zu berauben, ihren politischen Ver-
handlungsspielraum im Binnenmarkt-
rat zugunsten der Länderinteressen zu
nutzen. Tatsächlich lehnte die Bundes-
regierung dann zusammen mit Däne-
mark und Belgien den Gemeinsamen
Standpunkt des Rates zur Annahme
der Richtlinie ab, weil es nicht gelun-
gen war, die rechtliche Verbindlichkeit
der Quotenregelungen auszuschließen.
In der Schlußabstimmung am 4. Okto-
ber 1989 freilich stimmte die Bundes-
regierung der Richtlinie zu, weil es
nach ihrer Auffassung gelungen war,
im Rahmen einer Protokollerklärung
die Verbindlichkeit der Quotenrege-
lung auszuschließen. Ministerpräsident
Max Streibl bezeichnete dies in einem
Brief an Bundeskanzler Kohl vom 
5. Oktober 1989 als „eine geradezu
beispiellose Mißachtung berechtigter
Interessen der Länder“. 

Diese Einschätzung bestätigte das
Bundesverfassungsgericht in seiner
Entscheidung vom 22. März 1995 über
den Antrag Bayerns.10 Es stellte fest,
der Bund habe durch die Art seiner
Verhandlungsführung in Brüssel Ver-
fassungsrechte des Freistaates Bayern
und der dem Verfahren beigetretenen
Länder verletzt. Die Bundesregierung
habe nicht konsequent genug den ge-
meinsam mit den Ländern entwickel-
ten Rechtsstandpunkt vertreten, daß
zumindest für die Quotenregelung
eine Gemeinschaftskompetenz fehle.
Nachdrücklich stärkte das Bundesver-
fassungsgericht darüber hinaus in der
Entscheidung die Rechte der Länder
bei Verfahren der EG, die Länderkom-
petenzen berühren. Diese deutliche
Stärkung des Föderalismus durch Karls-
ruhe wäre ohne das konsequente Vor-
gehen der Bayerischen Staatsregierung

nicht möglich gewesen. Dies hat letzt-
lich mit dazu beigetragen, daß die
Bundesregierung bei den Verhandlun-
gen zur Novellierung der Fernsehricht-
linie zwischen 1995 und 1997 die
Verhandlungsführung auf die Länder
übertragen hat. Sie wurde vornehmlich
von Bayern wahrgenommen. 

5. Bayerische Initiativen 
in den 90er Jahren

5.1 Das Stoiber-Biedenkopf-Papier 

In Fortführung von Überlegungen, die
der Bayerische Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber in einer Rede bei den
„Medientagen München“ im Oktober
1994 angestellt hatte, legte er im 
Januar 1995 gemeinsam mit dem säch-
sischen Ministerpräsidenten Kurt Bie-
denkopf ein Thesenpapier „Zur Struk-
turreform des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks“ vor. Kernelemente dieses
Papiers waren: 

� die Forderung nach einer Reform
der ARD mit dem Ziel, gleichge-
wichtige Anstalten mit flexiblen Ko-
operationen und ohne finanzielle
Abhängigkeiten zu schaffen, also
Anstalten mit einer wirtschaftlich
vernünftigen Größenordnung, die
ohne Finanzausgleich auskommen;

� die Forderung, daß sich Rundfunk-
vielfalt aus der Vielfalt der Länder
heraus entwickeln muß; die Orga-
nisationsstrukturen der ARD und
ihre praktische Handhabung müß-
ten dem entsprechen, insbesondere
dürfe es keine Dominanz einer ein-
zelnen Anstalt geben. 

Das Thesenpapier löste eine heftige
kontroverse öffentliche Diskussion aus,



Bayern als Motor deutscher Medienpolitik 53

deren Beiträge sich nicht immer durch
Differenzierungsvermögen auszeichne-
ten. Das Papier forderte weder die be-
dingungslose Abschaffung des ARD-
Gemeinschaftsprogramms, noch etwa
der ARD oder gar des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks insgesamt. Es zeigte
allerdings Zwangsläufigkeiten auf, die
sich ergäben, wenn mangels einer
Strukturreform der öffentlich-rechtli-
che Rundfunk in seiner bisherigen
Form nicht mehr finanzierbar wäre. In
diesem Zusammenhang wurde die Un-
verzichtbarkeit der Dritten Fernseh-
programme herausgestellt, weil gerade
sie der Forderung nach Vielfalt in der
Einheit besonders entsprächen. Die
Wellen, die dieses Thesenpapier aus-
löste, schlugen bis in den Bundestag,
der darüber am 8. Februar 1995 de-
battierte. 

Am Ende konnten die beiden Mini-
sterpräsidenten einen Erfolg verbu-
chen: Nicht nur ARD-Intendanten11

plädierten für eine ARD-Reform, auch
die Regierungschefs der Länder ins-
gesamt verständigten sich auf einer
Medienklausurtagung am 13./14. Ok-
tober 1995 in Bad Neuenahr einver-
nehmlich darauf, daß eine ARD-Struk-
turreform geprüft wird mit dem Ziel,
bis zum Ende des Jahres 2000 „konkre-
te Lösungen anzustreben, die eine zü-
gige Umsetzung ermöglichen.“12

Der am 31. Mai 1997 zwischen Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz ab-
geschlossene „Staatsvertrag über den
Südwestrundfunk“ ist ein erster Schritt
zu einer solchen Strukturreform. Die
Zusammenlegung von Südwestfunk
und Süddeutschem Rundfunk schafft
den – bezogen auf das Gebührenauf-
kommen – zweitgrößten Sender der
ARD.

5.2 Das neue Medien-
konzentrationsrecht

In der erwähnten Medienklausurta-
gung der Ministerpräsidenten vom
Oktober 1995 erzielte Bayern einen
weiteren richtungsweisenden Erfolg. 

Bereits am 12. September 1993 hatte
Ministerpräsident Edmund Stoiber in
einem Brief an die übrigen Regierungs-
chefs der Länder eine Novellierung des
Medienkonzentrationsrecht gefordert.
Der damals gültige Rundfunkstaatsver-
trag sah in § 21 vor, Meinungsvielfalt
dadurch zu sichern, daß die Möglich-
keiten für Unternehmen, sich an Fern-
sehsendern zu beteiligen, der Höhe
und der Anzahl der Beteiligungen
nach beschränkt wurde. Dieses Modell
war in dem rasch expandierenden
deutschen Fernsehmarkt an seine
Grenzen gestoßen. Deutsche Medien-
unternehmen hatten ihre Beteili-
gungsmöglichkeiten weitgehend aus-
geschöpft. Es war mithin nicht aus-
zuschließen, daß ein weiteres Wachs-
tum des deutschen Fernsehmarktes vor
allem ausländischen Konkurrenten zu-
gute kommen und die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Unternehmen
dadurch geschwächt werden würde.

Der bayerische Vorschlag zur Neurege-
lung ging dahin, Meinungsvielfalt im
Fernsehen durch ein „Zuschaueran-
teilsmodell“ zu sichern. Maßgebend
für die Beurteilung vorherrschender
Meinungsmacht sollten nicht mehr
Zahl und Höhe der Beteiligung an Sen-
dern sein, sondern die im Fernsehen
erreichten Zuschaueranteile. Denn die
Beteiligung an einem Sender allein be-
sagt über den Meinungseinfluß eines
Unternehmens wenig. Vorherrschende
Meinungsmacht sollte stattdessen ver-
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mutet werden, wenn die einem Unter-
nehmen zurechenbaren Fernsehsender
insgesamt einen Zuschaueranteil von
30% erreichen. 

Auch hier war der Meinungsbildungs-
prozeß der Länder zwar schwierig und
langwierig, doch am Ende setzte sich
das bayerische Modell durch. Es wurde
in der Klausurtagung der Minister-
präsidenten im Oktober 1995 zur
Grundlage der weiteren Überlegungen
gemacht. Im Dritten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag, der am 1. Januar
1997 in Kraft trat, haben schließlich
alle Länder diesem Zuschaueranteils-
modell zugestimmt. 

5.3 Der Mediendienste-Staatsvertrag

Mit dem Aufkommen neuer Dienste
wie Teleshopping, Textangeboten und
Online-Diensten brachen erneut Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Bund
und Ländern über die Reichweite ihrer
jeweiligen Kompetenzbereiche aus. Es
ging um die Frage, wer den Ordnungs-
rahmen für solche neuen Dienste
schaffen sollte. Während der Bund für
sich insbesondere das „Recht der Wirt-
schaft“ nach Art. 74 Nr. 11 des Grund-
gesetzes ins Feld führte, beriefen sich
die Länder auf ihre Grundsatzzustän-
digkeit nach Art. 70 Satz 1 Grund-
gesetz und auf die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zum
Schutzbereich der Rundfunkfreiheit.13

Unter der Federführung Bayerns arbei-
teten die Länder einen „Staatsvertrag
über Mediendienste“ aus und vertei-
digten in mehrmonatigen Verhand-
lungen mit dem Bund ihre Medien-
kompetenz. Bund und Länder ver-
ständigten sich am 1. Juli 1996 auf

eine pragmatische Lösung des Kon-
flikts, um eine erneute verfassungs-
gerichtliche Auseinandersetzung zu
vermeiden. Der am 1. August 1997 in
Kraft getretene Mediendienste-Staats-
vertrag enthält nunmehr den Ord-
nungsrahmen für neue Dienste, die an
die Allgemeinheit gerichtet sind (wie 
z.B. Teleshopping, Video on demand,
Online-Dienste, soweit diese an die
Allgemeinheit gerichtet sind und nicht
– wie z.B. Telebanking – auf einen in-
dividuellen Leistungsaustausch abzie-
len). Der Bereich der Individualdienste
wird vom Teledienstegesetz des Bundes
erfaßt, das zum gleichen Zeitpunkt in
Kraft getreten ist. Die bayerischen Vor-
stellungen über einen offenen, prak-
tikablen und wettbewerbsorientierten
Ordnungsrahmen konnten weitgehend
verwirklicht werden. So können Me-
diendienste ohne besondere Zulassung
oder Anmeldung angeboten werden.
Das enorme wirtschaftliche Potential,
das in der Entwicklung dieser neuen
Dienste liegt, wird damit nicht durch
übermäßige bürokratische Regulierun-
gen behindert. 

6. Ausblick

Die Digitalisierung wird in den näch-
sten Jahren gravierende Veränderun-
gen schaffen mit neuen Chancen für
die Medien und zusätzlichem Nutzen
für die Verbraucher. Auch hier leistet
Bayern Schrittmacherdienste. So hat
die Ministerpräsidentenkonferenz am
23./24. Oktober 1997 einen Vorschlag
Bayerns akzeptiert, eine Strategie zu er-
arbeiten, die innerhalb von zehn Jah-
ren eine Umstellung von analogen auf
digitale Verbreitungstechniken ermög-
licht. In Anlehnung an entsprechende
Zeitpläne der USA soll damit gesichert
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werden, daß Deutschland den interna-
tionalen Anschluß nicht verliert. Bay-
ern wird auch bei der Ausarbeitung

einer Strategie für die digitale Zukunft
tatkräftig und mit neuen Impulsen
mitwirken. 
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1. Medien im Wandel

„Viele Eltern wissen gar nicht, in wel-
chem Ausmaß ihre Kinder Fernsehen
gucken. 38% haben keine Kontrolle
über den TV-Konsum ihres Nachwuch-
ses.“1

„Es gibt einen zunehmenden Anteil
junger Leute, die den Zugang zum
Lesen … verloren haben.“2

Print und Fernsehen – das sind zwei
Pole, die viele Gemeinsamkeiten be-
sitzen, in der Rezeption durch Kinder
jedoch sehr entgegengesetzt bewertet
werden. Medien, so lautet das Zauber-
wort der Gegenwart und der Zukunft.
Ohne Medien heißt es schlicht „rien
ne va plus“. Wo keine Medien, da kein
Event, wo kein Medienvertreter, da
auch selten eine öffentliche Äußerung
von größerer Tragweite.

Medien sind ein boomender Wirt-
schaftszweig. Schon lange nicht mehr
stellen sie eine Nische dar, im Gegen-
teil. Wachstum ist angesagt. Dieses

Wachstum stellt die Gesellschaft vor
neue Fragen. Die Medienwelt ist nicht
selten zu hohen Erwartungen ausge-
setzt. Medien sollen möglichst überall
präsent sein. Sie sollen pfiffig infor-
mieren, witzig unterhalten, gar noch
beides – Information und Entertain-
ment – gekonnt zum Infotainment
verbinden. Sie sollen zugleich fair ar-
beiten, mit der erforderlichen Moral
und journalistischer Ethik. Der Nicht-
medienmensch spricht von Medien,
gemeint sind die Medienvertreter.

Wer sind diese? Früher in den Zeiten
nichtelektronischer Medien waren dies
die sogenannten Schriftleiter von Zei-
tungsredaktionen. Aus den Schrift-
leitern wurden Redakteure, diese wa-
ren Journalisten, die für große und
kleine Verlagshäuser recherchierten
und schrieben. Sie waren „die Presse“.

Mit den elektronischen Medien re-
duzierte sich der Begriff der Presse auf
eine von mehreren Medienbereichen.
Hörfunk und Fernsehen, zunächst öf-

„Kinder lieben Fernsehen –
Kinder lesen nicht“

Überlegungen zur Mediennutzung 
bei Kindern, zu Mediengefahren 

und Medienkonzeptionen 
für diese Zielgruppe

Gabriele Goderbauer-Marchner
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fentlich-rechtlich, bald auch privat
strukturiert, erhielten als weiteren klei-
nen, doch wachstumsfreudigen Bruder
den Bereich Multimedia.„Die Medien“-
Familie war geschaffen, wenngleich
nicht jegliche Medienbewegung so fa-
miliär, sondern ganz im Gegenteil sehr
wettbewerbsorientiert unter Kontra-
henten auf dem Medienmarkt ausge-
fochten wurde und wird.

Seit mehr als zwei Jahrzehnten wird
über den Einfluß gerade der elektroni-
schen Medien diskutiert. Zu recht.
Blickt man allein auf den Bereich Fern-
sehen, so ist festzustellen, daß hier
ganze Generationen beeinflußt, ja
geprägt werden. Der Einfluß auf die
Gesellschaft und den einzelnen ist un-
abweisbar. In der Rückschau können
die sechziger, siebziger und auch die
achtziger Jahre beinahe als harmlos be-
zeichnet werden. Gering war die Sen-
deranzahl, gering (im Vergleich zu
heute) war das Potential schlagzeilen-
kräftiger Skandale. 

Wenn bei Vivi Bachs und Dietmar
Schönherrs Sendung ein Mädchen in
durchsichtiger Bluse Gast der Samstag-
abend-Show war, hatten die Zeitungen
– und die Zuschauer – den Zeigefinger
oben. Zugleich waren derartige Ereig-
nisse – wie auch Hans-Joachim Kulen-
kampfs Dauerbrenner oder Dalli-Dalli
mit Hans Rosenfeld – gesellschafts-
einende Ereignisse. 

Heute gibt es nur noch wenige Me-
dienphänomene dieser Art, vom Sport
einmal abgesehen. Zu viele Sender
buhlen um die Gunst der Zuschauer,
und eine durchsichtige Bluse erschreckt
weder zur Abendstunde noch am hel-
lichten Fernsehtag einen Konsumen-
ten, gleich welchen Alters.

Ohne zu moralisieren, muß deutlich
hervorgehoben werden, daß gerade in
Zeiten von Umbruch und Verände-
rungen auf dem Printmarkt den sich
mehrenden elektronischen Medien ein
hoher Stellenwert – an Informations-
und Unterhaltungsbefriedigung – zu-
wächst.

Tageszeitungen kämpfen um jeden
Abonnenten, kostenlose Anzeigenblät-
ter erweisen sich als echte Konkurrenz
durch ausgeprägte redaktionelle Teile
(inzwischen sind allerdings häufig Zei-
tungsverleger identisch mit Anzeigen-
blatt-Verlegern). Publikumszeitschrif-
ten verbuchen nicht selten enormes
Plus, Fernsehzeitschriften beispiels-
weise schießen wie Pilze aus dem
Printboden. Andere Blätter haben nur
eine kurze Vita oder verlieren rasant an
Kunden.3

2. Mediennutzung bei Kindern

Hat jemals ein Erwachsener die Be-
fürchtung ausgesprochen, sein Kind sei
Gefahren ausgesetzt, wenn es sich täg-
lich zwei Stunden und mehr mit einer
Tageszeitung beschäftigt? Abgesehen
davon, daß viele Tageszeitungen derart
kinder- und jugendunfreundlich da-
herkommen, daß kaum ein derartiges
Szenario Realität werden könnte: „Ver-
botene Lektüre“ gab es ja stets nur
„unter der Ladentheke“. 

Die Gefahr für die Entwicklung der
Kinder und Jugendlichen, die täglich
mehr als zwei Stunden vor dem Fern-
sehapparat verbringen, wird von
vielen – Medienpädagogen, Politikern,
Eltern, Lehrern – gesehen und be-
nannt. Erst im März 1999 wurde auf
einem Kongreß für Jugendmedizin in



Gabriele Goderbauer-Marchner58

Weimar gewarnt. Fernsehen mache
Kinder krank, so die Kinderärzte. Sie
plädierten dafür, Eltern und Lehrer
sollten den Kindern den bewußten
Umgang mit Medien beibringen. Fol-
gen eines Dauerkonsums des Fern-
sehens seien Konzentrationsschwäche,
Verhaltensstörungen, Hyperaktivität
und Aggressivität.4

Aus Sicht der Kinder ist zu registrieren,
daß die Auswahl nicht reduziert, son-
dern erweitert wird. So plant der ame-
rikanische Kinderkanal Fox Kids, hin-
ter dem Rupert Murdoch steht, einen
Start in Deutschland, und zwar mit
Personal, das in Sachen Kinderfernse-
hen durch früheres Engagement für
den wieder geschlossenen Kinderkanal
„Nickelodeon“ fit ist.5 In der Diskus-
sion steht schießlich die Errichtung
eines öffentlich-rechtlichen Jugend-
fernsehens. Damit, so der Intendant
des Hessischen Rundfunks, Klaus Berg,
könne vermieden werden, Kinder und
Jugendliche „jenen Kanälen zu über-
lassen, die eine von der internationa-
len Unterhaltungsindustrie zusammen-
gebraute, immer gleiche Fast-Food-
Kultur verbreiten“.6

Anders das spezifische Kinderfernse-
hen. An positiven Bemühungen welt-
weit mangelt es nicht. Die Sensibilität
und das Verantwortungsgefühl für die
kindliche Entwicklung nehmen zu.
Die ARD-Landesrundfunkanstalten ha-
ben bereits konkrete Maßnahmen er-
griffen, um kommerziellen Anbietern
„öffentlich-rechtliche Soli“ (so der In-
tendant des Bayerischen Rundfunks,
Albert Scharf) zu bieten. Scharf nennt
den Spartenkanal mit pädagogisch ver-
antwortbaren, werbefreien Kinderpro-
grammen, den die ARD zusammen mit
dem ZDF realisiere. Qualität und ge-

sellschaftliche Relevanz seien hier Leit-
bilder.78

Kinderprogramme in anderen Kanälen
unterliegen einer strengen Festlegung,
was den Anteil ausgestrahlter Werbung
betrifft. Auch die europäischen Nach-
barn ringen um die geeignete Ent-
scheidung. Welche Werbung spricht
nur, welche zugleich das Kind an? Wel-
ches Produkt hat welche Zielgruppe?
Beispiel: Das polnische Parlament, der
Sejm, hat im Frühjahr 1999 nach hef-
tiger Debatte an Kinder gerichtete
Werbung im Fernsehen durch eine
Novelle zum Rundfunk- und Fernseh-
gesetz rigoros verboten.9

Zu beachten ist, daß Kinder, überläßt
man ihnen die Fernbedienung eigen-
mächtig, auch Filme und Beiträge se-
hen, die in keiner Weise kindgerecht
sind. Japanische Fernseh-Sender pla-
nen jugendfreie Sendezeiten zwischen
17 und 21 Uhr, da zu diesen Zeiten
noch viele Kinder und Jugendliche bis
13 Jahren vor dem Fernsehapparat sit-
zen.10

Allerdings: Viele große Sendeanstalten
in Deutschland kürzen – da die Ein-
schaltquoten nicht hoch sind – ihre
Etats für Kindersendungen. 

Die Suche nach Lösungen beginnt.
Wie wichtig das Thema Fernsehen und
Kinder ist, zeigte sich an den Tutzinger
Medientagen, die vom 22. bis 24. März
1999 in der Evangelischen Akademie
Tutzing durchgeführt wurden. Zentra-
le Frage der Tagung war, wodurch sich
Qualitätsfernsehen für Kinder konkret
im Programm niederschlagen lasse.

Die Problemfelder sind evident. Wenn
der Fernsehapparat zum Ersatz für
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innerfamiliäre Gespräche wird, zum
Ersatz für ein Spiel im Freien, zum täg-
lichen Begleiter schon während der
Essenszeit („das weitere Kind im
Haus“), wenn Eltern den Kindern vor-
machen, daß jeder Abend stumm vor
der Glotze verbracht wird, während
nur „die in der Glotze“ das Wort ha-
ben, wenn das Fernsehen dazu dient,
daß sich Eltern ihrer Erziehungsauf-
gabe entledigen, wenn ’Pumuckl’,
’Meister Eder’ und später ’Wahre Liebe’
die Aufgabe übernehmen sollen, 
Werte, Leitbilder zu transportieren, 
ist Gefahr im Verzug.

Wer war zuerst da, die Henne oder das
Ei? Die Rolle als Pädagoge und Vorbild,
als prägendes Element in der Ent-
wicklung eines heranwachsenden
Menschen hat sich das Fernsehen –
egal welcher Sender – gewiß nicht
eigenmächtig an sich gerissen. Und
doch, diese Rolle wuchs ihm zu. Dem
öffentlich-rechtlichen selbstverständ-
lich, den privaten freilich auch, aller-
dings indirekt, nicht von innen gefor-
dert, von außen aber, von seiten der
Konsumenten, ohne größere Differen-
zierung zu den öffentlich-rechtlichen
gleichgesetzt. Zu bequem waren und
sind die stillen und staunenden Kinder
vor dem Bildschirm, zu groß auch das
Vorbild der Eltern.

Risiken stecken in der Tat in den Me-
dien. Man denke heute nur an die
Chancen, aber auch Unglaublichkei-
ten, die das Internet bietet. Was also
tun? Wer den Kopf in den Sand steckt,
hat die falsche Strategie ergriffen. Wer
die Entwicklung der Medienwelt ab-
lehnt, mag dies für sich privat tun,
eine verantwortliche und zukunfts-
orientierte Entscheidung aber ist dies
nicht. Zentrale Bedeutung werden die

Personen – und die Reglements – ha-
ben, die aktiv an der Medienentwick-
lung mitgestalten können. Wer die
Maßstäbe mitbestimmen kann, wird
die Zukunft bestimmen.

3. Lesen – aber anders

Was aber sind die Maßstäbe? Journali-
stische Ethik kann und darf gerade
heute nicht in die altmodische Schub-
lade gesteckt werden. Und doch wird
die Frage nach der Ethik als antiquier-
tes Postulat abgetan, geht es heute viel-
fach nur noch um die Quote.

Die subjektive Einschätzung der Me-
diennutzung ist nicht kongruent mit
der objektiven Realität. Bereits seit vie-
len Jahren ist der Vorwurf laut, die
elektronischen Medien und gerade das
Fernsehen würden die Menschheit, vor
allem die jungen Nutzer, verdummen.
Lesen wird gleichgesetzt mit Intellek-
tualität. Lesen bedeutet kreatives Den-
ken. Fernsehen wird gleichgesetzt mit
„Sich-Berieseln-Lassen“. Fernsehen be-
deutet Rezeption ohne Kreativität. Bil-
der und Ton kommen zum Konsu-
menten. Dieser werde nicht gerade
animiert, selber Reflektionen anzustel-
len. Für Kinder, die sich an ihrer eige-
nen Kreativität entwickeln sollen, stel-
le Fernsehen einen Lähmungsprozeß
der individuellen Evolution dar.

Stimmen diese Aussagen? Ja und nein.
Kinder lieben in der Tat Fernsehen.
Kinder sind gerade in jüngeren Jahren
recht unkritische Konsumenten. Umso
wichtiger ist die selektive Vorgabe
durch Erwachsene, Vater, Mutter oder
andere Bezugspersonen. Aber: Kinder
lesen sehr wohl. Die These, Kinder
würden nicht lesen, basiert Ende der
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90er Jahre nicht mehr auf nachvoll-
ziehbaren Fakten. Im Gegenteil. Im
Sommer 1999 präsentierte die Arbeits-
gemeinschaft von Jugendbuchverlagen
(avj) eine interessante Erhebung.11

Demnach lesen acht- bis 15jährige
Kinder und Jugendliche – allerdings
anders als früher. An einem durch-
schnittlichen Tag lesen laut dieser Stu-
die 21% dieser Altersgruppe ein Buch,
sogar 29% in einem Printmedium, egal
ob Tageszeitung oder Zeitschrift. Com-
puter- und Videospiele liegen rang-
gleich mit dem Buchlesen.

Immerhin, so möchte man konstatie-
ren, denn: Diese Erhebung hat auch
zum Vorschein gebracht, daß das Fern-
sehen mehr als 3,5 mal mehr genutzt
wird als das Lesen eines Buches. 78%
sehen fern, Radiohören wird von 29%
der Kinder und Jugendlichen ange-
geben, gleichauf also mit dem Lesen
eines Printmediums.

Die Stiftung Lesen in Mainz kommt zu
ähnlichen Ergebnissen. Laut dpa-Mel-
dung vom Juli 1999 lesen Kinder und
Jugendliche mehr als die ältere Gene-
ration, sie lesen allerdings nicht mehr
so lange, und sie lesen nicht mehr so
„dicke“ Literatur. Lesezeit und Lese-
umfang haben sich reduziert. 

Wichtig ist auch die Erkenntnis, daß
die, die am PC sitzen und im Internet
surfen, ebenfalls lesen – zwar nicht auf
Papier, sondern am Bildschirm. Das
meiste, was im Web geboten ist, ist
Text, den es zu lesen gilt. Auf der 21.
Jahrestagung der Deutschen Gesell-
schaft für Sprachwissenschaft in Kon-
stanz kam Eva-Maria Jakobs zu dem Er-
gebnis, daß das Internet zu einem
Schreibboom bei jungen Menschen ge-
führt hat.12 Wer Mails versendet, emp-

fängt auch Mails. Schreiben und Lesen
haben eine neue Form erhalten.

4. Mediengefahren und 
die Rolle der Erwachsenen

Über Mediengefahren wird viel raiso-
niert. Herauszustellen mit Blick auf die
Zielgruppe Kinder ist die Bedeutung
der Bezugsperson, die das Kind zum
Buche bringt. Ganz banal und doch
wichtig: Wer Kindern keine Bücher
schenkt, wer Kindern nicht die Zeit
widmet, ihnen vorzulesen – und dies
lieben nicht nur die nichtschulpflich-
tigen Kinder, sondern auch noch die
der ersten und zweiten Schulklasse – ,
wer selbst nicht liest, darf sich nicht
wundern, wenn das Beispiel des le-
seunlustigen Erwachsenen imitiert
wird, das Buch ein fremder und be-
fremdlicher Gegenstand bleibt.

Vice versa. Fernsehen mag einfaches
Handling bedeuten. Die Kinder kön-
nen ruhiggestellt werden. Der Faktor
des Ruhebedürfnisses für Erwachsene
spielt eine große Rolle für den hohen
Anteil an Fernsehkonsum bei Kindern.
Was sich nächtens in rumorenden Kin-
dergehirnen abspielt, wenn Gesehenes
und Gehörtes verarbeitet werden muß,
erfährt der Erwachsene oft nicht. 

Fernsehen, zumal für Kinder, sollte
aber sinnvoll fernsehen mit Kindern
bedeuten. Auch in der Mediennutzung
dieses elektronischen Mittels heißt
sinnvoller Medienumgang zugleich
Zeiteinsatz. Wer nicht die Zeit inves-
tiert, sich mit seinen Kindern vor die
Flimmerkiste zu setzen, aus dem bei-
nahe Rundum-Service des Kinder-
kanals und der anderen Sender vom
frühen Morgen bis 19 Uhr etwas (hof-
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fentlich Wohlüberlegtes) herauszu-
suchen, gemeinsam anzusehen und
anschließend zu diskutieren, schiebt
dem Fernsehen eine Rolle zu, die die-
ses Medium nicht erfüllen kann – und
auch nicht soll. Ruhighalter, Erzieher,
Werteschaffer – all dies kann Fernse-
hen partiell sein, jedoch nicht als Er-
satzobjekt mangelnder pädagogischer
Fähigkeiten und fehlenden Willens der
Erziehungsberechtigten. Mediengefah-
ren für Kinder gehen von Erwachsenen
aus.

5. Medienkonzeptionen 
am Beispiel Print

Kinder lieben das Lesen – und damit
einhergehend das Schreiben. Dies be-
weisen diverse Projekte. „Zeitung in
der Schule“ ist nur eines von vielen.
Ein anderes Projekt ist „Jugend und
Umwelt“. Beide werden von dem
Aachener IZOP-Institut zur Objekti-
vierung von Lern- und Prüfungsver-
fahren pädagogisch beraten.13 Effizien-
te, wenn auch kurzfristig nicht gerade
kostengünstige Projekte für Verlage –
langfristig jedoch allemal durch die
Weckung von Leseinteresse bei Kin-
dern, den künftigen Erwachsenen und
potentiellen Abonnenten werden durch-
geführt. Viele Verlage, Schulen, vor al-
lem medieninteressierte Lehrkräfte,
und Schülerinnen und Schüler beteili-
gen sich. Ganze Schulklassen erhalten
über Wochen hinweg Zeitungsexem-
plare, deren Inhalte, Rubriken und Ku-
riosa während des Unterrichts idealiter
gemeinsam mit dem Lehrer oder der
Lehrerin auszuwerten sind. Und: Die
Kinder und Jugendlichen dürfen sich
selbst als Journalisten engagieren; ihre
Artikel, Interviews, Kommentare, Re-
portagen, werden vom jeweiligen Ver-

lagspartner auch im Printmedium ab-
gedruckt. Das, was Leser-Blatt-Bindung
ausmacht, kann hier im Keime genährt
werden. 

Eigene Kinderseiten in einer Zeitung
oder Zeitschrift tun ein weiteres. Aus
eigener Erfahrung ist zu berichten, daß
eine von mir 1990 initiierte Kinder-
seite, als „Kinder-Zeitung“ benannt,
die Lese- und Schreiblust bei Kindern
in einem vorher nicht zu erwartenden
Ausmaße gefördert hat. Kinderseiten
können Verlage auf zweierlei Arten rea-
lisieren. In der einen Variante schrei-
ben Mitglieder der Redaktion oder freie
Mitarbeiter für Kinder, besprechen bei-
spielsweise Bücher oder geben Tips für
diese Zielgruppe. In der anderen Va-
riante – diese habe ich bevorzugt –
schreiben Kinder für Kinder. Mein Un-
tertitel lautete „Kinder schreiben nicht
nur für Kinder“14, und gerade hier liegt
nach meiner Einschätzung das Ge-
heimnis. 

Kinder agieren als Autoren, unter eige-
nem Namen, Kinder recherchieren,
was ihnen wichtig erscheint. Kinder
diskutieren – unter der Moderation
von Erwachsenen – die Inhalte. Und:
Diese von Kindern verfaßten Beiträge
stoßen nicht nur in der eigenen Schul-
klasse auf Resonanz, sondern vor allem
auch im familiären Umfeld des Kindes.
Das ist Leser-Blatt-Bindung par excel-
lence und ein Weg in die Zukunft, den
viele Verlage nur stiefmütterlich, wenn
überhaupt im Auge haben.

Eine elementare Bedeutung für die
Lese- und Schreiblust von Kindern stel-
len die Schülerzeitungen dar. Erstmals
weltweit hat in diesem Jahr das Ham-
burger Nachrichtenmagazin „Der Spie-
gel“ einen bislang nur auf Deutschland
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bezogenen Wettbewerb ausgeschrieben.
Thema: „Förderung und Ermunterung
der verdeckten Stars des Journalismus“.
Beteiligt haben sich sage und schreibe
1375 Schülerzeitungen mit – laut Spie-
gel-Chefredakteur Stefan Aust – sich
kontinuierlich steigerndem Niveau.15

6. Medien als positive 
Lehrmittel

Die eingangs formulierte These, wo-
nach Kinder Fernsehen lieben, jedoch
nicht lesen, soll Anlaß zur Reflektion
sein. Die These ist provokant, und
doch: Fernsehen wird geliebt, so daß
hier aus der Sicht der Pädagogik und
Didaktik andere Überlegungen als bei
Print anzustellen sind: Wie kann Fern-
sehen so gestaltet werden, daß es für
Kinder zu einer sinnvollen Betätigung
wird? Die Kinder konsumieren relativ
unkritisch jegliche TV-Offerte, man
muß die Kinder in keinem Fall animie-
ren, den Apparat einzuschalten.

Umgekehrt: Während das Lesen zwar
angenommen wird, jedoch nicht in
dem Ausmaße wie das Fernsehen, sind
hier Überlegungen anzustellen, in de-
ren Mittelpunkt Fragen wie diese ste-
hen müssen: 

� Wie bereite ich Lesestoff so attraktiv
auf, daß Kinder wieder zum Buch,
zur Zeitung oder Zeitschrift greifen? 

� Welche visuellen Möglichkeiten
kann der Printmedienmacher rea-
lisieren, um die vermeintlich un-
attraktive Bleiwüste an das Kind zu
bringen? 

� Wie animiere ich die Phantasie des
Kindes, das beim Lesen keine fixen
Raster für Aussehen und Hörbares
präsentiert bekommt?

Jegliche Konzeption für Kinder hat
sich vor Augen zu halten, daß sich die-
se Zielgruppe dem jeweiligen Medium
exklusiv widmet. Während das Lesen
für jede Altersstufe, auch für Erwach-
sene, eine Vollbeschäftigung darstellt
und ein individuelles Erleben des Ge-
lesenen bewirkt, kann gerade für Kin-
der festgestellt werden, daß auch das
Fernsehen – anders als für Erwachsene
– für die junge Generation kein Ne-
benbei-Medium ist, im Gegenteil.
Fernsehen erfährt die volle Konzentra-
tion des Kindes, das nicht nebenbei
mit Legos oder anderem spielt. Diese
intensive Rezeption bringt ein Kind
neben dem Lesen und Fernsehen auch
der Beschäftigung mit Computern ent-
gegen. Nur Hörfunk und Musikkasset-
ten oder CDs haben für Kinder ähnlich
wie für Erwachsene den Stellenwert
eines Nebenbei-Mediums.

Medienpädagogen betonen zu Recht,
daß Kinder Medieninhalte als Lehr-
inhalte nutzen. Die Medienwelt wird
nicht als Außen-, sondern als reale All-
tagswelt empfunden und beeinflußt
daher – wie bei Erwachsenen auch –
das Denken und Handeln der Kinder.16

Umso zentraler ist die Aufgabe der Zu-
kunft, die Lehrerbildung, -ausbildung
und –fortbildung medienpädagogisch
zu qualifizieren.17

Gelingt es, Konzeptionen zu ent-
wickeln, die als Ergebnis idealiter eine
sinnvolle Mediennutzung sowie eine
unschädliche Medienwirkung indizie-
ren? Ja, aber. Denn mit monokausalen
Denkmustern ist wenig geholfen. Sie
sind zu oberflächlich, zu banal, zu ver-
allgemeinernd. Leserumfragen, Copy-
tests, Aktionen, Telefon-Befragungen,
empirische Untersuchungen können
helfen, die Wünsche der Zielgruppe zu
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eruieren.18 Fernsehen ist ein Medium,
dem keine Altersgruppe en bloc weg-
bröckelt. 

Anders beispielsweise bei den Tages-
zeitungen: Hier zeichnen Pessimisten
ein – gewiß übertriebenes – Szenario,
wonach die Verlage in einigen Jahren,
wenn die heutigen Senioren als die
größte Leserschicht gestorben sind,
keine Abonnenten mehr haben. Wie
also kann die Auflage gehalten oder
gar gesteigert werden? Während die
Macher von Print bzw. Fernsehen auf
Auflage bzw. Quote und Kommerz
achten müssen, um im Wettbewerb
auf dem Markt bestehen zu können,
während Zeigefinger-Moral en gros de-
plaziert ist, kann jegliche Medienkon-
zeption selbstredend nicht für das
Kind, für den Jugendlichen greifen.
Individuelle Aspekte fließen in jegli-
cher Medienrezeption ein. Elternhaus,
Schulbildung, ja Kindergarten-Einflüs-
se, Vorbilder, Freizeitverhalten und
Kontakte zu Gleichaltrigen sind nur
einige der im Detail familiären, gene-
rell sozialen/gesellschaftlichen Deter-
minanten, die mit bewirken, ob ein
konkreter Medienkonsum ein Kind ne-
gativ, positiv oder überhaupt nicht
tangiert in seinem weiteren Denken
und Handeln. Die Medienmacher ha-

ben die Synergie-Effekte erkannt – und
nutzen sie. Beispiel: Der Münchner
Medienkonzern EM.TV, der gemein-
sam mit der Münchner Kirch-Gruppe
seit Ende 1998 die Junior TV mit ei-
nem Vorrat von 20.000 halbstündigen
Kindersendungen betreibt, strebt auf
den Printmarkt. Ziel ist es, unter der
Marke „Junior“ Bücher und Zeitschrif-
ten herauszubringen.19 Intermedial ak-
tiv wird auch der traditionsreiche
Stuttgarter Verlag Thienemann, der im
Frühjahr 1999 sein 150jähriges Beste-
hen feiern konnte. Der Verlag, zu des-
sen „Rennern“ die Bücher über Jim
Knopf, Räuber Hotzenplotz oder die
kleine Hexe gehören, will künftig auch
die „Umsetzung der Geschichten in an-
dere Medien – zum Beispiel in CD-
Rom-Spiele“20 – am Markt präsentieren.

Bei allem notwendigen und demokra-
tisch wichtigen Respekt vor Presse-
freiheit ist der Politik und der Jurispru-
denz aufrechter Gang im Umgang mit
Medien jeglicher Art zu wünschen.21

Daß die gesetzlichen Bestimmungen
zum Schutze der Jugend nicht in einer
Art falsch verstandenem Liberalismus
aufgeweicht werden mit so fadenschei-
nigen Argumenten, hier würden der
Meinungs- und Medienfreiheit Schran-
ken auferlegt, ist meine Hoffnung. 

Kleine Literaturauswahl

Burkart, Roland: Fernsehen und Lesen.
Fernsehen und Familie, in: Ders.: Kommu-
nikationswissenschaft, 3. akt. Auflage, Wien,
Köln, Weimar 1998, S.341 – 350.
Erlinger, Hans Dieter u.a. (Hg.): Handbuch
des Kinderfernsehens, 2. überarb. und er-
weiterte Aufl., Konstanz 1998.
Eschbach, Barbara: Mediengeneration Kind,
in: Bertelsmann-Briefe, Heft 140, Herbst/
Winter 1998, S.4 – 6.
Eßer, Kerstin, Hollstein, Birgit, Mattusch,
Uwe: Kinderfernsehen V. Anregungen für die

Medienerziehung in der Schule, Essen 1996.
Groebel, Jo: Gewaltdarstellungen im Fern-
sehen. Ein Thema bleibt auf der Tages-
ordnung, in: Das Parlament Nr.41 vom
14.10.1994.
Groebel, Jo: Kinder und Medien. Nutzung,
Vorlieben, Wirkungen, in: Media Perspekti-
ven 1/1994, S.21 – 27.
Kuczera, Susanne: Die Zeitung als Mode-
rator des Stadtgespräches. Redaktionelles
Marketing bei einem Regionalblatt, in: Rei-
ter, Sibylle, Ruß-Mohl, Stephan (Hg.): Zu-



Gabriele Goderbauer-Marchner64

kunft oder Ende des Journalismus? Me-
dienmanagement – Publizistische Qua-
litätssicherung – Redaktionelles Marketing,
Gütersloh 1994, S.89 – 98.
Neuß, Norbert, Pohl, Mirko, und Zipf, 
Jürgen: Erlebnisland Fernsehen. Medien-
erlebnisse im Kindergarten aufgreifen, ge-
stalten, reflektieren (hg. von der Freiwilligen
Selbstkontrolle Fernsehen FSF), Berlin, Mün-

chen 1997.
Reimers, Karl Friedrich, und Schmid,
Hermann (Hg.): „Das wollen die Leute se-
hen“. Unterhaltung und Aktualität im
kommerziellen Fernsehen (= kommunika-
tion audiovisuell. Beiträge aus der Hoch-
schule für Fernsehen und Film München,
hg. von Karl Friedrich Reimers und Albert
Scharf), Bd.23, Konstanz 1998.

Anmerkungen
1 Laut Ergebnis einer im Juni 1999 ver-

öffentlichten repräsentativen Umfrage des
Bielefelder Emnid-Institutes, zit. n. dpa
vom 21.6.99.

2 So Prof. Klaus Ring, Sprecher der Ge-
schäftsführung der Stiftung Lesen, in
einem Interview mit dem Kölner Stadt-
Anzeiger vom 25.02.99.

3 Ein Blick auf den Markt der Kinder-/
Jugendzeitschriften: Laut Eschbach, Bar-
bara: Mediengeneration Kind, in: Ber-
telsmann Briefe 140, Herbst/Winter 1998,
S.5, hatte „Bravo“ 1997 eine Druckaufla-
ge von 1.688.978 Exemplaren. Im vierten
Quartal 1998 ging die verkaufte Auflage
um fast 20% zurück im Vergleich zum
vierten Quartal 1997 (laut dpa vom
17.02.99).

4 So Bernhard Stier, Beauftragter für Ju-
gendmedizin in Hessen, auf der Tagung
in Weimar am 12. und 13. März 1999,
nach dpa vom 12.03.99.

5 dpa vom 20.06.99.
6 Zit. n. dpa vom 02.07.99.
7 Eine Revolution auf dem Vormarsch. Wie

die ARD die digitale Medienzukunft mit-
gestalten will. Von Prof. Dr. Albert Scharf,
Intendant des Bayerischen Rundfunks, in:
http://www.bayerischer-rundfunk.de/br-
…ganisation/digitale_Medienzukunft.html,
vom 20.07.99.

8 Der Kinderkanal, offiziell auf einer ge-
meinsamen Pressekonferenz in Mainz
von ARD und ZDF am 18.11.1996 vorge-
stellt, hatte am 1.1.1997 Starttermin. Sitz
ist in Erfurt. Ausführlich hierzu siehe Er-
linger, Hans Dieter u.a. (Hg.): Handbuch
des Kinderfernsehens, 2. Aufl., Konstanz
1998.

9 dpa vom 04.03.99. 
10 dpa vom 16.06.99.
11 dpa vom 12.07.99.
12 So die Sprachwissenschaftlerin Prof. Dr.

Eva-Maria Jakobs, die auch anführt, daß
durch das Internet viele neue Wörter er-
funden werden, also ein kreativer Prozeß
stattfindet. S. dpa vom 25.02.99. Zum

gleichen Ergebnis kommt die Linguistin
Angelika Storrer auf der 35. Jahrestagung
des Instituts für deutsche Sprache in
Mannheim (dpa vom 16.03.99).

13 Als Beispiel sei auf die Seite „Jugend und
Umwelt. Partnerschulen im Dialog mit
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung für
Deutschland“ vom Montag, 12.07.99, 
Nr.158, S.50, verwiesen. Alle redaktio-
nellen Beiträge stammen von Schülern
einer 9. Klasse (Gymnasium Grimmen).

14 Ein aktuelles Beispiel dieser nun schon
zehn Jahre existierenden Sonderseite
„Landshuter Kinder-Zeitung“ ist anzuse-
hen und zu lesen in der Landshuter Zei-
tung vom 17.07.99, S.45.

15 Auf der Preisverleihung hatte Aust aller-
dings auch konstatiert, daß er ein geo-
graphisches Gefälle sehe. So hätten die
Süddeutschen im Vergleich zu den Teil-
nehmern aus dem Norden und Westen
Deutschlands die meisten Preise „ab-
geräumt“. S. dpa vom 14.06.99.

16 Schorb, Bernd: Medien machen Männer.
Lebensvorstellungen von Jungen, ihre all-
täglichen und ihre medialen Vorbilder,
in: Mühlen, Gitta, und Schorb, Bernd
(Hg.): Geschlecht und Medien, München
1995 (= Reihe Medienpädagogik, Band 7,
hg. vom Institut Jugend, Film, Fernse-
hen), S.102 – 103. Vgl. auch weitere Pu-
blikationen im medienpädagogischen
Fachverlag KoPäd, z.B. Neuß, Norbert,
Pohl, Mirko, und Zipf, Jürgen: Erleb-
nisland Fernsehen. Medienerlebnisse im
Kindergarten aufgreifen, gestalten, re-
flektieren, hg. von der Freiwilligen Selbst-
kontrolle Fernsehen (FSF), Berlin, Mün-
chen 1997. S. auch Tulodziecki, Gerhard:
Medienpädagogik, in: Erlinger, Hans Die-
ter u.a. (Hg.): Handbuch des Kinderfern-
sehens, 2. Aufl., Konstanz 1998, S.535 –
546.

17 Mangelnde Innovation bei der Lehrerbil-
dung beklagte auf der Stuttgarter Bil-
dungsmesse „didacta“ der Erziehungs-
wissenschaftler Wilfried Hendricks vom



„Kinder lieben Fernsehen – Kinder lesen nicht“ 65

Berliner Institut für Bildung in der Infor-
mationsgesellschaft, s. dpa vom 03.03.99.
Der Hamburger Leiter des Freizeit-For-
schungsinstituts der British American
Tobacco, Horst W. Opaschowski, regi-
striert als Ergebnis einer von seinem In-
stitut durchgeführten repräsentativen
Erhebung einen klaren Zusammenhang
zwischen Schulbildung und der Nutzung
gerade neuer Medien. Hauptschüler seien,
gelinge es nicht, auch diesen Schulzweig
„ans Netz zu bringen“, die Verlierer der
Informationsgesellschaft, s. dpa vom
17.03.99. S. auch Eßer, Kerstin, Hollstein,
Birgit und Mattusch, Uwe: Kinderfernse-
hen V. Anregungen für die Medienerzie-
hung in der Schule, Essen 1996; beachte
die Kritik an diversen Thesen Groebels
vor allem zur Thematik Kinder und Ge-
walt durch Medien durch: Kübler, Hans-
Dieter: Kinder und Fernsehgewalt, in: Er-
linger, Hans Dieter u.a. (Hg.): Handbuch
des Kinderfernsehens, 2. Aufl., Konstanz
1998, S.503–522, v.a. S.510–515. Zum
Vergleich: Groebel, Jo: Gewaltdarstellun-
gen im Fernsehen. Ein Thema bleibt auf
der Tagesordnung, in: Das Parlament
Nr.41 vom 14.10.1994, und Groebel, Jo:
Kinder und Medien. Nutzung, Vorlieben,
Wirkungen, in: Media Perspektiven
1/1994, S.21 – 27.

18 Vgl. auch die Studie des Egmont-Verlages
„Coole Profis: Die Medienrealität der
Kids“, in: http://www.denzel.de/02-17-
98.htm – Eine Studie der Beratungsgrup-
pe Denzel + Partner, Ludwigsburg, Trend-
datenbank für Marketing, Management

und Verkauf, aus dem Jahr 1998.
19 Das Projekt ist geplant mit der Egmont

Holding GmbH Stuttgart als Gemein-
schaftsunternehmen und soll in den
nächsten drei Jahren 50 Millionen Mark
umsetzen, s. dpa vom 14.06.99.

20 Zit. n. Försterling, Sabine: „Jim Knopf
und Momo sind dabei – Thienemann
Verlag wird 150 Jahre alt“, dpa vom
12.03.99.

21 Bamberger, Heinz Georg: Einführung in
das Medienrecht, Darmstadt 1986, S.147,
nennt u.a. das Gesetz über die Verbrei-
tung jugendgefährdender Schriften, des-
sen Durchführungsverordnung, den Film-
jugendschutz, hier das Gesetz zum Schutz
der Jugend in der Öffentlichkeit sowie
auch die Vorschriften des Jugendwohl-
fahrtsgesetzes. Beachte auch dpa vom
26.02.99: „Stoiber begrüßt Verbesserung
des Jugendschutzes im Fernsehen“ im Zu-
sammenhang mit dem Mediensonder-
gipfel der Ministerpräsidenten in Bonn;
dpa vom 02.03.99: „Medienrat: Jugend-
schutz im Digital-Fernsehen nicht ge-
währleistet“ sowie dpa vom 09.03.99:
„Medienanstalt warnt vor Aufhebung des
Jugendschutzes im Fernsehen“ im Zu-
sammenhang mit dem deutschen Digi-
talfernsehen.
Meiner Meinung nach doch zu dominant
sieht die Rolle der Medien der Main-
zer Publizistik-Professor Hans Mathias
Kepplinger in seinem sehr interessanten
Werk „Die Demontage der Politik in der
Informationsgesellschaft“, Freiburg/Mün-
chen 1999.



POLITISCHE STUDIEN, Sonderheft 3/99, 50. Jahrgang, November 1999

1. Digitaltechnik und
Programm

Die Entwicklungen der letzten Jah-
re haben gezeigt, daß Anbieterstruk-
tur und Programme unseres Medien-
systems von der technischen Ent-
wicklung determiniert werden. So
haben sich neue Prinzipien der Infor-
mationsverbreitung und -verteilung
etabliert, die eine weitere Differen-
zierung des Publizierens ermöglichen.
Sie schaffen gleichermaßen die Vor-
aussetzung für Individualisierung und
Globalisierung der Programme. Das
Radio- und Fernsehprogramm, aber
auch die elektronische Zeitung für Ein-
zelpersonen ist technisch ebenso reali-
stisch wie die Verbreitung weltweiter
Angebote.

Der Wechsel von analoger zu digitaler
Übertragungstechnik macht diese vor-
mals utopischen Ziele möglich, weil
die digitale Übertragung höhere und
konstante Qualität bietet, schneller ar-
beitet und vor allem billiger ist. Dies
vor allem deshalb, weil das Volumen

der übertragenen Daten mit speziellen
Codier- und Modulationsverfahren der
Digitaltechnik gegenüber der analogen
Übertragung drastisch reduziert wer-
den kann. Die komplexen technischen
Zusammenhänge sind hier nicht dar-
zustellen und sollen deshalb lediglich
kurz umschrieben werden.

Bilder, Texte und Grafiken, die 550
Jahre nach der Erfindung des Buch-
druckes in digitalen Signalen wieder
zusammengefunden haben, werden in
diesen Verfahren nicht mehr selbst
übertragen, sondern zerlegt und quasi
nur in Form einer Gebrauchsanwei-
sung zum Zusammenbau identischer
Bilder, Texte und Grafiken beim Emp-
fänger übermittelt. 

Zusätzlich wird dadurch gespart, daß
etwa bei Bildern nur diejenigen Ele-
mente auf die Reise gehen, die von
den Menschen auch wahrgenommen
werden. Auf darüber hinausgehende
Details (Irrelevanz) wird ebenso ver-
zichtet, wie auf Elemente, die sich wie-
derholen (Redundanz). 

Klassische Medien
im neuen Gewand

Publizieren und Rezipieren im
Multimedium am Beispiel von

Zeitung und Hörfunk

Ludwig Hilmer



One-to-many Klassisches Prinzip der Programmverteilung im Sinne 
des Broadcasting, z.B. terrestrischer Hörfunk und Fern-
sehen

One-to-one Einzelkommunikation z.B. telefonieren, Informations-
austausch im Internet von Person zu Person, auch
video on demand

Many-to-many Multilateraler Informationsaustausch z.B. im Internet
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Grundsätzlich gilt dabei: Je mehr
Daten übertragen werden, desto höher
ist die Qualität beim Empfänger. Die
Datenrate von gängigen Rundfunkan-
geboten variiert dabei beträchtlich,
etwa von 64 – 384 kbit/s bei Hörfunk-
Programmen in CD-Qualität bis zu 
30 Mbit/s bei Fernsehprogrammen mit
besonders hohen Qualitätsansprüchen
(HDTV). Ein Standardfernsehbild er-
fordert eine Datenrate von 3-4 Mbit/s.
Durch die Digitalisierung kann also
das Problem der Frequenzknappheit in
den Übertragungskanälen gelöst wer-
den. Wo früher analog nur ein Kanal
zu übertragen war, können heute 20
und mehr digitale Kanäle senden.

Der Start des Privatfernsehen vor 
etwa 15 Jahren kann als klassische Pro-
grammveränderung durch mehr 
(analoge) Übertragungskapazitäten be-
zeichnet werden. Ebenso die folgende
Differenzierung der Angebote.

rogramme, die viele Themen behan-
deln, nennen wir Vollprogramme.
Sind technisch mehr Programme mög-
lich, spezialisieren sich diese, um je-
weils ihr Publikum zu finden. Diese
Spartenprogramme bieten nur noch

ausgewählte Bereiche: Sport, Nach-
richten, Musikvideos, Wetter usw.. Ein
Fernsehkiosk kann entstehen, der ähn-
lich wie der Zeitungskiosk für jedes
Spezialinteresse eine Publikation be-
reithält.

Die Digitalisierung verstärkt den quan-
titativen Programmzuwachs weiter, sie
initiiert daneben aber vor allem eine
entscheidende qualitative Erweiterung:
Bei der digitalen Übertragung wird ein
fließender Wechsel der Dateninhalte
von Fernseh- über Hörfunk- bis zu
Datenprogrammen möglich.

Der Rezipient erhält unabhängig vom
eigentlichen Inhalt Informationen
über Art und Herkunft und ist über be-
stimmte Formen der Interaktion in der
Lage, Programme selbst zu gestalten.
Rezipienten können Angebote über-
nehmen, speichern, gestalten und ver-
ändern und so – im Falle des Internets
– sogar selbst als Anbieter von neuen
Inhalten auftreten. Die Individualisie-
rung der Massenmedien überträgt da-
mit das aus dem Telekommunikations-
bereich bekannte Prinzip geschlossener
Benutzergruppen auch auf andere Me-
dienangebote. 

Kommunikationssituationen
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2. Programmformen 
im Multimedium

In einer Situation, in der technisch je-
der mit jedem nicht nur kommuni-
zieren, sondern gegenseitig auch als
Sender und Empfänger von Program-
men auftreten kann, erwachsen aus
der Konvergenz der Informations- und
Kommunikationstechnik mit den al-
ten und neuen Formen von Rundfunk
und Presse interessante Fragen:

Medienrechtlich und medienpolitisch
bleibt die Aufgabe der Weiterentwick-
lung der dualen Rundfunkordnung zur
dualen Informationsordnung. Wirt-
schaftlich gilt es, die Marktfähigkeit
(Usabilty) digitaler Medienangebote zu
prüfen und publizistisch die Frage
nach geeigneten Darstellungs- und
Vermittlungsformen interaktiver Me-
dien zu beantworten. Im folgenden
sollen beispielhaft neue Programm-
angebote dargestellt werden. 

Bei der Beschreibung des Weges der
Printmedien ins Internet steht die 
kritische Würdigung der handwerk
lichen Transformation mit ihren 
technischen Rahmenbedingungen 
im Vordergrund. Der zweite Teil 
widmet sich dem Hörfunk und ver-
sucht, exemplarisch drei Erweiterun-
gen zu beschreiben: Anknüpfend an
den ersten Teil das Radio zum Lesen,
dann das Radio im Internet und
schließlich das Radio für geschlossene
Benutzergruppen. Die gewählten Pro-
jekte entstammen dem Forschungsfeld
des Autors und sollen vor allem Struk-
turen und Prinzipien der Entwicklung
zeigen. Zugunsten dieses Zieles wurde
auf den Versuch verzichtet, das gesam-
te Spektrum der Neuentwicklungen 
zu beleuchten.

3. Online publizieren – 
Printmedien im Internet

Nachdem das neue Medium Internet –
oder präziser sein populärer Abkömm-
ling, das World Wide Web (WWW), –
kurze Zeit für eine Kontroverse unter
den klassischen Printmedien sorgte, ob
diese herannahende Konkurrenz ernst
genommen werden müsse, sind unter-
dessen fast alle großen Zeitungen und
eine Vielzahl von Zeitschriften im Netz
vertreten. Die Anfangsphase war ge-
kennzeichnet durch Unsicherheit 
in der Inhaltsdarstellung und den
Wunsch, das gewohnte Layout des
Printprodukts möglichst identisch auf
den Bildschirm zu bringen. Dieser An-
satz berücksichtigte weder die techni-
schen Möglichkeiten des WWW, noch
die technischen Beschränkungen der
Bildschirmdarstellung und am wenig-
sten die mediengerechte Aufbereitung
der Inhalte.

Die klassischen Medien, allen voran
das Buch, konnten im Lauf der Jahr-
hunderte eine eigene Darstellungsform
entwickeln, die Typografie lieferte Re-
geln zur lesefreundlichen Gestaltung,
gelernte Schriftsetzer verwirklichten
diesen Anspruch. Außerdem konnte
jeder Mensch im Laufe von vielen
Jahren seine Sehgewohnheiten auf die
Printmedien einstellen. Die Funktio-
nen der einzelnen Elemente eines
Buches oder von Zeitungen und Zeit-
schriften, sind einleuchtend und wer-
fen nur selten Fragen auf. 

Bei den Neuen Medien ist dies alles
nicht gewährleistet. Die Präsentation
der Inhalte erfolgt grundsätzlich am
Computerbildschirm. Dieser bietet
zunächst vor allem gravierende Ein-
schränkungen: Das Format ist übli-
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cherweise ein 15’’ oder 17’’ Monitor,
also eine Bildröhre mit einer Diago-
nalen von knapp 38 bzw. 42 cm Länge,
wobei jeweils 2 – 3 cm vom Monitor-
gehäuse verdeckt werden. Dies ent-
spricht einer nutzbaren Fläche, die
kleiner als ein DIN-A4-Blatt ist und
außerdem das eher ungewöhnliche
Seitenverhältnis von 3 :4 hat. Proble-
matisch ist auch die begrenzte Auf-
lösung des Bildschirms, also die An-
zahl der horizontal und vertikal
darstellbaren Bildpunkte. Üblich ist
derzeit eine Auflösung von 800 x 600
bzw. 1024 x 768 Pixel – reichlich we-
nig, wenn man bedenkt, daß selbst im
anspruchslosen Zeitungsdruck min-
destens 1200 „Pixel“ pro Zoll gesetzt
bleiben. Vor allem die Darstellung von
Schrift liegt weit unter der in Druck-
medien erzielbaren Qualität. Das Lesen
am Monitor bleibt zudem beschwer-
lich. Die Bildwiederholfrequenz der
meisten Monitore erreicht mittlerwei-
le zwar bessere Werte, dennoch nimmt
das Auge unbewußt ein Flimmern
wahr, das im Laufe der Zeit zur Er-
müdung oder Kopfschmerzen führen
kann. Das Flimmern stört besonders,
wenn analog zu gedruckten Medien,
mit dunkler Schrift auf hellem Unter-
grund gearbeitet wird. Im Gegensatz
zum Papier ist der Monitor ein selbst-
leuchtender Körper, was zu unge-
wohnten und für die Augen anstren-
genden Kontrasten führt. Ein Vorteil
ist dagegen die Farbdarstellung auf
dem Monitor: Im Gegensatz zu
Printprodukten muß nicht aus Kosten-
gründen auf den Einsatz von Farbe
verzichtet werden.

Bei der Gestaltung der Lese-Oberfläche
ist darauf zu achten, daß die genann-
ten Nachteile so wenig wie möglich
ins Gewicht fallen und dem Nutzer die

Lektüre möglichst angenehm gemacht
wird. Die begrenzte Monitorfläche darf
keinesfalls mit unnötigen Gestaltungs-
elementen überfrachtet werden. Der
verfügbare Platz sollte so vollständig
wie möglich den wesentlichen Inhal-
ten zur Verfügung gestellt werden. Die
Gestaltung muß sich zudem auf das
Querformat einrichten. 

Die geringe Auflösung führt zu man-
gelnder Feinheit der Darstellung, be-
sonders filigrane grafische Elemente
sind daher zu vermeiden. Die Wieder-
gabe von Fotos ist im allgemeinen be-
friedigend bis gut, der Detailreichtum
genügt den meisten Ansprüchen, es ist
lediglich darauf zu achten, daß nicht
ziselierte Elemente im Bildhintergrund
ein wesentliches Aussagemerkmal dar-
stellen. Falls sie inhaltlich bedeut-
sam werden, sind sie entsprechend
großzügig in den Bildmittelpunkt zu
stellen. 

Problematisch bleibt die Schrift: Seri-
fen können erst ab einem sehr großen
Schriftgrad zufriedenstellend wiederge-
geben werden, Variationen der Dicke
verschwinden am Bildschirm. Gut
geeignet sind deshalb serifenlose
Schriften mit gleichmäßiger Strich-
stärke. Schriftgrößen unterhalb von 
12 Punkt führen zu einem optischen
Zulaufen der Punzen, die Lesbarkeit
von Buchstaben wie „e“, „d“ oder „B“
wird dadurch erheblich eingeschränkt,
es sollte also kein kleinerer Schriftgrad
verwendet werden. Unschön und den
Lesefluß hemmend ist das sogenannte
„Aliasing“, darunter versteht man das
treppenartige Auszacken speziell von
Schrägen und Rundungen an Buchsta-
ben, deren Ursache ebenfalls die gerin-
ge Auflösung ist. Bei der Darstellung
von längeren Texten am Bildschirm ist
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deshalb der Einsatz einer „Anti-
Aliasing“-Funktion angeraten. Dabei
werden an den einzelnen Treppen-
stufen vom Computer Bildpunkte ein-
gefügt, die farblich abgestuft in die
Hintergrundfarbe übergehen und auf
diese Weise einen weichen Übergang
schaffen, der die Buchstaben aus übli-
chem Leseabstand als geglättet er-
scheinen läßt. Dunkle Hintergründe
vermindern das Flimmerproblem, weil
sie weniger Leuchtelemente des Bild-
schirms anregen.

Neben diesen Regeln der Darstellungs-
technik sind vor allem inhaltliche und
grafische Orientierungshilfen wichtig.
Eine logische, weitestgehend selbst-
erklärende Benutzerführung schafft
eine professionelle Navigation durch
das neue Bildschirmmedium. „Weni-
ger ist fast immer mehr“, lautet die
Faustregel des Screendesigns, selbst
wenn Kreativität und Originalität sich
nicht voll entfalten können.

Ein wesentlicher Vorteil der neuen
gegenüber den klassischen Medien
besteht darin, daß der Benutzer aktiv
in die Präsentation eingreifen und
deren weiteren Verlauf verändern
kann. Die Chancen dieser Interak-
tivität zahlen sich aber nur aus, wenn
sie von den Autoren sorgfältig kon-
struiert und sinnvoll eingesetzt wer-
den. Dabei stehen grundsätzlich fol-
gende Bausteine zur Verfügung:

� Selektion: Dem Nutzer des Mediums
werden am Bildschirm verschiedene
Alternativen angeboten, zwischen
denen er sich entscheiden und die
er durch Anklicken mit der Maus
auswählen kann. Die Reaktion des
Computers beschränkt sich auf das
Bereitstellen gewünschter Inhalte.

Diese Art der Interaktion entspricht
in etwa der Auswahl eines Kapitels
im Buch oder dem Nachschlagen
von Begriffen, wobei der Zugriff via
Maus schneller und bequemer ist.

� Permanente Vorselektion: Die Benut-
zeroberfläche bietet dabei die Mög-
lichkeit, individuelle und grundsätz-
liche Festlegungen des Benutzers zu
berücksichtigen, beispielsweise die
Auswahl der Sprache, in der sich die
Oberfläche präsentiert. Ebenso mög-
lich sind auch thematische Filter
wie zum Beispiel die alleinige An-
zeige von Sportnachrichten und das
Ausblenden anderer Nachrichtenge-
biete aus dem Angebot von Agentu-
ren.

� Eingabe und Auswertung: Dabei
wird dem Anwender ein Feld für
Eingaben zur Verfügung gestellt, die
dann vom Computer verarbeitet
werden und eine entsprechende Re-
aktion liefern. Dies ist vor allem für
Lernprogramme interessant. Bei-
spielsweise können in einem Ma-
thematikprogramm die Lösungen
zu Rechenaufgaben abgefragt und
als einfache Reaktion mit „richtig“
oder „falsch“ bewertet werden. Di-
daktisch bessere Antworten, z.B. mit
Fehleranalyse, erfordern komplexe-
re Auswertungen vom Computer.
Diese Technik ist ebenfalls für Voka-
beltraining und alle Suchfunktio-
nen geeignet.

� Direkte Reaktion: Bestes Beispiel
dafür sind Computerspiele. Der
Druck einer Taste oder die Bewe-
gung eines Joysticks bewirken un-
mittelbar eine Veränderung auf dem
Bildschirm und im Programm-
ablauf, also z. B. die Bewegung einer
Figur. Für die Online-Publizistik be-
deutet dies, daß an Stellen, wo dies
sinnvoll ist, Schnittstellen zur Ver-
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fügung gestellt werden müssen, mit
denen der Benutzer über die reine
Auswahl hinaus die Vorgänge ver-
ändern kann. Diese Elemente sind
die reizvollsten und bei Ausbil-
dungszwecken auch sinnvollsten in-
teraktiven Formen, vor allem dann,
wenn sie zum Beispiel komplexere
Vorgänge simulieren wie die Bewe-
gung des Börsenmarktes. Die direk-
te Reaktion erfordert jedoch den
höchsten Programmieraufwand.

Insgesamt bleiben alle Interaktionen
auf „vorprogrammierte“ Funktionen
beschränkt, die vom Computer ange-
boten werden. Um Kosten und Auf-
wand für Content-Provider in Grenzen
zu halten, ist es unerläßlich zu analy-
sieren, welche Interaktionselemente
der Nutzer annehmen wird. Durch den
geschickten Einsatz interaktiver Ele-
mente steigen Motivation, Konzentra-
tion und Spaß beim Online-Leser.

Wenn Online-Medien dauerhaft klassi-
sche Printprodukte ergänzen sollen,
benötigen sie eine breite Marktakzep-
tanz, die sich nicht nur auf Computer-
begeisterte beschränken darf. Dazu
muß die online bereitgestellte Infor-
mation langfristig mehr bieten, als die
gedruckte Variante, sie muß einen
Mehrwert aufweisen und nicht nur
mehr kosten. Folgende Perspektiven
sind dabei denkbar:

� Preisvorteil: Online bereitgestellte
Daten benötigen keinen Informa-
tionsträger, der ständig neu pro-
duziert und entsorgt werden muß
(Papier), sie sind zudem in der Regel
billiger zu transportieren. Fällt der
Unterschied deutlich spürbar aus,
ist der Käufer eher geneigt, zur elek-
tronischen Form zu wechseln. 

� Aktualitätsvorteil: Bei der Tages-
berichterstattung und der direkten
Kommunikation liegen die Vorteile
auf der Hand. Börsenkurse und
Sportergebnisse sind ebenso schnell
abrufbar, wie die direkte Kommuni-
kation per e-mail in Sekunden mög-
lich ist. Aber auch bei dauerhaften
Printprodukten ergeben sich Vor-
teile. Enzyklopädien hinken dem
aktuellen Zeitgeschehen zehn bis 
20 Jahre hinterher. Die Daten von
Online-Lexika dagegen sind relativ
leicht zu ergänzen.

� Platzvorteil: Auch hier ist das Bei-
spiel Enzyklopädie zu nennen, ein
weiteres sind Telefonbücher. Gut
100 verschiedene Regionalausgaben
gibt es in Deutschland, selbst die
meisten Postämter verfügen nicht
über die Lagerfläche, um alle Exem-
plare auf Vorrat zu halten. Aber der
Inhalt sämtlicher Telefonbücher fin-
det auf einer einzigen CD-ROM
Platz. 

� Zugriffsvorteil: Bei der Suche nach
einem Veranstaltungshinweis ist die
Tageszeitung vielleicht noch hand-
licher als die Online-Version, die
erst geladen werden muß. Bei der
Suche nach überregionalen Immo-
bilienangeboten gewinnt der Com-
puter schnell, vor allem dann, wenn
Selektionen nach inhaltlichen Kri-
terien möglich sind und verschiede-
ne Zeitungen durchforstet werden.
Bei der Suche nach einem bestimm-
ten Artikel helfen die Archivfunk-
tionen vieler Internet-Publikationen
relativ einfach. Bei den Printversi-
onen bleibt oft nur der Weg zum
Altpapier oder eine aufwendige
Nachbestellung im Zeitungsarchiv.

Die Anforderung an Online-Medien,
das sollen diese Beispiele zeigen, lautet
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also, einen Mehrwert gegenüber dem
Printprodukt zu bieten. Aufgabe und
Marktchance des Anbieters ist es, die-
sen Mehrwert in seinen Online-Pro-
duktionen zu optimieren und ihn in
einer Form anzubieten, die der Kunde
auch nutzen kann. 

Dem steht in der Praxis oft ein gravie-
rendes Hindernis entgegen: Gerade bei
der privaten Nutzung von Online-Me-
dien sind die Geschwindigkeit und da-
mit die Kosten, mit der Informationen
über das (Telefon-)Netz abgerufen wer-
den, ein zentraler Punkt. Oft helfen
auch ISDN-Anschlüsse oder schnelle
Modems (bis 64 KBit/s) wenig. Der
Pferdefuß der Übertragung liegt näm-
lich in der Tatsache, daß die Leistungs-
fähigkeit einer Datenübertragung von
beiden Seiten bestimmt wird, also von
Lieferant und Empfänger. Genutzt wer-
den kann immer nur der kleinste ge-
meinsame Nenner. Sobald an einer
Stelle der Datenfluß begrenzt wird,
wartet auch die andere Seite. 

Wer sich auf Datenreise begibt, muß
also hinreichend Geduld mitbringen.
Leider überschätzen viele Datenanbie-
ter die Toleranz ihrer Zielgruppe. Viele
High-tech-Firmen und Hochschulen
wundern sich über die geringe Wir-
kung ihrer aufwendigen Webseiten,
weil sie die Ladezeiten unterschätzen.
Privatkunden achten durchaus auf ihre
Telefongebühren. Neben technischen
Beschleunigern hilft eine medienge-
rechte Umsetzung, lange Wartezeiten
zu vermeiden. Eine reine Textlösung,
die am schnellsten wäre, ist sicher kei-
ne Lösung. „Wer an der Information
interessiert ist, wird unsere Texte le-
sen“, lautet ein verbreitetes aber
falsches Vorurteil. Textwüsten werden
eher ausgedruckt und dann auf Papier

gelesen. Die Internet-Präsentation de-
gradiert sich dann allerdings zum
Faxabruf. Grafische Bestandteile sind
also Stand der Technik und eine For-
derung des Mediums. Die Kunst be-
steht darin, diese Elemente sparsam
und dennoch optisch ansprechend
einzusetzen. Die verwendeten Grafiken
(verstanden werden darunter alle Bild-
formen) schonen den Speicherplatz,
wenn sie geometrisch im Rahmen und
auf vorzugsweise 256 Farben reduziert
bleiben. Für die Datenübertragung
sind besonders Formate mit hohen
Kompressionsraten wie das GIF- oder
das JPEG-Format geeignet.

Empfehlenswert sind kleine Über-
sichtsbilder, zu denen vermerkt ist,
welchen Datenumfang das dazu-
gehörige Komplettbild besitzt. Der
Nutzer kann dann selbst entscheiden,
ob sich die Wartezeit für ihn lohnt. 

Das Internet transportiert grundsätz-
lich auch alle anderen Hypermedia-
Elemente wie Töne, Animationen,
Videos mit interaktiven Bestandteilen,
und sogar virtuelle 3D-Welten lassen
sich generieren. 

Beim Einsatz dieser Medienbeiträge
sind Aufwand und Wirkung jeweils ab-
zuwägen, ob zum Beispiel ein rucken-
des Internetvideos die Wirkung eines
dem Betrachter vertrauten Fernseh-
standards erzielt. Im Zweifel sind gute
Einzelfotos mit Kommentaren publizi-
stisch wirksamer und werbeträchtiger
als eine schlechte Videosequenz. 

Für den Anbieter von Informationen
im Netz ergibt sich zusammenfassend,
daß Inhalte eines Printproduktes nicht
einfach 1:1 im Netz angeboten werden
können. Zunächst sind die techni-
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schen Beschränkungen zu beachten
und zu lösen. Die Informationen 
müssen bildschirmgerecht aufbereitet
und in eine Navigationsstruktur einge-
bettet werden, die einen schnellen und
gezielten Zugriff ermöglicht. Wichtig
sind dabei vor allem Übersichtsfunk-
tionen, die es dem Nutzer, ähnlich wie
bei der Zeitung, ermöglichen, mit 
wenigen Blicken die für ihn interes-
santen Inhalte zu finden. Der nächst-
folgende logische Schritt ist, Infor-
mationen, die den Nutzer be-
kanntermaßen ohnehin kaum fesseln,
erst gar nicht anzubieten. Ein Bild-
schirmleser sollte die Möglichkeit 
erhalten, relevante Rubriken anzu-
geben und alle anderen auszuschalten.
Nur so kann eine dauerhafte Leser-
bindung erzielt werden. 

Als problematisch erweist sich die Ein-
bindung von Werbung, die natürlich
auch im neuen Medium unverzichtbar
ist. Werbung in Printmedien ist ver-
gleichsweise unaufdringlich und ver-
traut. Schwieriger ist dies im Internet:
Bannerwerbung etwa zieht mit massi-
ven Methoden die Aufmerksamkeit des
Internet-Surfers auf sich. Grelle Farben,
Blink- und Animationselemente be-
wirken Unruhe auf dem Bildschirm
und schränken den ohnehin geringen
Lesegenuß weiter ein. Rezepte um auf-
zufallen, ohne zu stören, sind bisher
kaum gefunden. 

Die Verfasser der Textbotschaften müs-
sen sich des „Schreibens für den Bild-
schirm“ bewußt sein, ihre Texte kürzer
fassen, schneller auf den Punkt kom-
men und eine stärkere Strukturierung
vornehmen. Sequentielles Berichten in
geschlossenen und schnell erfaßbaren
Informationseinheiten sowie die Ver-
bindung von unterschiedlichen In-

formationsebenen mittels geeigneter
Links gehören zum Handwerkszeug
des Online-Journalisten. Der Autor
eines Beitrages für das „Medium Bild-
schirm“ muß sich aber auch den 
Erwartungen seines Lesers bewußt
sein. Ein Schaubild, das vor wenigen
Jahren allen Anforderungen genügt
hätte, muß heute grafisch aufgewertet
werden, um in der Flut visueller Reize
bestehen zu können. Wortreiche 
Erklärungen werden zunehmend an
Bedeutung verlieren und durch ein-
gängige Animationen oder Filme ab-
gelöst werden. Der Online-Journalist
der nahen Zukunft ist nicht mehr nur
sprachgewandter Schreiber, sondern
Regisseur und Produzent der von ihm
recherchierten Beiträge. Dies zu be-
greifen und zu verwirklichen, ist die
Aufgabe aller am medialen Gestal-
tungs- und Ausbildungsprozeß Betei-
ligten.

4. Radio – altes Medium 
neu gehört

Radio ist das Unterhaltungsmedium
schlechthin und neben der Zeitung
das klassische Medium für lokal bzw.
regional profilierte Informationen. 
In Deutschland gibt es ein dichtes 
Netz terrestrischer UKW-Hörfunksen-
der und Kabelnetze, über die Sender-
vielfalt privater und öffentlich-recht-
licher Stationen verbreitet wird. 

Mit und neben dieser vorhandenen In-
frastruktur vollzieht sich gegenwärtig
wie in anderen Bereichen (siehe zuvor)
eine technische Umwälzung, die auch
grundlegende Konsequenzen für die
publizistischen Aspekte elektronischer
Medien (hier des Hörfunks) mit sich
bringen.
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Mit der digitalen Übertragung über
Satellit sind wie Fernsehprogramme
auch viele regionale Radioprogramme
mittlerweile für jeden in Europa in
hoher Qualität empfangbar. Gleich-
zeitig ermöglicht die Digitalisierung
eine noch größere Programmvielfalt
und Zusatzangebote, die auch speziel-
le Interessen und Zielgruppen bedie-
nen können.

4.1 SWIFT – Radio zum Lesen

Eine auf der herkömmlichen UKW-
Sendetechnik aufsetzende Entwicklung
ist SWIFT (System for Wireless Infor-
mation Forwarding and Teledistribu-
tion). SWIFT nutzt ähnlich wie Fern-
sehtext Bandbreitenreserven für einen
multimedialen digitalen Datendienst
und zwar ohne Einschränkung des
Hörfunksignals und unter Nutzung der
vorhandenen analogen Sendetechnik.

Zunächst die technische Kurzbeschrei-
bung: SWIFT ist ein offener europäi-
scher Standard. Es können unterschied-
liche Protokolle verwendet werden (FTP,
TCP/IP). Die Daten werden in einem
Netzwerkserver gesammelt, per Satellit
oder über eine terrestrische Leitung 
zu den gewünschten Sendestandorten
verteilt, dem UKW-Signal aufmoduliert
und mit diesem ausgestrahlt.

Mit einer Nutzdatenrate von 6,8 kBit/s
können über die flächendeckend be-
stehende UKW-Sendernetzinfrastruk-
tur den Radiohörern zusätzliche Infor-
mationen auch als Text oder Grafik
übermittelt werden. Aus Sicht des Kon-
sumenten benötigt man, um quasi
nebenbei zum Radiohören Texte und
Bilder zu empfangen, entweder ein in
der Größe einem Walkman vergleich-

bares SWIFT-fähiges Empfangsgerät
mit Display („Textman“) für unter-
wegs, oder eine SWIFT-Karte für den
PC-Empfang oder ein spezielles End-
gerät mit Sprachausgabe für den Ein-
satz im Auto.

Deutschlandpremiere hatte der SWIFT-
Datendienst in Sachsen. Der Privat-
sender RADIO PSR in Leipzig sendet
seit Mai 1999 im Freistaat ein umfang-
reiches Angebot mit Nachrichten, Wet-
tervorhersagen, Verkehrsmeldungen
und programmbegleitenden Informa-
tionen. 

Sowohl für den Programmanbieter als
auch für den Hörer bietet SWIFT einen
Mehrwert zum bloßen Radioempfang:
Der Hörer kann Informationen zeit-
unabhängig und überall abfragen,
auch wenn diese im Radioprogramm
aktuell nicht zu hören sind, z.B. Ver-
kehrsmeldungen, die üblicherweise
nur zu jeder halben Stunde verlesen
werden. 

Dem Hörfunkprogrammveranstalter
bietet SWIFT eine weitere Plattform in
den elektronischen Medien, mit der er
seine Hörer mit auf die Zielgruppe ab-
gestimmten nichtflüchtigen Zusatz-
informationen stärker an das eigene
Programm binden und darüber hinaus
auch den Werbepartnern eine visuelle
Werbefläche zur Verfügung stellen
kann. 

Mit SWIFT können neue Dienstleistun-
gen entwickelt und vermarktet wer-
den. Technisch ist es z.B. möglich, je-
den einzelnen SWIFT-Empfänger direkt
zu adressieren bzw. Nutzergruppen zu
definieren, an die spezielle Informatio-
nen bzw. Mehrwertdienste gesendet
werden. Der Inhaber der SWIFT-Über-
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tragungskapzität (i.d.R. die Radiosta-
tion) kann so auch Kapazitäten an
Dritte vermieten, die diese beispiels-
weise für Telematikdienste oder ähn-
liches nutzen.

SWIFT ist mit analoger Technik ein
Evolutionsschritt zu digitalen Platt-
formen wie DAB und DVB-T, die ge-
genwärtig erprobt werden. Publizi-
stisch/inhaltlich können bei SWIFT
bereits die redaktionelle Aufarbeitung
und Präsentation von visuellen Infor-
mationen für Radiohörer erprobt und
Akzeptanzprognosen für die Einfüh-
rung der neuen digitalen Systeme und
ihrer Angebote bei Nutzern und Dien-
steanbietern gewonnen werden. 

4.2 Internetradio – Radio weltweit

Mit der digitalen Übertragung über
Satelliten nutzen bereits seit Jahren vie-
le Sender die Möglichkeit, europaweit
in optimaler Qualität empfangbar zu
sein. Die weltweite Verbreitung von Ra-
dioprogrammen live über das Internet
leidet derzeit aufgrund der begrenzten
Übertragungsbandbreite noch an Qua-
litätsbeschränkungen. Dennoch bietet
das Internet auch publizistisch eine
Plattform für Hörfunkprogramme, die
es zu nutzen gilt: Die Verbreitung im
Internet verbindet die Möglichkeiten
neuester Technologien mit dem publi-
zistischen Anspruch, ein Programm zu
gestalten, das seine Attraktivität über
die gewohnten räumlichen Grenzen
beweisen muß.

Globalisierung bedeutet dabei weder
Bagatellisierung noch Generalisierung,
sondern die Chance, die spezielle Lei-
stung einer Vielzahl von Interessenten
zur Verfügung zu stellen.

Diese Chance nutzt „NOVUM Net-
Radio“, das hier als Beispiel dienen
soll, einmal mit der Echtzeitübertra-
gung des regulären Radioprogramms
im MPEG3-Format. Das Livesignal
wird im Sendestudio mit einem Echt-
zeit-Encoder in ein spezielles digitales
Audioformat gewandelt.

Von dort aus gelangt es über eine per-
manente TCP/IP-Verbindung zum Li-
ve-Audio-Internet-Server, der in der
derzeitigen Ausbaustufe 300 Hörern
die gleichzeitige Nutzung von NetRa-
dio ermöglicht. Die Übertragung im
Internet erfolgt mono mit einer Über-
tragungsrate von 24 kBit/s und 24 kHz
Samplingfrequenz, was einer Daten-
kompressionsrate von 1:32 entspricht.
Das zweite weltweite Angebot von Net-
Radio ist die Bereitstellung von Einzel-
beiträgen auf Abruf. Redaktionell und
multimedial aufbereitete aktuelle Bei-
träge oder das Archiv älterer Produk-
tionen stehen jederzeit an jedem Ort
der Welt zur Verfügung. Von den Re-
dakteuren werden die Beiträge frei-
gegeben und codiert im Audio-on-
demand-Server abgelegt, von wo sie
mit Hilfe einer Datenbank, die zusätz-
liche redaktionelle Informationen ent-
hält, abgerufen werden können. Pro-
gramm- (bei Livebetrieb) oder beitrags-
begleitend (aus dem Archiv) kann der
Hörer Lebensläufe der Künstler studie-
ren, Merchandising–Produkte bestel-
len, via Web-Kamera die Radiomodera-
toren bei der Arbeit betrachten oder
Studiogäste auch im Bild sehen. Net-
Radio als Multimedium erweitert die
Möglichkeiten von Hörfunk durch die
zusätzliche bzw. parallele Präsentation
visueller Informationen. 

Das flüchtige Medium Radio öffnet
sich sozusagen für die gezielte Nut-
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zung, die mit weltweit agierenden In-
ternet-Suchmaschinen erleichtert wird.
Der Chance für die Radiostation, sich
auf diese Weise bei ihren Hörern 
und Werbepartnern zu profilieren,
steht die Herausforderung an die Ra-
diomacher gegenüber, dieses Angebot
inhaltlich und gestalterisch redaktio-
nell zu entwerfen, aufzubereiten und
zu pflegen. 

Der NetRadio-Nutzer benötigt ne-
ben einem multimediatauglichen PC
mit Internetzugang keine zusätzliche 
Hardware. Der MPEG-Audio-Player, der
auch gestreamtes MP3 verarbeiten
kann, steht im Internet kostenlos zum
Download zur Verfügung. Es bleiben
die Kosten für den Internetbetrieb.

4.3 UG Radio – Radio speziell

Zur Erinnerung: Die Digitalisierung 
der elektronischen Medien und der
Einsatz ausgeklügelter Datenreduk-
tionsverfahren bei der Übertragung hat
in den drahtlosen und drahtgebun-
denen Übertragungsmedien Platz ge-
macht für eine Vielzahl neuer Pro-
gramm- und Dienstangebote. Auf der
früheren Bandbreite eines einzigen
Fernsehkanals können heute mehrere
Fernsehprogramme und gleichzeitig
verschiedene Hörfunkprogramme oh-
ne Qualitätsverlust übertragen werden.
Während es vor der Digitalisierung ein
Problem war, die wenig vorhandenen
Übertragungskapazitäten zu verteilen,
stehen Anbieter heute vor der Heraus-
forderung der sinnvollen und ertrag-
reichen Nutzung der großzügig verfüg-
baren digitalen Kanäle.

Eine Möglichkeit stellen Special-Inte-
rest- bzw. Zielgruppen-Programme dar,

die in der Regel verschlüsselt und ge-
gen Gebühr zu empfangen sind. Hörer
abonnieren das Programm und erhal-
ten die entsprechende Freischaltung
durch eine Karte, die in den Satelliten-
Reciever eingeschoben wird.

Das Beispiel „Umwelt- und Gesund-
heitsradio“ (UG Radio) verbreitet ein
werbefreies Programm für Zahnarzt-
praxen: mit einem speziellen Musik-
format, das beruhigend auf Patienten
wirkt, und speziellen Wortanteilen wie
Nachrichten, Gesundheitstips und ak-
tuellen Beiträgen zur Gesundheitspo-
litik. 

Das Signal von UG Radio wird vom
Sendestudio über eine Standleitung
zum ASTRA-Uplink geschickt. Vom
Satelliten ASTRA ist es europaweit in
digitaler CD-Qualität zu empfangen.
Der Abonnent benötigt für den Emp-
fang lediglich eine handelsübliche
Satellitenantenne und einen ADR-
Reciever (ASTRA Digital Radio). Eine
alternative Satellitenverbreitung wäre
auch über die etwas modernere DVB-
Plattform möglich. 

Ein UG Radio-Abonnement kostet zur
Zeit 99,90 Mark pro Monat und ent-
hält bereits die GEMA-Gebühr, die
auch für die Beschallung mit einem
beliebigen Musikprogramm anfällt.

Ein Zielgruppen-Programm wie UG
Radio ist über die Zahl seiner Abon-
nenten unmittelbar von der Marktak-
zeptanz abhängig. Das Angebot muß
deshalb für den Arzt einen redaktio-
nellen Gewinn gegenüber der Konser-
venbeschallung bedeuten und bei den
Praxisangestellten und Patienten eine
attraktive Alternative gegenüber den
kostenlosen regionalen Lieblings-
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sendern darstellen. Es gilt, den Interes-
sen der Abonnenten gerecht zu wer-
den, ohne beliebig oder langweilig zu
werden. Hinzu kommt hier die fachli-
che Verantwortung im medizinischen
Bereich. Die Tips und Themen müssen
sorgfältig recherchiert, fachlich richtig
und dennoch verständlich umgesetzt
werden. 

Das Prinzip des Zielgruppenprogramms
in geschlossenen Nutzergruppen gilt
überwiegend auch für Business-TV,
einen verwandten Mediensektor, dem
hervorragende Wachstumschancen ein-
geräumt werden. B-TV informiert als
Branchen-TV Geschäftspartner, Kunden
und Interessenten bestimmter Wirt-
schaftssektoren, es begleitet oder über-
nimmt die Aus- und Fortbildung von
Unternehmen, es bewirbt Kunden beim
Einkauf als Point-of-Sale-TV und es er-
möglicht als Event-TV die ortsun-
abhängige Teilnahme an Veranstal-
tungen. 

5. Ausblick

Zielgruppenradio und Business-TV
schlagen wirtschaftlich den Bogen zu
allen klassischen Medien im neuen 
Gewand, indem sie auf die konkrete
Anwendung hinweisen. Die zielgrup-
penorientierte Kommunikation als ihr
Spezifikum kann als wirtschaftlicher
Katalysator für die weitere Entwicklung
dienen. Die geplante Umstellung des
deutschen Fernsehsystems auf aus-

schließlich digitale Übertragung bis
zum Jahr 2010 wird weitere Impulse
liefern.

Die Verschmelzung von Texten, Bil-
dern, Video und Audio in einem Über-
tragungskanal sowie der Zugriff auf 
Abrufdienste, Nachrichten, Informa-
tionen und Unterhaltung über digitale
Übertragungswege nach dem many-to-
many Prinzip hat interaktive Medien-
formen geschaffen, von denen einige
beschrieben wurden. Welche sich da-
von dauerhaft etablieren können und
in welcher Form sie wettbewerbsfähig
sind, wird auch von dem Ausmaß und
dem Tempo abhängen, mit dem sie die
Metamorphose vom technisch defi-
nierten Multimedium der Anfangspha-
se zum professionellen Multimedia-
Programm bewältigen. 

Die Handwerksregeln der Produktion
von Zeitung, Fernsehen und Radio las-
sen sich dabei genauso wenig auf ein
Multimedium übertragen, wie sich die
Beiträge 1:1 übernehmen lassen.

Als Hoffnungsträger für die Wissens-
vermittlung der Zukunft wird ein 
Multimedium vor allem daran gemes-
sen werden, ob es ihm gelingt, den 
sogenannten pictorial turn zu bewäl-
tigen, jenen Versuch, mit dem Weg
vom Abstrakten zum Visuellen neue
Vermittlungs-, Selektions- und Orien-
tierungshilfen für die Angebotsflut 
der Informationsgesellschaft zu schaf-
fen.
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1. Einführung

Seit Jahren leben wir in einer Informa-
tionsgesellschaft, in der das Fernsehen
und mittlerweile auch die Angebote
der Neuen Medien eine Selbstverständ-
lichkeit in nahezu jedem Haushalt dar-
stellen. Der Fernseher ist gerade da-
bei, ein „Multimedia-Heim-System“ zu
werden. Die Kombination von Internet
und die damit verbundene Digital-
technik machen vieles möglich, was
vor wenigen Jahren noch undenkbar
erschien. In einigen Jahren wird es
beispielsweise möglich sein, mit dem
eigenen TV-Gerät Hunderte von Pro-
grammen zu empfangen. In gleicher
Weise wird es auch möglich sein, mit-
tels eigenem Fernseher Geldkarten auf-
zuladen, den Fernseher als Bildtelefon
zu nutzen oder ihm auch die Funktion
zur Hausüberwachung zu geben. Es
wäre dumm und realitätsfremd, würde
man glauben, diese Entwicklung hin
zur weiteren Verknüpfung des Infor-
mations- und Kommunikationsnetzes
könne aufgehalten werden.

Mit der Einführung und der stetigen
technischen Weiterentwicklung der

neuen Informations- und Kommuni-
kationsmittel ging ein wichtiger Struk-
turwandel einher, der weltweit in den
Volkswirtschaften der Industrieländer
massive Auswirkungen hat und auch
weiterhin haben wird. Der Medien-
markt umfaßt deutlich mehr als Presse,
Hörfunk und Fernsehen. Der folgende
Beitrag wird sich schwerpunktmäßig
mit den Entwicklungen im Fernsehbe-
reich beschäftigen. Denn bereits der
TV-Markt alleine stellt eine internatio-
nal vernetzte Milliardenindustrie dar,
an der eine Menge von zukunftsorien-
tierten Arbeitsplätzen hängt. Dies gilt
nicht nur für die Sender selbst, son-
dern auch für die Produktionsfirmen
und die Werbeagenturen. 

2. Helfen gesetzliche Regelungen
gegen Fehlentwicklungen?

Wir alle sind aufgefordert, darauf zu
achten, daß die neuen medienpoli-
tischen und medientechnischen Ent-
wicklungen, besonders im Fernseh-,
Video und Hörfunkbereich auch dazu
dienen, die Programmvielfalt zu ver-
bessern. Wir sollten sehr kritisch und

Fernsehangebot 2000: 

Werden Niveau und Anspruch 
auf dem Altar 

des Quotendrucks geopfert?

Hans-Peter Niedermeier
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aufmerksam beobachten, ob und wie
weit die neuen Möglichkeiten im In-
ternet durch die bisherige Gesetzge-
bung hinreichend abgesichert sind.
Welche Herausforderungen sich z.B.
durch Pay-TV und Internet-TV stellen
werden, wird in der medienpolitischen
und medienrechtlichen Diskussion
weitgehend unterschätzt.

Natürlich ist es nicht möglich, diese
neuen medientechnischen Entwick-
lungen allein mit deutschen Gesetzen
zu regeln. Trotzdem darf man sich in
diesen Fragen nicht bequem zurück-
lehnen. Zwar ist es richtig, daß die
Technik – per Satellit und Internet – es
erlaubt, den deutschen Markt auch in-
ternational umfassend zu bedienen.
Die Aufrechterhaltung der deutschen
Schutzstandards, vor allem in den Be-
reichen Urheberrecht, Jugendschutz
und Konzentrationskontrolle, sollte
trotzdem oder gerade deshalb ständig
eine Forderung bleiben.

Auch der Videomarkt bedarf kritische-
rer Beobachtung als dies bisher ge-
schah. Möglicherweise müssen – gera-
de im Bereich des Jugendschutzes –
einige zusätzliche rechtliche Regelun-
gen eingefügt werden, um Fehlent-
wicklungen zu vermeiden. Dabei sollte
allen klar sein, daß eine Erweiterung
der rechtlichen Möglichkeiten auf die-
sem Feld nicht allzu viel erreichen
wird. Neben der Frage, ob Verbote viel-
leicht sogar den Reiz erhöhen, die
nicht erlaubten Programme oder 
Videos auf anderem Wege zu beschaf-
fen, gibt es im Fernsehbereich das 
bereits erwähnte Problem: Die tech-
nische Verbreitung. Ein Mediensystem,
das uns erlaubt, via Parabolantenne 
eine Vielzahl von in- und auslän-
dischen Programmen zu empfangen,

wird nur schwer bezüglich der Pro-
gramminhalte rechtlich zu ordnen
sein. Wenn es also in erster Linie nicht
darum gehen kann, Fehlentwicklun-
gen auf rechtlichem Wege zu korrigie-
ren, wie soll es dann funktionieren?

Freiheit kommt nicht ohne Verant-
wortung aus. Deshalb kann es nicht
angehen, daß sowohl das Fernsehen
wie auch der Videobereich in zuneh-
mendem Maße Gewalt als legitimes
Mittel der Konfliktlösung darstellt.
Hier erscheinen die Möglichkeiten des
Jugendschutzes bislang zu sehr be-
grenzt zu sein. Schließlich hat der Staat
die Pflicht, Kinder und Jugendliche in
ihrer Entwicklung zu fördern. Er muß
dazu beitragen, Benachteiligungen
abzubauen oder – wenn möglich – von
Beginn an zu vermeiden.

Es wäre jedoch falsch, mit den Forde-
rungen nach besserem Schutz der Kin-
der und Jugendlichen vor ungeeigne-
tem Fernsehkonsum sich zunächst
und in erster Linie an den Staat zu
wenden. Die Hauptverantwortung für
den Schutz und auch die Erziehung
der Kinder liegt bei Eltern, Geistlichen,
den Lehrern in den Schulen und den
Betreuern in den Kindergärten. Wenn
es beispielsweise gelingen würde, die
Medienerziehung in die Lehrpläne der
Schulen bereits von der Grundschule
an aufzunehmen, wäre ein erster wich-
tiger Schritt schon getan. Wichtig wäre
jedoch auch, daß die Lehrkräfte ent-
sprechend geschult werden. Lehrkräf-
te, die in Wissen und Kompetenz bei
der Wahrnehmung von Fernsehpro-
grammen hinter den Schülern zurück-
bleiben, haben sicher Schwierigkeiten,
die ihnen anvertrauten Schüler zu
einer verantwortungsvollen Medien-
nutzung zu bewegen und anzuleiten.
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Beim Fernsehkonsum von Erwachse-
nen stellt sich die Problematik anders
dar. Es muß uns aber auch bei dieser
Zielgruppe bedenklich stimmen, wenn
das deutsche Fernsehprogramm, das
sich, vor allem bei der großen Zahl
von privaten Sendern, verstärkt dem
Quotendruck hingibt, zunehmend be-
reit ist, Gewaltdarstellungen, Horror-
filme, Schmuddelsex und die uner-
träglich niveaulosen Talkshows zum
zentralen Punkt ihrer Programme zu
machen. Besonders RTL hat den zwei-
felhalften Verdienst, in einigen Berei-
chen vorneweg marschiert zu sein,
wenn es darum ging, publikumswirk-
same aber gleichsam qualitativ kata-
strophale neue Sendeschwerpunkte ins
Programm zu nehmen. Dies war so bei
den Erotiktalks, die RTL mit „Eine
Chance für die Liebe“ und der Mo-
deratorin Erika Berger startete. Mittler-
weile hat dieses Sendemuster viele
Nachahmer gefunden: „Peep“ bei 
RTL 2, „Liebe Sünde“ bei Pro 7 und
„Wa(h)re Liebe“ bei VOX sind nur drei
davon, die mit ihren Sendeinhalten
und ihren Erotik-Ikonen Verona Feld-
busch, Lilo Wanders und Mo Asumang
bereits einen bedenklichen Kultstatus
erhalten haben.

Auch bei den „Anschrei-Sendungen“
(„Der heiße Stuhl“) war RTL als erster
Sender dabei. Das gleiche gilt für die
Sexshows („Tutti Frutti“) oder das
„Reality-TV“. Bemerkenswert und
gleichzeitig entlarvend ist dabei die
Aussage des langjährigen RTL-Chefs
Helmut Thoma: „Der Wurm muß dem
Fisch schmecken und nicht dem
Angler“. Was bedeutet: Quotenbrin-
gende Sendungen können ohne Rück-
sicht auf Qualität und Geschmack prä-
sentiert werden. Daß der Zuschauer
meist auch den Köder geschluckt hat,

den die Programmverantwortlichen
ihm zugeworfen haben, beweisen die
Quoten. Sie entscheiden in aller Regel
über die Zukunft einer Sendereihe.

Die Frage, ob die Medien bei Erwach-
senen auf ein orientierungsloses oder
ein kritisches Publikum treffen, sei da-
hingestellt. Möglicherweise sind Me-
dien und deren Angebote lediglich ein
Abbild der gesellschaftlichen Wirklich-
keit? Wie ist es sonst zu erklären, daß
die mittlerweile dreizehn Talkshows im
deutschen Fernsehen tagtäglich mehr
als zehn Millionen Zuschauer haben?

Es ist anzunehmen, daß bald auch in
Deutschland, ganz nach amerikani-
schem Vorbild, Prügelshows über die
Mattscheibe flimmern. Sicher ist: Die
Programmverantwortlichen haben die
Freiheit, aber auch die Verantwortung,
beispielsweise angesichts der Welle von
Gewalt, sich neu zu besinnen. Es sollte
in unserem Interesse als kritische Fern-
sehkonsumenten liegen, daß eine sol-
che Neubesinnung wieder die Gedan-
ken von Menschenwürde, Moral und
Ethik in den Blickpunkt rückt.

3. Medienangebote für 
mündige junge Bürger

Es darf keinen unberührt lassen, wenn
wissenschaftliche Untersuchungen fest-
stellen, daß gerade bei der Generation,
die in unserem modernen Medienzeit-
alter aufgewachsen ist, nämlich die 15
bis 30jährigen Jugendlichen, besonders
große Informationsdefizite festzustel-
len sind. Die bisher vorhandenen In-
formationsangebote haben ganz offen-
sichtlich nicht freier und auch nicht
mündiger gemacht. Eher das Gegenteil
ist häufig festzustellen. Hand in Hand
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mit dieser Entwicklung ist bei den Ju-
gendlichen eine Flucht ins Private 
zu bemerken, der wir ebenfalls nicht
gleichgültig gegenüber stehen sollten.

Haben die Medien ihren gesellschaft-
lichen Integrationsauftrag verfehlt?
Sind denn gerade die sogenannten
„kritischen-emanzipatorischen Pro-
grammangebote“ an der eigentlichen
Zielgruppe vorbeigelaufen, weil sie das
eigentliche Phänomen, die Jugend und
deren Probleme, nicht richtig erfaßt
und auch nicht aufgegriffen haben?

Diese Erkenntnis wäre, würde sie zu-
treffen, eine schlimme Zwischenbi-
lanz des „dualen Mediensystems“ in
Deutschland. Vor allem für die öffent-
lich-rechtlichen Hörfunk- und Fern-
sehanstalten wäre dies ein bitterer
Offenbarungseid. Hat doch insbeson-
dere der öffentlich-rechtliche Rund-
funk vom Gesetz her die klare Ver-
pflichtung, die Vielgestaltigkeit an
gesellschaftlichen Gruppierungen,
Meinungen und Interessen angemes-
sen zu berücksichtigen. Gerade er hat
eine Integrationsfunktion wahrzuneh-
men, die einseitige Konfliktorientie-
rung eigentlich ausschließen sollte.
Trotzdem prägt diese Konfliktorientie-
rung in zunehmenden Maße viele Sen-
dungen auf unseren Mattscheiben.
Wie zu Beginn bereits dargestellt,
offenbart der Blick zu den Privatsen-
dern den absoluten Tiefpunkt in der
deutschen Fernsehkultur. Betrachtet
man die unzähligen Talkshows, die
zwar ohne inhaltlichen Tiefgang ab-
laufen, aber dafür durch Lautstärke,
öffentlichen „Seelen-Striptease“ und
verbale Beschimpfungen glänzen,
kann man nicht glauben, daß meist
hochgebildete Programm-Manager die-
ses Produkt zusammenstellen und of-

ferieren. Wenn der ehemalige Bundes-
präsident Roman Herzog mit Blick auf
dieses Fernsehangebot davon sprach,
„wir können uns die flächendeckende
Volksverdummung nicht länger erlau-
ben“, dann hat er sicher recht. Ob eine
solche Aussage auch nur einen Verant-
wortlichen der privaten Sender zum
Nachdenken bewogen hat, ist jedoch
ziemlich unwahrscheinlich.

4. Zerrbild unserer Jugend im
deutschen Fernsehen

Bemerkenswert ist das Zerrbild, das die
Medien von unserer Jugend zeichnen.
Wer die Darstellung der Jugend in un-
seren Medien, insbesondere im Fern-
sehen, in den letzten Jahren genau
und kritisch beobachtet hat, dem muß
eines besonders aufgefallen sein: Die
Tendenz verstärkt sich, die Aussagen,
Motive und auch die Aktionen von ju-
gendlichen Randgruppen als für die
gesamte Jugend kennzeichnend darzu-
stellen. Wenn jugendliche Randgrup-
pen, die den demokratischen Grund-
konsens unserer Demokratie nicht
mehr akzeptieren, ihren Einfluß in un-
serer Gesellschaft steigern können, so
liegt das nicht zuletzt an den Medien
und den Profilierungsmöglichkeiten,
die vor allem die privaten Fernseh-
sender, aber manchmal auch einige
ARD-Sender und das ZDF diesen Grup-
pierungen geben. Die Situation von
Randgruppen ist selbstverständlich
grundsätzlich problematisch. 

Durch die Publizität aber hat man sich
darauf eingestellt, bei Problemen, die
die Jugend insgesamt betreffen, vom
Verhalten weniger auf das Verhalten
der Mehrzahl, wenn nicht gar aller Ju-
gendlichen, zu schließen.
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Betrachten Jugendliche Sendungen im
Fernsehen, in denen Probleme von
Heranwachsenden dargestellt werden,
so wird mancher Jugendliche Zweifel
bekommen, wer nun der „normale“
Altersgenosse ist, er oder der im Fern-
sehen dargestellte jugendliche Rand-
gruppenvertreter. Auch die Themenzu-
sammenstellung und deren Abhand-
lung ist meist so, daß man sich 
berechtigterweise die Frage stellt: In-
teressiert das die Jugend wirklich, und
werden die Themen entsprechend
dem Wunsch der großen Mehrheit der
Jugendlichen über den Sender ge-
bracht?

Manche Sendungen sind eine Art Ein-
stiegsveranstaltung zur Subkultur. Le-
benshilfe wird selten geboten. Meist
steht eher Verunsicherung am Ende
der Sendung. Es wird häufig beklagt,
daß viele Jugendliche den Rückzug ins
Private vornehmen. Der fehlende ak-
tive Beitrag für die Gesellschaft wird
leider zu häufig bei den meisten Ju-
gendlichen in Deutschland vermißt. Es
ist positiv zu bemerken, daß es jedoch
nur ein ganz kleiner Kreis von Jugend-
lichen ist, der sich gewalttätig gegen
Staat und Gesellschaft auflehnt. 

Aber andererseits ist auch festzustellen,
daß immer weniger Jugendliche sich
in den Jugendverbänden von Parteien,
Gewerkschaften und auch Kirchen, in
der studentischen Selbstverwaltung
oder in ähnlichen Institutionen aktiv
und langfristig für Staat und Gesell-
schaft engagieren. Es darf nicht uner-
wähnt bleiben, daß das Aussteigen aus
unserer Gesellschaft oder der Rückzug
ins Private um so interessanter ist, je
unattraktiver Staat und Gesellschaft in
den Medien dargestellt werden. Des-
halb sollten wir darauf achten, daß das

vorhandene Zerrbild von Staat, Gesell-
schaft und auch der Jugend in unseren
Massenmedien wieder in realistischer
Weise verändert wird. Wir dürfen es
nicht zulassen, daß die Mehrheit unter
den Jugendlichen zugunsten medien-
wirksam gesteuerter Krawallmacher im
Bild der Öffentlichkeit in die Ecke ge-
drängt wird. Schließlich haben die
Massenmedien die moralische Pflicht,
sich als Diener der Wirklichkeit und
nicht als Fälscher der Realität zu prä-
sentieren.

5. Sind wir den „elektronischen
Verführern“ schutzlos ausge-
liefert?

Zurückkommend auf die Ausgangs-
überlegungen ist die Frage zu stellen:
Ist der moderne, vom öffentlichen
Meinungsklima mehr und mehr ge-
steuerte Bürger den Bewußtseinsberie-
selungen der „elektronischen Verfüh-
rer“ schutzlos ausgeliefert? Nein! Die
Gegenstrategie lautet: Es muß gelin-
gen, freiheitliche Lösungsansätze zur
Gestaltung einer humanen Medien-
ordnung der Zukunft zu entwickeln
und diese gegen politisch und wirt-
schaftlich orientierte Meinungsmono-
pole stetig mehrheitsfähig zu erhalten.
Dabei sollten wir uns zu den Neuen
Medien und ihren Entwicklungsmög-
lichkeiten bekennen, trotz der Tat-
sache, daß es, wie zuvor erwähnt, in
diesem Bereich in den letzten Jahren
einige bedauernswerte Fehlentwick-
lungen gegeben hat.

Wir müssen die Herausforderung, die
die Neuen Medien an uns alle, vor al-
lem auch an die jungen Menschen
stellen, annehmen. Dabei ist die fort-
währende Diskussion um die Struktur
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der einzelnen Medien genauso wich-
tig, wie die Auseinandersetzung um die
Programminhalte. Die Politik kann
schließlich nur einen medienpoliti-
schen und medienrechtlichen Rahmen
bauen. Es ist wichtig, daß die Bürger
nicht kritiklos alles akzeptieren, was
von den Programm-Machern an Inhal-
ten auf den Bildschirm gebracht wird.
Ein Beispiel dazu: Als die Privatsender
in Deutschland sich Anfang der 90er
Jahre daran gemacht haben, sich in
der exzessiven Darstellung von Gewalt
und Sex gegenseitig zu überbieten, gab
es ungewohnt scharfe und nachhaltige
Proteste seitens der Zuschauer. Allein
der Verband der Bayerischen Land-
frauen, nicht unbedingt in erster 
Linie gefordert bei der Programmkritik,
engagierte sich in bemerkenswerter
Weise und sammelte 500.000 Unter-
schriften gegen Sex und Gewalt im
deutschen Fernsehen. 

Auch der Deutsche Frauenring hatte
Anfang 1998 darauf hingewiesen, wie
die Entwicklung in den Tagestalkshows
zunehmend zu Schmuddelthemen
und gar zu einer „Diskriminierung des
Menschenbildes“ geführt hat. Themen
wie „Wie werde ich ein Pornostar?“,
„Selbstzerstörung – ich hasse meinen
Körper“, „Mein Mann ist bi“ oder „Du
bist mir viel zu fett“ haben derart
zugenommen, daß auch von seiten
dieses Verbandes Proteststürme losbra-
chen. Diese publikumswirksam vorge-
tragenen Proteste waren letztendlich
so wirkungsvoll, daß sie zumindest die
Sender und deren Verantwortliche da-
zu brachten, Korrekturen vorzuneh-
men. 

Es wurde, analog zum Kinobereich
eine freiwillige Selbstkontrolle Fern-
sehen (FSF) gegründet, die bis heute

mehr als 3.000 Sendungen geprüft hat
und zwar vor der geplanten Ausstrah-
lung. 

Dieses Beispiel zeigt, daß Engagement
seitens der TV-Konsumenten durchaus
erfolgreich sein kann. Dabei sollte
nicht verkannt werden, daß die Reak-
tion auf das vorhandene Programm-
angebot allein nicht ausreicht. Die
Forderungen müssen sich z.B. auch
verstärkt auf eine aktive Medienerzie-
hung beziehen. Nur so kann es nach-
haltig gelingen, Kinder und Jugend-
liche zu kompetenten Mediennutzern
zu machen. Es ist sicherlich nicht nur
eine Aufgabe der politisch Verantwort-
lichen, aktiv dazu beizutragen, daß die
Informations- und Meinungsvielfalt,
insbesondere im Interesse der Genera-
tion von morgen, gesichert werden
kann. Der vielfach festzustellende Qua-
litätsverlust bei den Medienangeboten
sollte uns ebenfalls alarmieren. Es wä-
re schlimm, wenn die These zutreffen
sollte, daß Fernsehen in erster Linie
Spaß machen und Unterhaltung dar-
stellen soll. Frei nach dem Motto: Wer
sich bilden will und wer intelligent
sein will, soll Zeitung lesen.

Schließlich verlangte das ehemalige
Hauptmedium Zeitung dem Konsu-
menten, dem Leser nämlich, eine eige-
ne Leistung ab und ließ auch noch
Raum für subjektive Vorstellungen.
Dies hat sich gewandelt. Der Konsu-
ment von heute, der sich hauptsäch-
lich dem Fernsehangebot zuwendet, ist
überwältigt von der Perfektion. Er ist
begeistert von der Fernsehbotschaft,
von der er sich häufig zu unkritisch ge-
fangen nehmen läßt oder sich freiwil-
lig der TV-Berieselung aussetzt. Der
Philosoph Vittorio Hösle hat dies mit
folgenden Worten auf den Punkt ge-
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bracht: „Hörfunk, Fernsehen, Film –
die neuen Medien des 20. Jahrhun-
derts – führen tendenziell zu einer An-
alphabetisierung und erlauben eine
Aufputschung der Emotionen, die dem
geschriebenen Wort versagt ist.“

Bei einer derartigen Entwicklung müß-
te man sich schon im Hinblick auf die
Entwicklung im TV-Bereich die Frage
stellen: Was wäre Programmvielfalt bei
gleichzeitiger geistiger Verarmung?

6. Gibt es eine „Medienkultur“?

Es ist ganz offensichtlich, daß Medien
und Kultur eine enge Beziehung zu-
einander besitzen. Schließlich ist das
eine ohne das andere schwer denkbar.
Damit geistige Inhalte in unsere Köpfe
gelangen, bedarf es immer einer Sache
die dazwischengeschaltet diese Inhalte
überträgt: Das Medium. 

Quantitativ stehen dabei im menschli-
chen Alltag die Medien Fernsehen und
Hörfunk bei weitem im Vordergrund.
Sie prägen ganz wesentlich bereits das
Bewußtsein und die Vorstellungswelt
der Kinder. Darüber hinaus schaffen sie
den alltäglichen Gesprächsstoff, sie
streuen und steuern politische Sympa-
thie und letztendlich auch Ablehnung.
Ergo: Die Massenmedien beeinflussen
nachhaltig unser Bewußtsein.

Dabei erscheint es gerade in der heuti-
gen Zeit besonders wichtig, Freiheit
Vielfalt und Verantwortung im Bereich
der Medien zu bewahren und zu
sichern. Es ist zu befürchten, daß die
medienpolitische Debatte der letzten
zehn Jahre zu sehr unter den Aspekten
der Macht- und Geldverteilung sowie
der technischen Bewältigung der Pro-

bleme geführt wurde. Notwendig wäre
auch die ausführliche medienethische
Diskussion. Hörfunk, Fernsehen, Print-
medien … als Veranstaltungen? Dieses
Ansinnen bringt wahrscheinlich die
Medienverantwortlichen mehr zum
mitleidigen Lächeln als zum selbstkri-
tischen Nachdenken.

Die Einschaltquote ist nämlich häufig
das entscheidende Kriterium, das die
Verantwortlichen, vor allem der priva-
ten Sender, veranlaßt, Sendungen zu
„powern“ oder sie gnadenlos abzu-
setzen.

Auch für die werbetreibende Wirt-
schaft sind die täglichen Nutzungs-
daten eine ganz wichtige Planungshilfe
beim optimalen Einsatz ihres Werbe-
produkts. Reichweiten, Marktanteile
und Zuschauerstrukturen müssen
tatsächlich stimmen, wenn die Part-
nerschaft zwischen Programmverant-
wortlichen und Werbezeitenvermark-
ter auf Dauer Bestand haben soll. Nach
Angaben des Zentralverbandes der
deutschen Wirtschaft (ZAW) hat die
Wirtschaft in Deutschland 1998 rund
acht Milliarden Mark in direkter Ab-
hängigkeit von diesen Daten ins Wer-
befernsehen investiert. Nach den
Tageszeitungen ist damit das Privat-
fernsehen der zweitgrößte Werbeträger.
Es ist Tatsache, daß alle Sender zusam-
men täglich rund 27 Stunden Wer-
bung ausstrahlen. Erhebungen des
ZAW haben darüber hinaus ergeben,
daß alljährlich rund 1,5 Millionen
Spots über deutsche Bildschirme ge-
hen, in denen mehr als 3.200 Marken
beworben werden.

Der Journalist Hans-Jürgen Mahlwitz
hat dies in der medienkritischen Zeit-
schrift „tm“ des Vereins „Bürger fragen
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Journalisten vom August 1999 bezüg-
lich Werbung in den nachmittäglichen
Talkshows so formuliert: „… Als eine
Dame namens Molly sich mittags ge-
gen 13 Uhr als „dickste Hure Deutsch-
lands“ präsentierte, fand sinnigerweise
auch Tiefkühl-Verköstiger „Iglo“ dies
ein paar „Werbe-Märkchen“ wert. Und
wenn Hans Meiser das Nachmittags-
programm mit empirischen Erhebun-
gen über die angeblich unterschiedli-
che Penislänge schwarzer und weißer
Männer ausklingen läßt, will niemand
abseits stehen: Neben Hauptsponsor
„Pinimenthol“ wird Meisers Sechzehn-
Uhr-Talk unter anderem beworben von
„OBI“, „Mc Donalds“, „Nestle“, „Buer-
licithin“; natürlich ist auch „Du darfst“
dabei, und der Werbespot von „Land-
liebe“ verleiht dem Ganzen einen fast
schon romantischen Touch. Wenn
dann allerdings Birte Karalus zwischen
14 und 15 Uhr Pornodarstellerinnen
und Huren auf primitivstem Niveau
über Berufsspezifisches keifen und pö-
beln läßt, hört beim Blick auf die be-
gleitende Werbung endgültig der Spaß
auf. Firmen wie „Disney Videos“ oder
„Ravensburger“ sollten sich wohl doch
etwas sorgfältiger über das Umfeld ih-
rer Aktivitäten informieren.“

Es reicht nicht, darauf hinzuweisen,
man könne über Geschmack schwer
streiten. Denn es sollte zweifelsfrei fest-
stehen: Die Zukunft von Staat und Ge-

sellschaft hängt ganz entscheidend
von der Übereinstimmung der Bürger
über gewisse Grundwerte ab, die auch
von Generation zu Generation vermit-
telt werden müssen. Darum sollte es
Grundkonsens unter zivilisierten Men-
schen sein, daß in den Medien nicht
gegen die Grundwerte der Personen-
würde, der Freiheit und der Mit-
menschlichkeit verstoßen werden darf.
Daß bei der Programmgestaltung das
breite Spektrum der pluralistischen Ge-
sellschaft zu berücksichtigen ist, sollte
unumstritten sein. Genauso sollte fest-
stehen, daß dem Bedürfnis der Men-
schen nach Information, aber auch
nach Unterhaltung Rechnung zu tra-
gen ist. Die vorher bereits kritisierte
Vermehrung von Gewalt und Bruta-
lität im deutschen Fernsehprogramm-
angebot hat sicherlich dazu beige-
tragen, daß viele Bürger die medien-
ethische Diskussion als überfällig
betrachten.

Jetzt ist es höchste Zeit, sich intensiv in
die Diskussion um ethische Grund-
sätze in den Programmen der Massen-
medien einzumischen. Wer sich jetzt
heraushält, verliert weitgehend das
moralische Recht, sich später darüber
zu beklagen, weil die Dinge sich anders
entwickelt haben. Wer sich jetzt kritik-
los „berieseln“ läßt, sollte morgen
nicht kommen, und zum generellen
Sturm auf die Medien blasen wollen. 
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1. Einführung

Zehn Jahre sind seit der weltpoliti-
schen Zeitenwende vergangen, die im
Fall der Berliner Mauer ihren symbo-
lischen Höhepunkt fand. Das Ende der
Bipolarität und des Ost-West-Konflikts
veränderten die politische Landkarte. 

Die Weltöffentlichkeit erlebte den Zer-
fall der Sowjetunion, das Entstehen
zahlreicher neuer Staaten im Osten
Europas, den Ausbruch neuer ethni-
scher Konflikte, etwa auf dem Balkan.
Besonderes Interesse fand rund um
den Globus die Vereinigung der beiden
deutschen Staaten. Das Zusammen-
wachsen zweier unterschiedlicher poli-
tischer, ökonomischer, sozialer Syste-
me, auch divergierender Mentalitäten,
warf nicht nur unter den Anrainern
Deutschlands viele Fragen auf.

Die Deutsche Welle (DW), der Aus-
landsrundfunk der Bundesrepublik
Deutschland, hat diese Dekade des
Wandels mit ihren Radio- und Fern-
sehprogrammen intensiv begleitet. 

Mit der Wiedervereinigung ist das wirt-
schaftliche und politische Potential
Deutschlands gewachsen, und auch in
der europäischen Politik spielt unser
Land seither eine größere Rolle. Ent-
sprechendes Gewicht erhält eine wirk-
samere Vermittlung des Deutschland-
bildes. Hier ist die DW als „Stimme
Deutschlands in der Welt“ gefordert.
Die Welt will mehr über dieses Land
im Herzen Europas wissen, das ein
Scharnier zwischen den westlichen
und östlichen Staaten des Kontinents
bildet. Die Produkte der Exportnation
Deutschland sind weltweit präsent.
Doch über Gesellschaft, Kultur, Wirt-
schaft und Wissenschaft bestehen
vielerorts Informationsdefizite. Hinzu
kommt: Auch am Ausgang des Jahr-
hunderts ist das Deutschland-Bild im
Ausland wesentlich beeinflußt durch 

� die Zäsur der zwölf Jahre national-
sozialischer Diktatur, 

� die Entfesselung des Zweiten Welt-
krieges und 

� die Vernichtung der europäischen
Juden. 

Total global oder teutonisch
provinziell?

Zur Rolle der Deutschen Welle 
für die mediale Außenrepräsentanz

Deutschlands

Dieter Weirich
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Immer wieder holen uns die Schatten
der Historie aufgrund tagesaktueller
Ereignisse wieder ein. Ein leistungs-
fähiger Auslandsrundfunk trägt des-
wegen in nicht zu unterschätzendem
Maß zur internationalen Bewußtseins-
bildung für und über Deutschland bei.
Daß der Auslandsrundfunk auch nach
dem Ende des Ost-West-Konflikts, trotz
Globalisierung und der Veränderungen
der internationalen Medienmärkte
durch Digitalisierung und Deregulie-
rung nach wie vor seine Legitimation
hat, zeigen die Ereignisse in Jugosla-
wien. Die Deutsche Welle hält hier in
allen Balkansprachen alternative Infor-
mationsangebote zu den staatlich kon-
trollierten Medien bereit und ist in der
Lage, diese – falls erforderlich – flexibel
auszubauen.

Der gesetzliche Auftrag der DW lautet:
mit Radio- und Fernsehprogrammen
in Deutsch und Fremdsprachen dem
Ausland ein umfassendes Bild des po-
litischen, kulturellen und wirtschaft-
lichen Lebens in Deutschland zu
vermitteln und die deutschen Auffas-
sungen zu wichtigen Fragen darzustel-
len und zu erläutern. Damit leistet die
DW einen wichtigen Beitrag zur me-
dialen Außenrepräsentanz Deutsch-
lands. Der publizistische Auftrag der
DW entspricht der gewachsenen Be-
deutung und Verantwortung unseres
Landes nach der Wiedervereinigung. 

Für Germanophile und Europhile in
aller Welt, insbesondere Entschei-
dungsträger in Politik und Wirtschaft,
ist die DW mit ihrem vielfältigen
Programmangebot der Informations-
Dienstleister aus Deutschland. Tradi-
tionell zählen ferner zeitweise oder
dauerhaft im Ausland lebende Deut-
sche zu den Zielgruppen der DW. 

1953 gegründet, gehört die DW mit
BBC, Voice of America und Radio
France Internationale heute zu den
bedeutendsten Auslandssendern der
Welt. 

� DW-radio, 
� DW-tv und 
� DW-online,

das sind die drei medialen Säulen 
des Programmunternehmens Deutsche
Welle.

In deregulierten und liberalisierten
Informationsmärkten setzt die DW 
auf Satellitenradio, Fernsehen und Re-
broadcasting. In Staaten mit unter-
entwickelter medientechnischer Infra-
struktur oder eingeschränkter Informa-
tionsfreiheit ist die Kurzwelle nach wie
vor eine wichtige, häufig die einzige
Transportschiene für die DW-Program-
me. Die fortschreitende Digitalisie-
rung des Mediensektors erlaubt es dem
deutschen Auslandsrundfunk, mit sei-
nen Radio- und Fernsehprogrammen
preisgünstig die Welt zu erreichen und
bietet die erhöhte Chance, in Kabel-
netze eingespeist zu werden.

2. Kahlschlag oder 
intelligente Konzepte?

In der Koalitionsvereinbarung vom 
20. Oktober 1998 hatten sich die Re-
gierungsparteien auf eine „Reform der
medialen Außenrepräsentanz“ verstän-
digt. 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für
Kultur und Medien, Staatsminister
Michael Naumann, gab Anfang De-
zember im Bundestag bekannt, die Ef-
fektivität einiger Medien, die mit der
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Selbstdarstellung Deutschlands befaßt
sind, zu überprüfen. Dazu zähle selbst-
verständlich auch die Deutsche Welle. 

Ein Reformkonzept für die gesamte
auswärtige Medien- und Kulturarbeit,
die der Bundeskanzler in seiner Re-
gierungserklärung vom 10. November
1998 zu stärken und auszubauen an-
kündigte, hat die Bundesregierung bis-
lang nicht vorgelegt. Statt dessen wur-
den der Deutschen Welle als einem der
bedeutendsten Mittler auswärtiger Me-
dien- und Kulturpolitik in das laufen-
de Haushaltsjahr 1999 hinein Kürzun-
gen von 30 Millionen Mark auferlegt.
Diese Kahlschlagpolitik wird sich in
den kommenden Jahren fortsetzen.
Einer bis 2003 reichenden mittelfristi-
gen Finanzplanung zufolge wird der
Haushalt der Deutschen Welle weiter
dramatisch sinken. 2001 soll die Deut-
sche Welle 563 Millionen Mark erhal-
ten, im Folgejahr 556 Millionen Mark,
2003 schließlich 546 Millionen Mark.
Bereits 1999 liegt der DW-Etat um 
16 Millionen Mark niedriger als der
von 1994. Im Vergleichszeitraum er-
zielten ARD und ZDF durch Gebühren
eine Steigerung der Einnahmen um 
30%.

Mit den Bonner Etatansätzen für die
kommenden Jahre trägt die DW die
Hauptlast der Sparmaßnahmen im Be-
reich des Staatsministers für Kultur
und Medien. Damit ist klar: Auslands-
rundfunk als politische Schwerpunkt-
aufgabe wird abgelehnt. Teutonischer
Provinzialismus in der medialen Außen-
darstellung Deutschlands wird die
zwangsläufige Folge sein. Neue Kultur-
subventionen im Inland mit Streich-
konzerten bei der Außendarstellung zu
erkaufen, ist eine falsche Politik. Wenn
es nicht gelingt, in den kommenden

parlamentarischen Beratungen eine
Korrektur der Sparbeschlüsse zu errei-
chen, droht die Deutsche Welle im in-
ternationalen Wettbewerb weit zurück-
zufallen. Denn drastische Einschnitte
in die Programme werden die unaus-
weichliche Folge sein.

3. Der Start in eine neue Ära:
DW-tv

1992 startete die Deutsche Welle ein
aktuelles Auslandsfernsehen via Sa-
tellit. Fernsehen gilt vielen als das be-
deutendste kulturelle, gesellschafts-
politische und ästhetische Medium 
der Gegenwart. Zumindest in den 
entwickelten Staaten ist Fernsehen
heute neben der Unterhaltungsfunk-
tion in der Informationsvermittlung
die „Nummer Eins“. So weisen 90%
der Studien der DW-Medienforschung
in den vergangenen eineinhalb Jahren
erheblich höhere Akzeptanz für DW-tv
als für DW-radio aus. Der Stellenwert
von Auslandsfernsehen und die daraus
abgeleiteten Konsequenzen werden in
der deutschen Innenpolitik – auch
darüber hinaus – jedoch noch nicht
wahrgenommen. Die Bedeutung von
„Krisenradio“ für Staaten mit einge-
schränkter oder unterdrückter Presse-
und Informationsfreiheit bedarf keiner
Erläuterung. Beim Fernsehen sieht dies
anders aus. Ein Grund ist sicherlich
fehlende Einsicht in den „Value“, den
unmittelbaren Nutzen von DW-tv, zu-
mal das für das Ausland produzierte
Programm hierzulande nur von einer
verschwindenden Minderheit gesehen
wird. 

Es ist kein Zufall, daß zeitweise in
Übersee lebende Landsleute die Rele-
vanz deutschen Auslandsfernsehens
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am ehesten erkennen. Ein Zuschauer
von DW-tv schrieb nach einem sechs-
monatigen Argentinien-Aufenthalt:
„Ich war immer bestens informiert
und in jeder Hinsicht auf ‘Ballhöhe’.
Kompetente Berichte und aktuelle
Nachrichten klar und kompakt formu-
liert.“ In Argentinien habe er gelernt,
„daß eine gute und umfangreiche Be-
richterstattung über die Geschehnisse
in der Welt nicht selbstverständlich ist.
So sind die Nachrichten Argentiniens
nur auf den ‘Mercosur’ ausgelegt und
Europa, Asien und die USA werden nur
am Rande erwähnt.“ Und aus Tobago,
Trinidad, wandte sich ein deutsches
Ehepaar in einem Brief an DW-tv: „Aus
unserer Sicht werden Sie Ihrer Aufga-
benstellung als Informationsmedium
absolut gerecht. Das Programmschema
(TV) ist bestens geeignet, die neuesten
Nachrichten sowie wichtige und ak-
tuelle Informationen kurzfristig zu
übermitteln.“ Eine Einschätzung, die
in Deutschland nicht überall Zustim-
mung findet. 

In den vergangenen Monaten hat es
heftige Auseinandersetzungen über
Sinn und Legitimität eines deutschen
Auslandsfernsehens gegeben. Ein Aus-
löser war im Dezember 1998 der zwei-
felhafte „Bericht“ eines Solinger Insti-
tuts über das Programm von DW-tv in
Asien. Ein Papier, in dem es von sach-
lichen und methodischen Fehlern nur
so wimmelte, dem jeglicher Anspruch
auf Wissenschaftlichkeit fehlte und 
das fragwürdige Medien-Ideologien aus
den siebziger Jahren fröhliche Urstän-
de feiern ließ. In Auftrag gegeben hat-
ten den Bericht die Heinrich-Böll-Stif-
tung und die Asien-Stiftung in Essen.
Finanziert wurde der Bericht aus Mit-
teln des Auswärtigen Amtes, aus Steu-
ergeldern also.

Während das britische Auslandsfern-
sehen auf Expansionskurs ist, Frank-
reich ein neues Konzept zur Verstär-
kung seiner audiovisuellen Außen-
repräsentanz entwickelt, ertönen in
Deutschland Rufe aus dem „medien-
politischen Tal der Ahnungslosen“,
Auslandsfernsehen ganz einzustellen.
Ein Verlangen, das von Fachleuten im
In- und Ausland nur belächelt wird: Ei-
ne umfassende, Radio und Fernsehen
einschließende Außendarstellung ist
für die meisten Staaten bare Selbstver-
ständlichkeit.

4. Neupositionierung von DW-tv
im „Format Information“

Als die Verfasser des „Asien-Berichts“
mit ihrem Werk an die Öffentlichkeit
traten, stand die Neupositionierung
des deutschen Auslandsfernsehens
kurz bevor. DW-tv konzentriert sich
seit Anfang 1999 – nicht zuletzt als
Konsequenz des geringeren Budgets –
ausschließlich auf Nachrichten, Ma-
gazine und Dokumentationen und
verzichtet auf Unterhaltungsschienen.
Mit dieser Veränderung des Pro-
grammformats hat sich DW-tv als In-
formationssender etabliert. Dies war
ein konsequenter Schritt, um das Pro-
gramm mit einem unverwechselbaren
Profil auf den internationalen Medien-
märkten unter Wettbewerbsbedingun-
gen zu positionieren. Mit dem „Format
Information“ präsentiert sich DW-tv
als Marke, klar strukturiert mit einem
Maximum an Wiedererkennbarkeit
und Information. Damit erfüllt DW-tv
den Kern des gesetzlichen Programm-
auftrags.

DW-tv liefert seinen Zuschauern 
rund um die Uhr Informationen aus
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Deutschland und dem sich vereinen-
den Europa. Kern des Programms sind
Nachrichten jeweils zur vollen Stunde
im JOURNAL und zur halben Stunde
ein Magazin oder eine Dokumenta-
tion. Die Sendesprachen Deutsch und
Englisch wechseln stündlich. Für Euro-
pa sowie Nord-, Mittel- und Südame-
rika ersetzen täglich zwei Stunden
Spanisch das englische bzw. deutsche
Angebot. Alle Sendungen werden in
einem einheitlichen Format von ma-
ximal 30 Minuten ausgestrahlt. Dies
erleichtert unter anderem die Über-
nahme durch ausländische Rebroad-
castingpartner. 

Hintergrundinformation und erläutern-
de Berichterstattung stehen bei DW-tv
im Vordergrund, so daß gerade Zu-
schauer auf anderen Kontinenten die
Ereignisse in Deutschland und Europa
verstehen und einordnen können.

Die elektronischen Medien haben sich
in den deregulierten und liberalisierten
Gesellschaften vervielfacht. 

Die fortschreitende Digitalisierung im
TV-Bereich wird zur Folge haben, daß
die Zuschauer aus einer inflationären
Zahl an TV-Kanälen wählen können.
Mit dem Programmkonzept der Kon-
zentration auf das „Format Informa-
tion“ stellt sich DW-tv dieser Entwick-
lung. 

Aber auch mit einer intelligenten
Kombination aller technischen Op-
tionen der Programmverbreitung: im
Zuge aktiven Kommunikations- und
Frequenzmanagements, Satellitendi-
rektempfang, Kabeleinspeisung, Re-
broadcasting und Transkription, künf-
tig vielleicht auch digitales Pay-TV und
Web-TV.

5. Projekt „gemeinsames
Auslandsfernsehen“ 
mit ARD und ZDF

Zu den Zukunftsstrategien der Deut-
schen Welle gehört die Schaffung einer
global wirkenden deutschen Medien-
Allianz mit ARD und ZDF. Sie würde
ein weltweit empfangbares, informa-
tionsorientiertes Satellitenprogramm
mit erhöhter Anziehungskraft ermög-
lichen, das der wachsenden Dominanz
anglo-amerikanischer Sichtweisen in
der internationalen medialen Öffent-
lichkeit begegnen könnte. Ziel der
vom DW-Intendanten gestarteten Ini-
tiative ist es, die besten Programm-
inhalte aus Deutschland zu bündeln
und unter einem gemeinsamen Dach
anzubieten. Um die Akzeptanz bei
Zuschauern und Rebroadcastern zu 
erhöhen, ist die Trennung in ein 
24-stündiges deutschsprachiges sowie 
einen digitalen Fremdsprachenkanal. 

Seit Sommer 1998 prüfte eine Arbeits-
gruppe von ARD, ZDF und DW, in
welcher Form und unter welchen
strukturellen, rechtlichen und wirt-
schaftlichen Bedingungen ein gemein-
sames deutschsprachiges Auslands-
fernsehprogramm gestaltet werden
könnte. Im Juni 1999 legte sie ihren
Abschlußbericht vor, der nun von den
Verantwortlichen zu beraten ist. 

Bei dem Projekt gab es eine Reihe
schwieriger rechtlicher Probleme zu
bedenken, angefangen von lizenz-
rechtlichen bis zu tarifvertraglichen
Problemen. Neben der Frage, wie ARD
und ZDF an den Programmentschei-
dungen beteiligt werden können,
spielte die Finanzierung eines solchen
Gemeinschaftsprojektes eine zentrale
Rolle. Der Rundfunkgebühren-Staats-
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vertrag erschwert nämlich eine Finan-
zierung von Rundfunkaufgaben, die
nicht zur klassischen Inlandsversor-
gung gehören.

Einigkeit besteht, daß ein gemein-
schaftliches deutschsprachiges Aus-
landsfernsehprogramm in bezug auf
die Programmqualität eine Visitenkar-
te des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks in Deutschland sein sollte. Ein
solches Programm, das nicht notwen-
digerweise weltweit frei empfangbar
sein müßte, könnte sich auch über die
Verbreitung in digitalen Plattformen
als Pay-tv-Angebot zumindest teilweise
refinanzieren. Mit einem solchen 24-
stündigen TV-Programm würde jeden-
falls die Deutsch sprechende Zielgrup-
pe weltweit besser angesprochen.

Ausländische Zuschauer müssen dage-
gen mit einem auf ihre spezifischen
Bedürfnisse abgestimmten Programm
und im Idealfall in ihrer Sprache be-
dient werden. Für ein deutschsprachi-
ges Publikum konzipierte Programme
sind für einen ausländischen Zuschau-
er ohne eine textliche und bildliche
Bearbeitung meistens nicht verständ-
lich. Die DW hat durch langjährige Ar-
beit der Fernsehtranskription für die
TransTel GmbH reichlich Erfahrungen
gesammelt, welche Programme in wel-
cher Aufbereitung sich eignen, um den
Programmauftrag zu transportieren
und gleichzeitig auch vom ausländi-
schen Zuschauer akzeptiert zu werden.

Durch eine enge Abstimmung zwi-
schen deutsch- und fremdsprachigem
Programm kann zudem eine optimale
Kosten-Nutzen-Relation erreicht wer-
den. Mit diesen beiden Säulen wird es
gelingen, für beide Zielgruppen ein
umfassendes Deutschlandbild über

den Kernauftrag Information hinaus
weltweit zu verbreiten.

Die Realisierung dieses Konzepts ist
nach den dramatischen Einschnitten
in den DW-Etat fraglich. Denn klar ist,
daß ein gemeinsames Auslandsfern-
sehen mit ARD und ZDF nicht billiger,
sondern teurer wird. Daher gehört eine
vernünftige Bund-Länder-Vereinba-
rung für ein wirksames Auslands-
fernsehen möglichst schnell auf die
Agenda der Bundesregierung sowie der
Ministerpräsidenten.

6. DW-radio als „internationale
Medienfeuerwehr“

Die Anpassung von Programmen an
die veränderten Rahmenbedingungen
auf den Medienmärkten der Welt voll-
zog die DW auch im Hörfunkbereich.
So wurde das Deutsche Programm von
DW-radio bereits Anfang 1998 umfas-
send reformiert. Seither wird es in Vier-
Stunden-Blöcken rund um die Uhr
ausgestrahlt. Ziel der Reform war es,
das Profil als 24-stündiges, weltweit
präsentes Informationsprogramm aus
Deutschland schärfer zu akzentuieren
und publikumsgerechter zu gestalten. 

Aus den Regionen, über die Regionen,
für die Regionen – das ist die eine
Maxime der 34 Fremdsprachenpro-
gramme von DW-radio. Die andere:
Umfassend über Deutschland und den
europäischen Einigungsprozeß zu
informieren. Diese „europäische Aus-
richtung“ ist die Marktnische, in der
sich DW-radio/Fremdsprachen gegen
die Konkurrenz anderer internationa-
ler Broadcaster behaupten will. Das
breite Spektrum an Nachrichten, Ana-
lysen und Hintergrundinformationen
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– insgesamt mehr als 60 Stunden täg-
lich – gibt Hörern weltweit Gelegen-
heit, sich ihre Meinung selbst und frei
von staatlicher Bevormundung zu
bilden. 

In weiten Teilen der Welt ist es näm-
lich traurige Realität: Staaten, die ihren
Bürgern die uneingeschränkte Wahr-
nehmung aller demokratischen Frei-
heiten garantieren, sind eher Inseln
auf unserem Globus. In Diktaturen
und autoritären Regimen, in Bürger-
kriegsländern und politischen Krisen-
regionen sind massive und systemati-
sche Pressionen gegen unabhängigen,
kritischen Journalismus Alltag. Der Ka-
talog der Medienunterdrückung reicht
von Zensurmaßnahmen bis hin zu In-
haftierungen und Morden an Journali-
sten. „Censorship by killing“ lautet
eine deprimierende Erfahrung aus den
vergangenen Jahren auf dem Balkan. 

Zwei Drittel der Weltbevölkerung
leben ohne die Möglichkeit, sich über
eine freie Presse zu informieren und
sich so eine unabhängige Meinung zu
bilden. Ihnen bieten Auslandssender
wie die Deutsche Welle das, was ihnen
im eigenen Land vorenthalten wird: 

� umfassende, 
� ausgewogene und vor allem 
� glaubwürdige

Nachrichten. Mit diesem Beitrag zur
Überwindung staatlicher Informa-
tionsmonopole geben wir den nach-
richtenhungrigen Menschen ein Stück
Demokratie. Die Deutsche Welle leistet
mit ihren vielfältigen Aktivitäten als
„internationale Medienfeuerwehr“
einen wichtigen Beitrag zu einer unab-
hängigen Meinungsbildung.
Kürzungen des Budgets, wie sie die

DW derzeit erlebt, gefährden ihren
Auftrag und sind auch mit der im
Deutsche Welle-Gesetz enthaltenen
Finanzierungsgarantie nicht zu verein-
baren. Eine angemessene Finanzaus-
stattung der Deutschen Welle ist uner-
läßlich, damit in und für die Kriegs-
und Krisenregionen der Welt aus deut-
scher Sicht berichtet werden kann. Un-
sere Programme dienen nicht zuletzt
der Prävention. „Krisenprävention ist
Kostenprävention“, betonte Außenmi-
nister Joschka Fischer am 
10. Juni 1999. Kriege und Konflikte be-
ginnen in den Köpfen der Menschen,
werden durch einseitige Informatio-
nen und Stimmungsmache vorberei-
tet. Investitionen in die DW sind also
gut angelegt.

7. Kongeniale Ergänzung: 
DW-online

Eine Welt, die Schritt für Schritt zu
einem „globalen Dorf“ zusammen-
wächst, hat sich mit dem Internet das
adäquate Medium geschaffen, weltweit
zu kommunizieren. Die Präsenz im 
Internet ist für die DW ein wichtiger
Wettbewerbsfaktor. Als international
operierendes Programmunternehmen
ist dieses Medium die kongeniale 
Ergänzung zum Radio- und Fernseh-
Angebot. Vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Konvergenz der Medien
hat die DW damit wichtige Vorausset-
zungen geschaffen, ihren Programm-
auftrag auch im 21. Jahrhundert zu 
erfüllen. 

Die Info-Autobahn „Internet“ bietet
neue Chancen zur Vermittlung des
Deutschlandbildes. Gibt sie doch
Usern die Möglichkeit, in ihrer eige-
nen Sprache – ob Russisch, Kisuaheli
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oder Urdu – mit der DW zu kommuni-
zieren. Kenntnisse der das Internet do-
minierenden englischen Sprache sind
nicht erforderlich, um DW-online zu
nutzen. Mit dieser Strategie liegt der
deutsche Auslandsrundfunk richtig.
Das zeigt die Vielzahl von E-Mails, die
uns täglich erreichen.

User rund um den Globus finden bei
DW-online Informationen zu den
Programmen und den Machern von
DW-tv und DW-radio, darüber hinaus
Nachrichten und Hintergrundinfor-
mationen in Text und Wort. Derzeit
können Nachrichten in zwei Dutzend
Fremdsprachen abgerufen oder per
Mausklick bestellt werden. Mit weiter-
gehenden Textinformationen sowie
Real-Audio-Files in 35 Sprachen ver-
fügt die DW über eine einzigartige
Fremdsprachenkompetenz und das
umfangreichste Internet-Angebot aller
international operierenden Rundfunk-
sender. In seiner Vielfalt stellt dieser
Service ein Forum dar für all jene in
der Welt, die sich für Deutschland im
zusammenwachsenden Europa interes-
sieren. 

Einen wichtigen Beitrag leistet DW-on-
line durch die Einspeisung der Sprach-
kurse von DW-radio ins Netz auf dem
Gebiet der Sprachförderung. Damit
sind die Türen zu den virtuellen Klas-
senzimmern der DW rund um die Uhr
geöffnet. Deutschlernende auf allen
Kontinenten können sich das Lehr-
buch kostenlos aus dem Netz herun-
terladen und jede Folge eines Sprach-
kurses hören, wann, wo und wie oft sie
es wollen. In einer Zeit, in der auf-
grund rigoroser Sparpolitik der Bun-
desregierung DAAD-Lektorate abge-
baut und Goethe-Institute geschlossen
werden müssen, stellt die Präsenz von

DW-Sprachkursen bei DW-online eine
nicht zu unterschätzende Alternative
für Deutschlernende in den betroffe-
nen Ländern und Regionen dar.

8. Konsequente Modernisierung
als Zukunftssicherung

Um angesichts dieser Konkurrenz 
auf den internationalen Medienmärk-
ten auch jenseits der Schwelle zum 
21. Jahrhundert voll leistungs- und
wettbewerbsfähig zu sein, baut die
Deutsche Welle auf umfassende Mo-
dernisierung und den Einsatz mo-
dernster Informations- und Kom-
munikationstechnologien.

In den vergangenen Jahren hat sie 
eine in der deutschen öffentlich-recht-
lichen Rundfunklandschaft einzigar-
tige Unternehmensreform realisiert.
Mehr als 20% des Personals wurden
seit 1994 sozialverträglich abgebaut,
Hierarchien verflacht, die programm-
liche Leistungen trotz stagnierenden
Etats gesteigert und ein Kurs der Krea-
tivität und Produktivität gefahren.

Herzstück der Modernisierung der DW
ist jedoch die Strategie der Digitalisie-
rung. In den Bereichen Produktion
und Ausstrahlung von DW-tv und
DW-radio befindet sich der deutsche
Auslandsrundfunk auf dem Weg in die
digitale Zukunft. 

Digitale Satellitenkonzepte und die
Volldigitalisierung der Produktions-
techniken sind wichtige Etappen hin zu
einem leistungsfähigen, global präsen-
ten Programmunternehmen. Außerdem
erschließt der Einsatz digitaler Produk-
tions- und Übertragungstechnik erheb-
liche Rationalisierungspotentiale.
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Mit der Digitalisierung von Programm
und Produktion bei DW-tv und DW-
radio ist eng die Verbreitung der Sen-
dungen über digitale Satellitenkanäle
verknüpft. Im asiatisch-pazifischen
Raum sind DW-Programme über ASIA-
SAT 2, in Afrika über INTELSAT 707
und auf dem amerikanischen Konti-
nent über PAS-5 digital präsent. Via
HOTBIRD 5 wird DW-tv sowohl ana-
log als auch digital nach Europa und
Nahost übertragen. 

Die Ausleuchtzone von ASIASAT 2 um-
faßt 53 Länder, in denen zwei Drittel
der Weltbevölkerung leben. Um sich
auf dem von anglo-amerikanischen
Medien dominierten asiatischen In-
formationsmarkt plazieren zu können,
hat die DW zusammen mit einer
Gruppe führender europäischer Fern-
sehanbieter auf dem Satelliten ASIA-

SAT 2 ein „Europäisches Bouquet“ ge-
schnürt. Zuschauer in ganz Asien kön-
nen damit fünf 24-Stunden-Fernseh-
programme in Deutsch, Englisch,
Französisch, Italienisch und Spanisch
sehen. Zusätzlich zu dem TV-Angebot
werden zahlreiche Hörfunkprogramme
übertragen, darunter solche von DW-
radio. 

Die Konzentration europäischer Pro-
grammanbieter auf diesem Satelliten
ermöglicht es Hörern, Zuschauern, Re-
broadcasting-Partnern, Kabelnetzbe-
treibern, Hotels und lokalen Radio-
und Fernsehstationen, die Programme
des „Europäischen Bouquets“ vom sel-
ben Transponder und mit der gleichen
Technik zu empfangen. Mit anderen
europäischen Partnern erwägt die DW
die Schaffung eines weiteren Bouquets
für Afrika.
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Nach einem rasanten wirtschaftlichen
Aufschwung und einem ebenso harten
ökonomischen Rückschlag gewinnen
die asiatischen Länder wieder zuneh-
mend an Boden im globalen System
der Weltwirtschaft. Diese erneute An-
deutung eines Wirtschaftsbooms geht
einher mit einer prinzipiell weiteren
Liberalisierung der politischen Ver-
hältnisse und einer anwachsenden
Zusammenarbeit der immer noch
höchst unterschiedlichen Staatssyste-
me und Ideologien der Region. Die
Spanne reicht dabei von westlichen
Demokratien britischer oder amerika-
nischer Prägung über Militärdiktaturen
bis hin zu postsozialistischen und post-
kommunistischen Systemen. Nicht zu
unterschätzen ist bei der Betrachtung
der politischen, gesellschaftlichen und
sozialen Verhältnisse auch der Einfluß
des Islams auf gewichtige Staaten der
Region; so verfolgen Malaysia, Indone-
sien und Brunei Formen der Islamisie-
rung ihrer staatlichen Ordnung.

Im Zusammenhang mit dem Wieder-
eintritt Asiens in das wirtschaftliche

und politische Weltgefüge spielt die
„Association of Southeast Asian Na-
tions“ (ASEAN) eine immer größere
Rolle.

1. ASEAN: Vom antikommunis-
tischen Bündnis zur gemein-
samen Plattform

Die Organisation ASEAN, ursprünglich
als ein Relikt des Kalten Krieges 1967
in Bangkok auf Drängen der USA von
den westlich inspirierten Staaten Thai-
land, Indonesien, Malaysia, Philippi-
nen und Singapur gegen den aufkei-
menden Kommunismus gegründet,
veränderte nach dem Ende des Viet-
nam-Krieges und der Stabilisierung der
politischen Verhältnisse in der Region
mit der Aufnahme von Brunei (1984),
Vietnam (1995), Myanmar (1997),
Laos (1997) und Kambodscha (1998)
ihr Gesicht. Vor allem seit dem dritten
ASEAN-Gipfel 1987 in Manila dient die
Vereinigung zunehmend als Plattform
für eine gemeinsame Wirtschafts- und
Sicherheitspolitik.

Problem unabhängiger 
Journalismus in ASEAN

Medienzensur kontra Medienfreiheit:
Der steile, weite und steinige Weg zur

Freiheit der Medien von staatlicher
und privater Bevormundung

Otto Altendorfer
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Auf der Basis der „Manila Declaration“
begannen die ASEAN-Staaten mit der
vorsichtigen Öffnung ihrer Märkte.
1993 auf dem Gipfel in Singapur wur-
de die Einrichtung einer „ASEAN Free
Trade Area“ (AFTA) innerhalb eines 15-
Jahres-Zeitraums beschlossen. Die Staa-
ten reagierten damit auf den damals
avisierten gemeinsamen europäischen
Markt ohne nationale Grenzen sowie
auf die Etablierung der „North Ameri-
ca Free Trade Area“ (NAFTA).

Mit der Installierung von AFTA wurde
der Weg frei für verschiedene weitere
gemeinsame Projekte der asiatischen
Länder. Bis 2010 werden auf der
Grundlage einer „ASEAN Investment
Area“ (AIA) Handel und Dienstleistung
in jedem Mitgliedsland liberalisiert
und gegeneinander geöffnet. Zur För-
derung der Sicherheit in der Region
mit ihren 500 Millionen Menschen
dient das 1994 eingerichtete „ASEAN
Regional Forum“ (ARF).

Neben den großen und globalen The-
men erkennen die asiatischen Macht-
haber auch zunehmend die Bedeutung
der Medien. Die Frage nach dem Um-
gang mit ihnen, ihren Spielräumen
und der Ausbildung von Journalisten
spielt eine wachsende Rolle im ASEAN-
Kooperationsprozeß.

2. Asiatisches Mediensystem
nach Vorbild der Kolonial-
regimes

Das Mediensystem der asiatischen
Staaten ist geprägt von den jeweiligen
Kolonialherren. Sie installierten die
Printmedien und Rundfunktechnolo-
gien vorwiegend aus zwei Gründen in
ihrem Kolonialgebiet. 

� Zum einen wurden sie benötigt zur
Machtabsicherung und zur Steue-
rung der Menschen und Strukturen. 

� Zum anderen dienten die Medien
zur Durchsetzung der kolonialen
Christianisierung.

Medien nutzen aber nicht nur den
kolonialen Machtstrukturen, sondern
auch den ersten Kämpfern gegen die
Kolonialherrschaft. Ghandi und Nehru
in Indien, Jinnah in Pakistan, Sukarno
in Indonesien und Abdul Rahman in
Malaysia bedienten sich ihrer zur
Durchsetzung von kolonialer Freiheit
und staatlicher Unabhängigkeit.

Die postkolonialen ASEAN-Staaten
sind zwar in ihren politischen und
kulturellen Strukturen höchst ver-
schieden, die medialen Verhältnisse
gleichen sich jedoch. Gemeinsam ist
allen Staaten, daß die Medien vorwie-
gend als Werkzeug zur Durchsetzung
der politischen und gesellschaftlichen
Ziele gesehen werden. Drakonische
Gesetze sorgen dafür, daß die Medien
nicht aus dem Ruder laufen. Begründet
wird diese Aufsicht über Presse und
Rundfunk mit der Bewahrung der un-
terschiedlichen ethnischen gesell-
schaftlichen Zusammensetzung, der
Abschirmung unerwünschter west-
licher Einflüsse und der Aufrechter-
haltung guter Nachbarschaften.

Staaten mit betont britischer Tradition
– Malaysia, Singapur und Brunei – 
halten nach wie vor an gesetzlichen
Presserepressalien fest, die vor dem
Hintergrund kommunistischer Infiltra-
tion in den 50er und 60er Jahren erlas-
sen wurden. In medienfreundlicheren,
von amerikanischen Einflüssen domi-
nierten Ländern wie den Philippinen
und Thailand, sind die Medien viel-
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fach in der Hand von einflußreichen
Unternehmern oder Konzernen, die
ihre eigenen privaten oder geschäftli-
chen Ziele verfolgen. Die Medien in
diesen Ländern gelten deshalb in den
Augen der Bevölkerung als korrupt
und unzuverlässig. In den postkom-
munistischen Staaten Vietnam und
Laos stehen Presse und Rundfunk wei-
terhin unter direkter Staatskontrolle;
dies gilt ebenso für Myanmar, wo eine
Militärjunta eine strikte Pressekontrol-
le und Medienzensur eingeführt hat.

In keinem ASEAN-Staat kann demnach
von einer vollen Unabhängigkeit und
Freiheit der Medien gesprochen wer-
den. Das Bewußtsein dafür ist ohnehin
zumindest bei den Regierungsorganen
kaum vorhanden. Pressefreiheit als
Verfassungsrang ist nur in den Konsti-
tutionen von Thailand und den Phi-
lippinen festgeschrieben. 

Zu diesen Kriterien kommt im Zeitalter
der digitalen Medien noch erschwe-
rend hinzu, daß die Medienwelt in den
ASEAN-Staaten zweigeteilt ist. In den
wirtschaftlich relativ hochentwickelten
ASEAN-Gründungsländern gibt es
bereits gut ausgebaute digitale und
multimediale Verbreitungswege; da-
gegen kämpfen Entwicklungsländer
wie Kambodscha und Laos noch mit
Problemen des Farbdrucks und der
terrestrischen Hörfunkübertragung in
ländlichen Regionen. Internet und
moderne Telekommunikationsmög-
lichkeiten haben zudem fast alle
ASEAN-Regierungen vor die neue Her-
ausforderung gestellt, Informationen
zu sichten und in „gute“ und „schlech-
te“ zu filtern.

Die seit 1997 anhaltende Wirtschafts-
krise sorgt weiterhin dafür, daß auf-

grund sinkender Werbebudgets Zei-
tungen und elektronische Medien
schließen bzw. ihren Sendebetrieb re-
duzieren mußten. Tausende von Jour-
nalisten und Dienstleister wurden seit
Beginn der Krise in die Arbeitslosigkeit
entlassen.

Im einzelnen bietet sich in den ASEAN-
Mitgliedsstaaten folgendes Bild.

2.1 Myanmar

Im früheren Burma regiert seit 1963
ein auf sozialistischen Strukturen auf-
gebautes Militärregime. Alle Print- und
elektronischen Medien sind fest unter
staatlicher Kontrolle. Voraussetzung
ihres Druckes und ihrer Ausstrahlung
ist die Registrierung in der staatlich
kontrollierten „Printing and Publi-
shing Association“. Druck- und Sende-
lizenzen können so beliebig gesteuert
werden.

Bis 1997 gab es im Bereich der elektro-
nischen Medien nur eine staatsei-
gene Hörfunk- und Fernsehstation, 
„Myanmar TV and Radio Department“
(MTRD). Ihre Programminhalte be-
schränken sich bis heute auf die täg-
liche Bekanntgabe der Regierungs-
aktivitäten sowie Informationen zu
Landwirtschaft und Gesundheit. Aus-
ländische Musik ist tabu. Seit 1990 ist
in beiden Programmen Werbung er-
laubt.

Im März 1997 startete das Militär 
seinen eigenen Fernsehsender, „Mya-
waddy TV“. Obwohl programminhalt-
lich liberaler als die staatlichen An-
gebote, deckt es allerdings nur 
drei städtische Verdichtungsräume 
in Myanmar ab.
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Mit der wirtschaftlichen Marktöffnung
im Jahr 1990 einher ging ein relativer
Aufschwung des Printmedienangebots.
Da aber politische Diskussionen und
Kommentare in diesen Medien nicht
erlaubt sind, verwundert es nicht, daß
Themen über Astrologie und Land-
wirtschaft top sind. Den Markt domi-
nieren drei regierungseigene, landes-
weit verbreitete Tageszeitungen, eine
staatliche Wochenzeitung sowie drei
staatseigene Tageszeitungen in der
Hauptstadt Rangun und in Mandalay.
Daneben existiert aber eine Vielzahl
von Magazinen; sie sind vielfach im
Privatbesitz, ein nicht geringer Pro-
zentsatz wird als joint venture mit der
Regierung oder mit dem Militär ge-
druckt.

Die Informationsquellen aller Medien
Myanmars sind in der „Myanmar
News Agency“ monopolisiert, unter
fester Kontrolle des Informationsmini-
steriums filtert es alle aus- und inlän-
dischen Nachrichten und ist einzige
Nachrichtenquelle. Zensiert werden
auch alle Filme und Videoproduktio-
nen. Frauen dürfen nur in traditionel-
ler Landestracht dargestellt werden.

Satellitenfernsehen ist ausschließlich
in der upper class verfügbar; Internet
und andere multimediale Angebote
werden kontrolliert und sind begrenzt.

Unabhängige und professionelle aka-
demische und berufliche Ausbildungs-
möglichkeiten für Journalisten gibt es
in Myanmar nicht mehr. Die einzige
Universität des Landes ist seit einigen
Jahren geschlossen.

Generell hat die Ausbildung von Jour-
nalisten in Myanmar eine wechselvolle
Geschichte hinter sich. Während sie in

der Zeit nach der Unabhängigkeit
durch aus dem Ausland, zumeist Groß-
britannien, zurückkehrende Journali-
sten gewährleistet wurde, wurde sie in
den 50er Jahren durch die Einrichtung
eines akademischen Ausbildungsgangs
an der Universität Rangun institutio-
nalisiert. Mit der Übernahme der Re-
gierung durch die Militärs 1963 ging
die Verantwortung für die Aus- und
Weiterbildung von Journalisten auf das
Informationsministerium über. Dieses
kappte die universitäre Ausbildung
und richtete als Ersatz eine regierungs-
eigene Journalistenschule ein. Von
einer unabhängigen Journalistenaus-
bildung kann seitdem nicht mehr ge-
sprochen werden, auch wenn bis in
die Gegenwart versucht wurde, ansatz-
weise Professionalität durch journali-
stische Trainer aus der DDR und Un-
garn und seit einigen Jahren mit Hilfe
der Vereinten Nationen zu gewährlei-
sten.

2.2 Laos

Das postkommunistische Laos wird
mit harter Hand von der „Lao People’s
Revolutionary Party“ (LPRP) regiert.
Dies gilt auch für die Kontrolle und
Zensur der Medien. Zuständig für die-
se Kontrolle ist das Informations- und
Kulturministerium, das exklusiv die
grundsätzlich notwendigen Zulas-
sungslizenzen vergibt.

Das Land verfügt über zwei staatliche
Fernsehstationen (Lao National Televi-
sion, Channel 3), eine Radiostation
(Lao National Radio) und kaum ein
Dutzend Zeitungen und Zeitschriften.
Die elektronischen Medien leiden da-
bei an Energiemangel und fehlenden
Verbreitungsmöglichkeiten; weniger
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als die Hälfte die Landes ist elektrifi-
ziert, rund 50% der Einwohner kön-
nen von terrestrischen Medien nicht
erreicht werden. Dazu kommt der ho-
he Anteil von Analphabeten.

Laos Medien sollen nur gute News ver-
breiten. Kritik ist verpönt und wird
staatlicherseits verfolgt. Allerdings
kann diese ideologische Vorgabe nur
eingeschränkt umgesetzt werden. Da
Laotisch und Thailändisch sprachlich
fast identisch sind, ist es auf der lao-
tischen Seite des Mekongs schon die
Regel, daß die Antennen und Satelli-
tenschüssel auf die thailändischen
Fernseh- und Radio-Anbieter ausge-
richtet werden. Überall wo es tech-
nisch möglich ist, gilt der Spruch „all
Lao listen to Thai radio, all Lao watch
Thai TV“. Nur das Studium thailändi-
scher Zeitungen ist nicht möglich, 
sie sind in Laos verboten und somit 
illegal.

Die laotische Medienideologie ändert
sich nur sehr langsam, wenngleich An-
zeichen eines Wandels durchaus nicht
zu übersehen sind. Die „Lao Telecom-
munications Company“ (LTC), ein
laotisch-thailändisches Gemeinschafts-
unternehmen, stellt vorsichtig eine be-
grenzte Anzahl von Internetanschlüs-
sen im Land bereit. In der Hauptstadt
Vientiane arbeiten, noch weitgehend
diskret, Filialen großer internationaler
Werbeagenturen. Angeboten werden
auch private Kurse in Marketing.

Ein Wandel ist des weiteren im Bereich
der Journalistenausbildung festzustel-
len. Während sie sich bisher rein in
der subjektiven Verantwortung des In-
formations- und Kulturministeriums
befand, werden aktuell große Anstren-
gungen unternommen, eine akademi-

sche Ausbildung an der Universität in
Vientiane zu etablieren. Dazu kommen
Bemühungen der Vereinten Nationen
und von Nicht-Regierungsorganisatio-
nen, beruflich orientierte Aus- und
Weiterbildungseinrichtungen aufzu-
bauen.

2.3 Kambodscha

Wie Millionen anderer Kambodschaner
liquidierte das Khmer-Rouge-Regime
von Pol Pot von 1975 bis 1979 auch
sämtliche Journalisten und Medien-
leute, die als Mitglieder der Intelligenz
als besonders verfolgungswürdig gal-
ten. Nur ganz wenige überlebten, die
meisten davon in der Emigration.

Der Einmarsch der Vietnamesen been-
dete zwar im Januar 1979 den Genoi-
zid Pol Pots, das nachfolgende, von der
Gnade und Unterstützung Vietnams
abhängige Regime installierte aber
nach dem Vorbild und auf Weisung
der vietnamesischen Besatzer ein Ein-
Partei-System, das keinen Raum für
Presse-und Medienfreiheit ließ. Sämt-
liche Medien, d.h. die beiden Zeitun-
gen, die „Kampuchea News Agency“,
Radio und Fernsehen wurden strikt
von vietnamesischen „Beratern“ kon-
trolliert und zensiert. Kambodschani-
sche Journalisten, meistens exilierte
frühere Studenten, waren zur unkom-
mentierten Verfolgung der Parteilinie,
die von den vietnamesischen Besat-
zern vorgegeben wurde, verpflichtet.
Journalistische Berater aus der DDR
sorgten für die fachgerechte Umset-
zung.

Der Umschwung in Richtung Medien-
freiheit erfolgte erst nach dem Pariser
Friedensabkommen zwischen den ver-
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feindeten kambodschanischen Partei-
en im Oktober 1991. Auf einen Schlag
entstand gerade im Printsektor eine
richtige Presselandschaft: „Koh Santep-
heap“ (Januar 1993), „Chakraval“,
„Rasmei Kampuchea“ (März 1993) und
„Samleng Polrath Khmer“ (November
1993). Ende 1998 zählte man über 80
Zeitungen in Kambodscha; dazu ka-
men Dutzende von Zeitschriften und
Magazinen, sechs Fernsehkanäle und
mehr als zehn Radiostationen. Allein
in der Hauptstadt Phom Phen sind
fünf lokale Fernsehstationen zu emp-
fangen.

Das Problem Kambodschas ist aber
nicht die Zahl der Zeitungen, Radio-
und Fernsehkanäle. Die Medien zählen
nicht als unabhängiger Sektor, sondern
sind untrennbar mit der Politik ver-
bunden. Als Faustregel gilt nach wie
vor, daß alle wichtigen und einfluß-
reichen medialen Angebote von der re-
gierenden „Cambodian People’s Party“
(CPP) abhängig sind und von ihr strikt
kontrolliert werden. Oppositionelle
Medien werden regelmäßig einge-
schüchtert und malträtiert – im wahr-
sten Sinne des Wortes. So wurden in
den letzten drei Jahren mindestens
vier Journalisten mißliebiger Presse-
erzeugnisse erschossen. Dazu kommen
drakonische Presse- und Sicherheits-
gesetze sowie eine korrupte Justiz.

Politische Berichterstattung in den Me-
dien bedeutet in der Regel Beschäf-
tigung mit den Leistungen der CCP,
Ausstrahlung bzw. Abdruck von der
CCP diktierter Meldungen, oder sie fin-
det überhaupt nicht statt. Im Fernse-
hen überwiegt ohnehin die Unterhal-
tung; thailändische oder chinesische
Spielfilme, Serien oder Soaps stellen
das Hauptangebot dar. Das gleiche gilt

für den Hörfunk, wo das staatliche In-
formationsministerium über die Zu-
teilung von Lizenzen entscheidet.

Der Widerstand gegen diese kontrol-
lierte Informationspolitik ist in Kam-
bodscha gering. Die Menschen sind
seit der Thronübernahme durch Prinz
Norodom Sihanouk an Maßnahmen
gegen eine freie und unabhängige
Presse gewöhnt. Dazu kommt ein ho-
her Anteil von Analphabeten und die
Tatsache, daß ein relativ großer Teil des
Landes weder von Print- noch von
elektronischen Medien erreicht wird.

Völlig desolat ist die Lage bei den Jour-
nalisten selbst. Ausgebildete Medien-
leute fehlen fast völlig und Aus- und
Weiterbildungsstätten gibt es kaum.
Einziger Lichtblick sind dreimonatige
Ausbildungskurse, die die Royal Uni-
versity of Phom Phen in Kooperation
mit „Asia Foundation“ und „Japan Re-
lief for Cambodia“ anbietet. Die Aus-
bildung leidet allerdings an einem
Mangel an englischsprechenden Aus-
zubildenden. 

Seit Anfang 1995 ist auch das Informa-
tionsministerium im Ausbildungsbe-
reich tätig; das von ihr lizensierte
„Cambodia Communication Institute“
(CCI) vermittelt grundlegende, jedoch
nicht unabhängige Ausbildungsan-
gebote.

Sind ausgebildete Journalisten vorhan-
den, heißt das aber noch lange nicht,
daß ein freier und unabhängiger
Journalismus Platz greift. Fast alle Me-
dienschaffenden stehen im Solde einer
Partei oder von politischen Interessen-
gruppen. Ihre Abhängigkeit hat auch
ihre Ursache in dem fast völligen Feh-
len von Werbung.
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2.4 Vietnam

Für ein relativ straff und zentral ge-
lenktes, postkommunistisches soziali-
stisches Land besitzt Vietnam eine
überraschend vielfältige und umfang-
reiche Medienlandschaft. Sowohl im
nordvietamesischen Hanoi als auch in
der südvietnamesischen Ho Chi Minh
City, dem früheren Saigon, findet man
eine Vielzahl von Zeitungen und Zeit-
schriften aller Gattungen, Richtungen
und Zielgruppen. Auch die elektroni-
schen Medien sind im Aufbruch be-
griffen.

Der Grund für diese Medienvielfalt
liegt in den, in den letzten Jahren statt-
gefundenen wirtschaftlichen Reformen
(„doi moi“) mit einem langsam zu-
rückgehenden Staatseinfluß, verbun-
den mit einer Reduzierung staatlicher
Finanzunterstützung und der Zulas-
sung von Werbung. Viele Medien stan-
den von einem Tag auf den anderen
ohne Subventionen da und mußten
rasch Werbung aquirieren, um zu über-
leben. Trotz dieser Liberalisierung ver-
sucht die Einheitspartei nach wie vor,
das Heft auch im Medienbereich in der
Hand zu behalten.

Allein im Printbereich gibt es in Viet-
nam derzeit rund 600 Publikationen.
Sie stehen unter zunehmendem Wett-
bewerb um Anzeigenkunden unterein-
ander und führen Auflagenkriege. 

Dieser Prozeß der Kommerzialisierung
der Presse ging einher mit der Zulas-
sung ausländischer Firmen, die die
Presse als bisher nicht gekanntes Wer-
bemedium für eine junge und hung-
rige Klientel entdeckten. Rund 50%
der 80 Millionen Vietnamesen sind
unter 21 Jahre alt.

Diese Aufwertung der Printmedien
führte auch zu einer neuen Attrakti-
vität; Anzeigen sind abhängig von der
Auflage, diese von der Zahl der Leser.
Folglich gibt es bereits Auseinander-
setzungen um Exklusiv- und Skandal-
stories, die vor allem im Bereich der so-
zialistischen Partei angesiedelt sind.
Das wiederum hat die Partei auf den
Plan gebracht. Sie sieht die Rolle der
Presse nach wie vor in der Propagie-
rung von Parteiparolen und -zielen
und in der Aufrechterhaltung der re-
volutionären Traditionen. Die Zensur
schreitet vor allem bei der politischen
Berichterstattung häufig ein. Verant-
wortlich sind bei allen Medienorganen
Chefredakteure, die grundsätzlich von
der Partei ernannt werden. Die kleinste
Indiskretion kann sie den Job kosten.

Dennoch gibt es Freiräume für die
Presse; eine milde Kritik an der Regie-
rung und der sozialistischen Partei
wird in der Regel geduldet, während
eine kritische Berichterstattung am
Top-Personal der Partei zensiert wird
und deshalb verboten ist.

All dies führt zum oberflächigen Ein-
druck, daß die Partei offene Diskus-
sionen im Land zuläßt und die Ver-
fassungsgarantie der Pressefreiheit
beachtet wird.

Im Fernsehen veranstaltet die soziali-
stische Regierung drei Programme: 

� „Vietnam Television“ (VTV) mit
drei Kanälen (Kanal 2: national ver-
breitet, Erziehung und Unterhal-
tung; Kanal 9: Verbreitungsgebiet
Nordvietnam, Erziehung und Un-
terhaltung; Kanal 11: Verbreitungs-
gebiet Hanoi, Erziehung und Nach-
richten), 
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� „Hanoi Television“ und 
� „Ho Chi Minh City Television“.

Das Schwergewicht der staatlichen
Bemühungen liegt im national ver-
breiteten VTV, das streng unter Kon-
trolle und Aufsicht der Partei steht. Zu-
ständig dafür ist das Informations- und
Kulturministerium. Zur Finanzierung
des Fernsehens ist Werbung erlaubt.

Dies gilt ebenso für das 1945 gegrün-
dete, im ganzen Land ausgestrahlte
Revolutionsradio „Voice of Vietnam“,
das aber zunehmend unter finanziel-
len Problemen und der Zuwendung
der Rezipienten zum Fernsehen leidet.
Daneben strahlen auch noch „Radio
Hanoi“ sowie das populäre „Radio of
Ho Chi Minh City“, das die mit Ab-
stand größten Werbeeinnahmen Viet-
nams verzeichnet, aus.

Vietnam braucht eine umfassende Aus-
und Weiterbildung von Journalisten.
Viele sind noch, abgeschirmt vom Rest
der kapitalistischen Welt, im streng so-
zialistischen Wertesystem ausgebildet
worden. Mittlerweile hat sich das Land
weit geöffnet und viele Journalisten er-
kennen, daß ihre Kenntnisse nicht
mehr ausreichen, um im beginnenden
Wettbewerb bestehen zu können.

Die akademische journalistische Aus-
bildung selbst leidet noch unter einer
Zweiteilung; zum einen bilden die bei-
den staatlichen Universitäten in Hanoi
und Ho Chi Minh City aus, zum an-
deren die Parteihochschule „Ho Chi
Minh National Institute of Political
Science“ in Hanoi. Während die einen
an einem Defizit an journalistischem
Know how leiden, steht bei den ande-
ren immer noch der parteiliche Jour-
nalismus („Propaganda“) hoch im

Kurs. Notwendig und gewünscht sind
in allen Fällen internationale Kontakte
und Hilfen.

Die berufliche Weiterbildung im Rah-
men eines Kurssystems steht unter der
alles kontrollierenden Aufsicht der
staatlich gegängelten „Vietnam Jour-
nalists’ Association“ (VJA).

2.5 Malaysia

Medien in Malaysia stehen trotz der
eingeleiteten Reformpolitik nach wie
vor unter der Aufsicht der Regierung
und sind kontinuierlich Pressionen
von politischen und religiösen Interes-
sengruppen ausgesetzt.

Analog zum wirtschaftlichen Boom
haben auch die Medien in Malaysia
eine riesige quantitative Entwicklung
genommen. Über 60 Zeitungen, 250
Zeitschriften, vier Fernsehstationen,
ein Kabelfernsehkanal, neun lan-
desweite Radios und 13 regionale
Radiostationen kämpfen auf dem Me-
dienmarkt. Die Zahl der neu gestar-
teten elektronischen Medien nimmt
laufend zu. 

Die Investoren kommen dabei aus dem
privaten und Regierungsbereich sowie
aus dem Ausland, vorwiegend den
USA. Einige Programme sind zudem in
den letzten Jahren privatisiert worden.

Im Printmediensektor haben sich den
Kuchen große Pressegruppen aufge-
teilt, die die unterschiedlichen Ziel-
und ethnischen Gruppen bedienen.
Sie haben auch Anteile am massiv
wachsenden Zeitschriftenmarkt, wo
sich alle modernen globalen Trends
wiederfinden.
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Der staatliche Einfluß auf die Medien
ist trotz der aktuellen Aufrüttelung der
Bevölkerung deutlich spürbar. Die
Regierung gibt den Medien klare Er-
wartungshaltungen hinsichtlich natio-
naler und religiöser Grundeinstellun-
gen vor. Von den Journalisten wird
erwartet, daß sie die Staatsideologie
von nationaler Einheit und Entwick-
lung umsetzen. Wer sich widersetzt,
hat Repressalien des Staates zu be-
fürchten. 

Die Zwang zur jährlichen Erneuerung
der Lizenzen gibt der Regierung das
Werkzeug, mißliebige oder zu kritische
Medien aus dem Markt zu verbannen.

Auch die Werbung ist ein Mittel,
Medienpolitik zu machen. Werbung in
Malaysia muß in eine „pan-Malay-
sian“-Gestalt gebracht werden und
darf keine ausdrücklichen westlichen
Werte und Einstellungen vermitteln.

Zwischen Medien und Politik gibt es
intensive Verflechtungen. Die Heraus-
geber und Chefredakteure der führen-
den Blätter sind beispielsweise von der
Regierungspartei „United Malay Natio-
nal Organisation“ (UMNO) bestellt
worden. Gleiches gilt vielfach für die
verschwesterten elektronischen Me-
dien.

Im Bereich der Journalistenausbildung
bietet Malaysia durchaus internationa-
les Niveau. Allein drei Universitäten
(University of Malaya, Universiti Sains
Malaysia, Institut Teknologi MARA)
bieten akademische journalistische Ab-
schlüsse. 

Dazu kommen Aus- und Weiter-
bildungslehrgänge, die die Journali-
stenverbände anbieten.

2.6 Singapur

Singapur verfügt im Vergleich zu seiner
Einwohnerzahl von drei Millionen
Menschen und seiner geographischen
Lage über eine exorbitant große Me-
dienindustrie. Das Land stellt quasi
den medialen Mittelpunkt Südostasien
dar. Die Zahl der Zeitungen und ande-
rer verbreiteter Medien erreicht durch-
aus das Niveau der hochentwickelten
Industrieländer. Allerdings befinden
sich alle Print- und elektronischen
Medien in der Hand der „Straits Times
Group“ und der Regierung von Sin-
gapur.

Im Vergleich zu den anderen Staaten
der Region verfügt Singapur über die
ausgefeilteste Medienkontrolle und 
-aufsicht. Sogar die dominierende
„Straits Times“ ist von Zensurmaßnah-
men nicht gefeit. Dies hat in den
Medien Singapurs zu sensiblen Mecha-
nismen der Selbstkontrolle geführt, die
staatliche Eingriffe von vornherein
auszuschließen versuchen.

Begründet wird diese harsche Medien-
aufsicht mit der schwierigen Rolle Sin-
gapurs in Südostasien und vor allem
mit der sensiblen multi-ethnischen
und multi-religiösen Bevölkerungszu-
sammensetzung. Als eine Art Oberauf-
sichts- und Zensurbehörde fungieren
das Ministerium für Information und
Kunst (MITA) und die dem Ministe-
rium unterstellte „Singapore Broad-
casting Authority“ (SBA). Während
MITA die Aufsicht über die politische
Berichterstattung aller Medien führt
und Lizenzen vergibt, reguliert SBA die
Medien- und Rundfunkindustrie.

Im Printmedienbereich wird der Markt
gelenkt von der „Straits Times Group“,
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die neben der 1845 gegründeten, eng-
lischsprachigen „Straits Times“ über
acht weitere Tageszeitungen herrscht.
Es liegt auf der Hand, daß diese Grup-
pe auch den Werbemarkt weitgehend
dominiert.

Im Bereich der elektronischen Medien
werden in Singapur Programme über
drei staatliche Fernsehkanäle und vier
Radiostationen ausgestrahlt. Sie wer-
den verbreitet unter der 1994 einge-
richteten einheitlichen Lenkung und
Aufsicht der „Singapore International
Media“ (SIM) – Gruppe, einem staatli-
chen Unternehmen.

Bis zum Jahr 2000 plant Singapur die
totale Verkabelung via Glasfieberkabel
zur Versorgung mit high-speed-Inter-
net, multimedialen und interaktiven
Diensten sowie Kabelmedien. Bereits
jetzt hat das Land die mit Abstand
höchsten Internetnutzerzahlen der Re-
gion. Es ist aber noch unklar, inwie-
weit die strikte Politik der staatlichen
Medienaufsicht mit der Freiheit des
Online-Marktes in Verbindung ge-
bracht werden wird.

Im Bereich der Journalistenausbildung
und -weiterbildung verfügt Singapur
über ein engmaschiges Angebot. Eine
qualifizierte journalistische Ausbildung
ist seit den 70er Jahren Bestandteil des
Mediensystems Singapurs.

Im Printbereich gibt es die „Times
Press Foundation School of Journa-
lism“, die unter der Regie der „Straits
Times“ Journalisten ausbildet. Vor
allem der in-house-Ausbildung von
Fernseh- und Hörfunkjournalisten
dient die 1983 eingerichtete „Singa-
pore Broadcasting Corporation’s Trai-
ning School“. Im akademischen Be-

reich stehen diverse Angebote mit un-
terschiedlichen, auch international
anerkannten Abschlüssen am Ngee
Ann Politechnic, der National Univer-
sity of Singapore und der Nanyang
Technological University zur Verfü-
gung.

2.7 Indonesien

Indonesien gehörte unter seinem
langjährigen Staatspräsidenten Suharto
lange Zeit zu den führenden Tigerstaa-
ten Asiens. Seit 1997 befindet sich das
Land allerdings in einer tiefgreifenden
Krise. Neben den massiven wirtschaft-
lichen Turbulenzen hat das 200 Millio-
nen Einwohner zählende Indonesien
vor allem auch mit ständigen sozialen
und ethnischen Unruhen zu kämpfen.
Dazu kommen permanente Versuche
einer radikalen Islamisierung. Die Kri-
sensituation erreichte im Mai letzten
Jahres mit dem Rücktritt von Suharto
und der Installierung von dessem Ver-
trauten Jusuf Habibie zum neuen
Staatspräsidenten einen Höhepunkt.

Indonesiens Medien befinden sich
trotz des Übergangs von Suharto auf
Habibie in einem Prozeß der perma-
nenten Gängelung und Kontrolle
durch den Staat und dem mit ihm 
eng verzahnten Suharto-Clan. Zwar 
garantierte das 1982 verabschiedete
Mediengesetz Presse- und Zensurfrei-
heit. Allerdings gaben verschiedene
Formulierungen in dem Gesetz dem
Informationsministerium immer wie-
der Möglichkeiten, mit einer Art Zen-
sur in die Medienveröffentlichungen
einzugreifen. So konnten auf der Basis
des Press Acts no. 11 von 1996 und sei-
nes „Second Amendment“ bei Zu-
widerhandlungen gegen staatliche In-
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teressen oder die Justiz Gefängnis-
strafen bis zu vier Jahren und hohe
Geldstrafen verhängt werden. Zudem
durften Print- und elektronische Me-
dien nur gegründet werden, wenn sie
über eine entsprechende Regierungs-
lizenz verfügten.

Die wirtschaftliche Krise hat auch eine
Lockerung der Medienaufsicht mit sich
gebracht. Wichtige Grundsatzentschei-
dungen wurden jedoch auf eine späte-
re, ruhigere Zeit verschoben. Gleich-
wohl gilt seit 1998:

� Zur Gründung eines neuen Me-
diums ist zwar weiterhin eine Lizenz
notwendig, jedoch wurden die An-
forderungen erheblich vereinfacht.

� Eine erteilte Lizenz kann nicht wie-
der zurückgenommen werden.

� Ausländische Kapitalbeteiligungen
sind nach wie vor nicht erlaubt.

� Bereits erscheinende Publikationen
können ohne behördliche Erlaubnis
ihren Namen, Besitzstatus oder ihr
redaktionelles Management ändern.

� Die beiden bestehenden Journali-
stenorganisationen PWI und SPS
verlieren ihr Monopol.

Weiterhin wurde das Nachrichtenmo-
nopol des staatlichen Rundfunks aufge-
brochen und die Zulassungsanforde-
rungen für Journalisten liberalisiert.
Dennoch garantieren die über Jahr-
zehnte gewachsenen Strukturen, daß
sich die Kritik an Staat und Regierung
in sehr engen Grenzen hält. Darüber-
hinaus haben die mit der Krise drastisch
zurückgehenden Werbeeinnahmen da-
für gesorgt, daß neue Anbieter kaum
mehr auf den Markt kommen und die
sich auf dem Markt befindlichen nur
mittels ihrer weitverzweigten Verbin-
dungen über Wasser halten können.

Im Fernsehbereich verfügt Indonesien
neben dem staatlichen Fernsehen
„Televisi Republik Indonesia“ (TVRI)
über fünf weitere, sich im Privatbesitz
befindliche Kanäle. Sowohl der staat-
liche als auch der private TV-Sektor
werden aber weitgehend von der
Familie des früheren Staatspräsidenten
Suharto beherrscht. So werden die
privaten kommerziellen Anbieter
„Rajawali Citra Televisi Indonesia“
(RCTI/ Unterhaltung, Sport, Nachrich-
ten) von Suharto-Sohn Bambang
Trihatmodjo, „Cipta Televisi Pendi-
dikan Indonesia“ (TPI/ Kinder- und
Hausfrauenprogramm) von Suharto-
Tochter Mbak Tutut, „Surya Citra Tele-
visi“ (SCTV/ Unterhaltung, Wirtschaft)
von Suharto-Halbbruder Sudwikat-
mono, „Cakrawala Andalas Televisi“
(AN-Teve/ Jugendkanal) von Agung
Laksono, einem führenden Mitglied
der Regierungspartei Golkar, und „In-
dosiar Visual Mandiri“ (IVM/ Unter-
haltungssender) von der Holding Bam-
bang Trihatmodjos kontrolliert.

Nach der Freigabe der Werbung für pri-
vate Anbieter im Jahr 1989 entwickel-
te sich auch die indonesische Hörfunk-
landschaft rapide. Das Land verfügt
über rund 850 Radiostationen.

Die Printmedienlandschaft kann ana-
log zu den elektronischen Medien ein-
geschätzt werden. Gegenwärtig er-
scheinen in Indonesien rund 200
Tages- und Wochenzeitungen und 150
Zeitschriften. Aufgrund der Besitzver-
hältnisse gelten die meisten Angebote
als regierungsnah.

Die Medienausbildung in Indonesien
hat eine lange Tradition. Bereits 1953
wurde das „Institut for Social and Poli-
tical Science“ (IISIP) in Jakarta gegrün-
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det. Inzwischen gibt es über 30 Uni-
versitäten, die journalistische Ab-
schlüsse auf teilweise hohem und in-
ternationalem Niveau anbieten.

2.8 Thailand

Thailand zeichnet sich durch eine re-
lativ große Medienvielfalt aus. Über 
40 Fernsehkanäle, 500 Radiostationen
sowie rund 100 Zeitungen und über
700 Zeitschriften stellen sich dem
thailändischen Medienmarkt.

Möglich gemacht wurde diese media-
le Expansion durch 1992 erfolgte staat-
liche Deregulierungsmaßnahmen. 

Der nahezu totale Rückzug des Staates
erfolgte aber ohne den Einbau von
ethischen Sicherheiten, d.h. das
Wachstum der Medien, hauptsächlich
der Printmedien, seit Beginn der 90er
Jahre kennt keinerlei Grenzen oder
moralische Zurückhaltung.

Aufgrund dieser ungebremsten Presse-
freiheit sind im Printmedienbereich,
dessen Publikationen fast alle in priva-
ten Händen sind, weitausufernde
Mißbräuche zu beobachten. Es ent-
spricht dem thailändischen Regelfall,
daß Zeitungen ihre Auflagen durch
Sensationsberichte über Skandale,
Morde, Überfälle und mit leichtbeklei-
deten Mädchen zu steigern versuchen. 

Eine Mitte 1997 gegründete Selbstre-
gulierungseinrichtung der Presse, das
„Press Council of Thailand“ (PCT), hat
bis dato diesen Praktiken keine Abhil-
fe schaffen können. Dem PCT mangelt
es an Durchsetzungskraft und vor al-
lem an einem konsensfähigen Presse-
kodex.

Trotz oder vielleicht wegen dieser Aus-
wüchse spielen Thailands Medien eine
erhebliche Rolle bei der öffentlichen
Meinungsbildung; sie sind hauptver-
antwortlich dafür, daß seit 1992 zwei
Regierungen ihre Posten räumen muß-
ten. Auch bei der Verfassungsgebung
setzten die Medien Akzente.

Seit 1997 garantiert die thailändische
Verfassung eine uneingeschränkte
Pressefreiheit. Im Bereich des Rund-
funks brach die Verfassung das Mono-
pol des Staates, indem sie die neuen
Medien zu einer öffentlichen Angele-
genheit erklärte. Medien können nicht
mehr vom Staat verboten, Unterneh-
men nicht mehr geschlossen werden.
Dennoch hat sich der Staat nicht
umfassend aus dem Medienbereich
zurückgezogen. Vor allem die elektro-
nischen Medien werden nach wie vor
von der Regierung und hauptsächlich
vom Militär kontrolliert. Sie bedienen
sich dazu einer Agentur namens „Kor-
Bor-Wor“, die fallweise Zensuransätze
ausübt und Unterstützungen gewährt;
Korruption ist in diesem Geschäfts-
bereich weit verbreitet.

Das populärste Medium in Thailand ist
das Fernsehen; der Konsument kann
aus über 40 Kanälen auswählen. Von
kommunikativer Bedeutung für das
weitläufige Land ist auch der Hörfunk;
es wird geschätzt, daß rund 500 Ra-
diostationen auf Sendung sind. Viele
davon sind in der Hand der Militärs.

Die asiatische Krise hat auch die thai-
ländische Medienvielfalt berührt. Stei-
gende Papierpreise und sinkende Wer-
beeinnahmen hatten seit 1997 die
Einstellung von mindestens 12 Zeitun-
gen und mehreren Fernsehstationen
zur Folge.
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Dennoch besteht auf dem thailändi-
schen Medienmarkt eine große Nach-
frage nach ausgebildeten Journalisten,
Werbeexperten und anderen Fach-
leuten. Sie wird vorwiegend bedient
von über 20 Universitäten und Colle-
ges, die, aufbauend auf eine über
50jährige Tradition, alle Arten von
Abschlüssen und Qualifikationen an-
bieten. Die Ausbildungsgänge basieren
dabei durchwegs auf amerikanischen
Vorbildern.

2.9 Philippinen

Die Medien auf den Philippinen gelten
als die freiesten des asiatischen Kon-
tinents; sie stehen allerdings nach Mei-
nung vieler hinsichtlich Qualität und
Verantwortungsbewußtsein auf dem
letzten Rang in ganz Asien.

Auf den Philippinen zählen die Me-
dien zum Business-Sektor; damit sind
sie ein politisches und wirtschaftliches
Werkzeug in den Händen ihrer jeweili-
gen Eigentümer. Da der philippinische
Staat nur marginal im Medienbereich
tätig ist, stehen die Print- und elektro-
nischen Medien im Eigentum von
großen und einflußreichen Familien-
clans oder Konzernen, die ihre ureige-
nen Ziele damit verfolgen. Eine dieser
Familien ist beispielsweise der Lopez-
Clan, der einen großen Teil des Fern-
sehens, viele Radioketten sowie Zei-
tungen kontrolliert.

Prinzipiell herrscht auf den Philippi-
nen nach den Bestimmungen der 1987
erlassenen Verfassung Pressefreiheit,
niedergelegt in 13 Verfassungsbestim-
mungen. Damit erhielten die philippi-
nischen Medien nach Jahrzehnten
eines diktatorischen Regimes ihre Kon-

trollfunktion gegenüber der Regie-
rungsgewalt zurück. Im Vergleich zur
Presse in den meisten ASEAN-Staaten
nehmen die philippinischen Medien
somit eine Sonderrolle ein, da diese
Medien zumeist willige Werkzeuge in
der Hand der jeweiligen Regierungen
sind.

Die bedeutendste Rolle im alltäglichen
Leben der Philippinos spielen die
Zeitungen; sie waren es auch, die mit
ihren Kampagnen für die Regierungs-
wechsel sorgten. Beachtenswert ist im
Falle der Printmedien, daß an der
Spitze einflußreicher und auflagen-
starker Zeitungen meistens Frauen ste-
hen; sie standen auch an der Spitze 
des Kampfes um die Unabhängigkeit
der Presse.

Trotz dieser Freiheit zeichnet sich die
Presse auf den Philippinen durch eine
anhaltende Korrupution und einem
großen Mangel an Professionalität und
Ungeübtheit aus. Die gesamte Bericht-
erstattung wird in der Regel der Ge-
winnerzielung untergeordnet, es ist
kaum eine Spur von Ethik und Verant-
wortung zu spüren.

Dieses anhaltende Problem konnte
auch nicht durch die Schaffung von
Selbstkontrolleinrichtung gelöst wer-
den. Zwar haben alle Medienbranchen
ihre eigenen Organisationen und seit
1988 ist in jeder Zeitung ein Ombuds-
man tätig, doch für alle Medien stehen
trotz dieser Maßnahmen in erster Linie
die Interessen der Eigentümer vor den
Interessen der Öffentlichkeit.

Eine stark wachsende Volkswirtschaft
hat auch zu einem Boom der elektro-
nischen Medien geführt. Es werden al-
lein sechs terrestrische Fernsehkanäle
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betrieben, die sich alle nicht scheuen,
zur Erzielung einer entsprechen-
den Quote Programme auszustrahlen, 
die mit dem Wort „reality tv“ nur
annähernd aus europäischer Sichtwei-
se beurteilt werden können. Rasant
ansteigend sind die Nutzerzahlen von
Kabelfernsehen; die Philippinen gelten
als der größte asiatische Markt für 
Pay-TV.

Trotz des Fernsehbooms ist der Hör-
funk nach wie vor das wichtigste
Medium in einem geographisch weit
zersplitterten Land. Rund 500 Radio-
stationen versuchen ihr Publikum zu
erreichen.

Bei den Einrichtungen zur Journa-
listenausbildung gibt es auf den Phi-
lippinen ein breit gefächertes, jedoch
qualitativ höchst differenziertes Ange-
bot. Allein rund 150 Universitäten und
Colleges haben Journalismus und
Kommunikation in allen möglichen
Formen und Abschlüssen in ihrem
Lehrangebot.

2.10 Brunei

Das Sultanat Brunei besitzt eine priva-
te englischsprachige Tageszeitung – das
45 Jahre alte „Borneo Bulletin“ –, eine
Wochenzeitung in der Landessprache,
einen Fernsehkanal, ein Satellitenfern-
sehen sowie fünf staatliche Radio-
stationen. Dazu kommen regionale
und lokale Magazine.

Nationale und ausländische Werbung
ist in Brunei zugelassen. Strikt verbo-
ten ist dagegen die Verunglimpfung
von Werten und Formen des Islams.
Welche Rolle das offizielle Brunei der
Presse zubilligt, wurde bei der Umstel-

lung des „Borneo Bulletins“ zur Tages-
zeitung Ende 1990 deutlich. Sultan
Hassanal Bolkiah beschwor eine ver-
antwortungsvolle Presse, die ein ver-
läßlicher Partner der Regierung sein
müsse. Alle Journalisten brauchen eine
Zulassung des Ministerpräsidenten.
Dennoch kann man in Brunei von
einer relativ großen Pressefreiheit spre-
chen.

Seit 1957 gibt es das staatliche „Radio
Brunei“, für das Land lange Zeit ein-
ziges Informations-, Kommunikations-
und Unterhaltungsmedium. Mittler-
weile besitzt der Hörfunk fünf Ziel-
gruppenprogramme, die für diverse
Zielgruppen und in unterschiedlichen
Sprachen ausstrahlen. Jüngstes Pro-
dukt ist das rein-religiöse Programm
„Rangkaian Nur Islam“.

Das Fernsehen startete im Jahr 1975.
Über 98% der Haushalte besitzen mitt-
lerweile ein TV-Gerät, rund 40% der
Haushalte über mindestens drei Ge-
räte. Über ein Viertel der Haushalte
Bruneis empfängt Fernsehen über 
Satellit. „Radio Television Brunei“
(RTB) ist eine staatliche Einrichtung,
dessen Programm auch über Satellit
verbreitet wird.

Gegenwärtig setzt die Regierung Bru-
neis einen Milliarden-Dollar-Plan zur
Vernetzung des Landes und der Haus-
halte mit Glasfiberkabeln um; Multi-
media besitzt einen hohen Stellenwert.
Schon längst kann man beispielsweise
das „Borneo Bulletin“ online im Inter-
net lesen.

Der Ausbildungsstand von Bruneis
Journalisten ist relativ hoch. Viele 
von ihnen werden im Ausland aus-
und weitergebildet, die Regierung
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selbst legt vor allem Wert auf eine ho-
he Kompetenz in Multimedia.

3. Bilanz und Ausblick

Großes Vorbild der ASEAN-Staatenge-
meinschaft ist die Europäische Union.
Die asiatischen Länder sind jedoch
noch Generationen von diesem Ziel
entfernt. Die Gemeinsamkeiten sind
bis dato nur in Ansätzen zu erahnen.
Noch sind die Strukturen der Länder in
politischer, wirtschaftlicher, gesell-
schaftlicher und sozialer Hinsicht viel
zu unterschiedlich und auch zu abge-
schottet. Dies gilt vorwiegend auch für
die Medien.

Trotz neu entstehender oder in den
letzten Jahren revidierter Verfassungen
gibt es in den Tigerstaaten kaum wirk-
lich freie und unabhängige Medien
nach westlichem Verständnis. Die 
ASEAN-Medien bewegen sich zwischen
zwei Extremen: 

� Entweder sind sie völlig vom Staat
abhängig, werden vom ihm zensiert
und kontrolliert, 

� oder sie sind in der Hand von poli-
tischen und wirtschaftlichen Grup-

pen oder Interessenverbänden, die
eigene, zumeist finanzielle und wirt-
schaftliche Ziele verfolgen.

Im gesamten ASEAN-Raum ist keine
Spur von einer Art Presse-Kodex vorzu-
finden. Es scheint dafür auch kaum Be-
darf zu geben. 

Absolut spürbar ist dagegen in jedem
Staat das Verlangen nach Aus- und
Weiterbildung der Journalisten und
einer globalen Abgleichung der aka-
demischen journalistischen und kom-
munikationswissenschaftlichen Stu-
dien. Aber auch hier gibt es erhebliche
Unterschiede; während man in 
Kambodscha schon froh wäre, wenn
die wenigen Zeitungen Farbfotos
drucken könnten, benötigt man in
Singapur schon den Multimedia-Pub-
lizisten.

Die Entwicklung aller Branchen, auch
der Medien, in den ASEAN-Ländern
wurde durch die seit 1997 anhaltende
Wirtschaftskrise massiv gestoppt. Es
wird noch viele Jahre brauchen, den
eingetretenen Rückschritt wieder auf-
zufangen und aufzuholen. Bei den Me-
dien wird dies nicht ohne westliche,
vor allem europäische Hilfe gelingen.
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1. Auflagen-Schwindsucht bei
den Print-Medien: Ursachen
und Gegenstrategien

Das Kopfgeld steigt: Einen Hunderter
zahlt der Münchner Merkur jedem
Abonnenten, der seine Kündigung
zurückzieht. Stereoanlagen, Montain-
bikes und Espressomaschinen vom
Designer darf nach Hause tragen, wer
anderen Zeitungen einen neuen Abon-
nenten bringt. Dead or alive. Das Kopf-
geld kommt nicht von ungefähr, denn
Auflagen und Reichweiten schrumpfen
oder stagnieren bestenfalls. Bei den
Boulevardblättern ebenso wie bei den
Abo-Zeitungen (vgl.: Tabelle 1).

Und noch schlimmer die Frage: Ver-
greist die Tageszeitung? Zwar gaben
1998 über 80% der Bundesbürger an,
mehrmals in der Woche Zeitung zu

lesen, doch liegen die jüngeren Al-
terskohorten drastisch unter diesem
Durchschnittswert: Bei den Teenagern
sind es ganze 46,3% – seit 1988 ein
Verlust an Reichweite von 15,8%. Von
den Twens  greifen 67% regelmäßig
zur Tagespresse – noch vor zehn Jahren
waren es gut 10% mehr. Erst bei den
30 – 39jährigen flacht die Kurve etwas
ab, sie erreichen mit 80% Zeitungs-
lesern fast den Durchschnitt – ver-
glichen mit 1988 ein Minus von „nur“
etwa 10%. Ab 40 Lebensjahren gibt es
allerdings einen deutlichen Schub auf
fast 90%, ein Wert der in den folgen-
den Alterskohorten annähernd kon-
stant bleibt und der erst bei den über
70jährigen leicht absinkt.2

Kein anderes Massenmedium zeigt 
ein ähnlich zerklüftetes  Nutzerprofil:
Beim Fernsehen zählen sich in jeder
Alterskohorte um die 90% zu den re-
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Tageszeitungen-Reichweiten in Mio. Leser1

1995 1996 1997 1998

Kaufzeitungen 13,67 13,76 13,73 13,73

Überregionale
Abo-Zeitungen 3,80 3,78 3,79 3,60

Regionale
Abo-Zeitungen 44,91 44,89 44,59 44,10

Tabelle 1
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gelmäßigen Nutzern, beim Radio pen-
delt der Wert eng um den Durch-
schnitt von 83,5% und sinkt erst in ei-
nem Alter, in dem erfahrungsgemäß
das Gehör nachläßt – bei den über
70jährigen auf 74,8%.3

2. Der Zeitungsleser – 
eine gefährdete Spezies

„Eine Differenzierung der Zeitungs-
nutzung nach formaler Bildung der
Kohorten zeigt, daß höhere formale
Bildung diese Negativentwicklung of-
fenbar allenfalls verlangsamen, aber
nicht grundsätzlich stoppen kann. Per-
sonen mit höherer formaler Bildung
greifen zwar in allen Kohorten regel-
mäßiger zur Zeitung, als die jeweiligen
Kohortenmitglieder mit niedriger for-
maler Bildung, der Rückgang der Zei-
tungsnutzung geht jedoch (…) von
beiden Bevölkerungsgruppen aus.

So sind auch von den höher gebilde-
ten (…) der zwischen 1955 und 1974
Geborenen 1995 nur sechs von zehn
regelmäßig für die Tageszeitung er-
reichbar. Und verglichen mit 1985 ist
die Zeitungsreichweite bei dieser Be-
völkerungsgruppe sogar noch etwas
stärker zurückgegangen (...).“4

Hohe formale Bildung ist in der Regel
eng korreliert mit Interesse an der Po-
litik – Politikverdrossenheit kann es
also nicht allein sein, die zur tenden-
ziellen Vergreisung der Tagespresse
führt. Auch der Erklärungsansatz, die
„elektronische Generation“ bevorzuge
halt andere Medien als gedruckte,
kann nicht überzeugen: Die Zeitschrif-
ten müßten dann nämlich im gleichen
Umfang betroffen sein, sind es aber
insgesamt nicht.

3. Wandel der Gesellschaft

Regelmäßige Zeitungslektüre sei eine
Gewohnheit, die man sich schon in
jungen Jahren zulege, inspiriert von
Papas Beispiel, der am „Frühstückstisch
dieses Symbol des Erwachsenseins“ ze-
lebriert – meint jedenfalls Peter Kreisky
von der Medien-Abteilung der Mercer
Management Consulting.5 Kreisky:
„Man erwirbt diese Gewohnheit ent-
weder früh, oder gar nicht“. Allerdings
wird „Papas Beispiel“ immer seltener,
weil sich immer weniger Familien ge-
meinsam um einen Frühstückstisch
versammeln und/oder sich die Lektüre
in die S-Bahn zwischen Suburbia und
den Arbeitsplatz verlagert.6

Die Gesellschaft hat sich unbestritten
gewandelt, sinkende Reichweiten der
Tagespresse sind auch kein spezifisch
deutsches Phänomen, sondern in prak-
tisch allen Industrieländern zu beob-
achten.7 Es sei deshalb die Hypothese
gewagt, daß ein klassisches Kriterium
der Zeitungswissenschaft immer we-
niger zutrifft. Zeitung, so definierten
die Klassiker, ist das Zeitgespräch der
Gesellschaft insgesamt, was sich in der
Universalität der Themen manifestiere. 

Auf Deutsch: Die Zeitung spiegelt auf
ihren Seiten das vollständige Tagesge-
schehen innerhalb einer Gesellschaft
wider, vom verkaufsoffenen Sonntag
über die Eröffnung einer neuen Auto-
bahnbrücke hin zur Wahl des Vor-
sitzenden beim Kaninchenzüchter-
verein. 

Nicht zu vergessen die Anzeigenseiten:
„Suche Trabi-Auspuff, biete Kinder-
wagen" war ehedem durchaus typisch
für besagtes „Zeitgespräch der Gesell-
schaft“ – so wie heute vielleicht die
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diversen „0190“-Inserate, die im übri-
gen per se zeigen mögen, daß sich die
Gespräche verlagert haben.

Die Gesellschaft gibt es weniger, statt
dessen konstatieren wir eine Fülle un-
terschiedlicher Lebensstile und sub-
cultures (das deutsche Wort „Subkul-
tur“ wäre irreführend) die wiederum
ihre ganz spezifischen Zeitgespräche
pflegen. Fachleute bezweifeln deshalb,
daß die von der hergebrachten Media-
forschung erhobenen Daten überhaupt
noch zuverlässige Orientierungspunk-
te liefern. Statt dessen sollte nach dem
Konzept der „Lebenswelt“ differenziert
werden, nämlich nach

� Lesergruppen, die durch – u.U. ver-
änderliche – biographische und
soziale Merkmale definiert werden
(Einkommen, Familienstand);

� Leserkohorten, beschrieben durch
unveränderliche Daten (z.B. Ge-
burtsjahr);

� Lesermengen, bestimmbar durch
sogenannte marktfähige Merkmale
(Autofahrer, Golfspieler, Hunde-
besitzer);

� Leserschaften, verstanden als Leser-
bündelungen aufgrund von Ver-
triebs- und Angebotstypologien.8

Anstatt Universalität des Themen-
angebots ist also zunehmend Spezifität
der Themen gefragt9, dafür spricht
auch:

� Zeitungsnutzer zeigen ein hoch-
gradig selektives Leseverhalten.
Über 80% bevorzugen den Lokal-
bzw. Regionalteil, für die Innenpo-
litik interessieren sich noch 57%.
Die Außenpolitik folgt mit 40% erst
hinter den Anzeigen und dem
Sportteil.10 Die sonstigen Rubriken

rangieren unter ferner liefen. Oder
andersherum: Ein erheblicher Pro-
zentsatz des universellen Themen-
angebots ist regelrecht umsonst.

� Die Informations- und Unterhal-
tungsangebote sind in den letzten
Jahren regelrecht explodiert; ne-
ben rund 30 Fernsehprogrammen
hat man in Deutschland fast 300 
Radiostationen zur Auswahl, vom
unübersehbaren Angebot des Inter-
nets ganz zu schweigen. Das zwingt
die Rezipienten zu weiterer Selek-
tion, es sei denn, sie haben relativ
viel Zeit zur Verfügung – davon pro-
fitiert dann aber die Tageszeitung:
Die über 50jährigen lesen ihr Blatt
fast von A – Z, nämlich zu 83% und
verweilen darüber im Schnitt 47 Mi-
nuten pro Tag, die 30 – 49jährigen
lesen noch 72% des Stoffs und gön-
nen sich dazu 35 Minuten täglich11 –
in den jüngeren Alterskohorten wird
das Leseverhalten immer selektiver
und der Zeitaufwand kürzer.

4. Narrowcasting auch 
im Print-Bereich

Bei den elektronischen Medien ist 
der Schwenk vom Broadcasting zu
Narrowcasting bereits offenkundig –
Stichwort „Spartenkanäle“. Hinweise
darauf, daß der Anspruch vom „Zeit-
gespräch der Gesellschaft“ immer
weniger gefragt ist, liefert aber auch die
Entwicklung bei den Zeitschriften.
Gleichermaßen betroffen sind so un-
terschiedliche Publikationen wie das
Zeit-Magazin und die Neue Revue:
Ersteres wurde eingestellt, letztere
kommt gerade noch auf eine Auflage
von 392.000 – vor zehn Jahren lag sie
noch bei rd. 1 Mio. Exemplaren.
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Im Schnitt rechnen sich insgesamt
45,3% der Bevölkerung zu den regel-
mäßigen Nutzern von Zeitschriften.
Die stärkste Abweichung nach unten
gibt es zwar auch hier bei den Teena-
gern, doch ist sie mit gerade 3,3%
deutlich geringer als bei den Tages-
zeitungen. Dieser Markt kommt also
insgesamt vergleichsweise glimpflich
davon, dies aber in erster Linie durch
Spezialisierung: Statt Universalität zu
pflegen, werden zunehmend spezifi-
sche Zeitgespräche bedient. Fast jeden
zweiten Tag erscheint in Deutschland
eine neue Publikumszeitschrift, jede
dritte davon verschwindet aber schon
in den ersten Jahren wieder vom
Markt.12

Keine der zehn auflagenmäßig größten
Publikumszeitschriften erfüllt das Uni-
versalitätskriterium, wie es die Zei-
tungswissenschaft postuliert: 

Auflagen-Flaggschiff ist die 'ADAC-
Motorwelt', die allerdings nicht am
Markt sondern über die Club-Mitglied-
schaft im „Zwangsabonnement“ ver-
trieben wird.

Sieben weitere Titel sind Programm-
zeitschriften, die ein Themenspektrum
rund um den Fernsehapparat bedie-
nen. Zwar sind die Auflagen noch im-
mer beeindruckend, was aber nicht
heißt, daß auf diesem Markt eitel Son-
nenschein herrschen würde. Seit 1996
haben die IVW-gemeldeten wöchent-
lichen Programmzeitschriften mehr als
1,4 Mio. Käufer verloren – möglicher-
weise an die Gratis-TV-Beilagen, mit
denen die Tageszeitungen schwind-
süchtige Auflagen stabilisieren wollen.
Die Leserschaft ist überaltert und oben-
drein herrscht ein brutaler Preiskampf.
Auch die Programmzeitschriften su-

chen ihr Heil darin, daß sie verstärkt
spezifische Interessen bedienen: „Die
Programmzeitschrift für alle ist tot“
meint man im Axel Springer Verlag.13

Seine 'Funkuhr' wird nun als „weibli-
che Programmzeitschrift“ vermarktet;
und bei 'Hörzu' setzt man auf die Ziel-
gruppe der „besser gebildeten, ein-
kommensstarken Erwachsenen.“14

Bleiben von den zehn auflagenstärk-
sten Publikumszeitschriften noch zwei,
nämlich 'Bild der Frau' und 'Neue Post'.
Sie konzentrieren sich von vorneher-
ein auf die weibliche Hälfte der Bevöl-
kerung, sind innerhalb dieser Band-
breite aber durchaus „universell“, mit
den bekannten Folgen: Das Durch-
schnittsalter der 'Bild der Frau'-Leserin
liegt bei 58 Jahren, mit einer Auflage
von 2.032.000 erreicht das Blatt in der
Altersgruppe über 60 fast 1,4 Mio.
Nutzer. Die 'Neue Post' kommt bei
einer Auflage von 1,3 Mio. auf 0.66
Mio. Nutzer über 70 Jahre, ihre Durch-
schnittsleserin zählt 55,8 Lebensjahre.

Wer einwenden mag, die „Yellow
Press“ sei kein hinreichend überzeu-
gendes Beispiel dafür, daß Universalität
zunehmend weniger gefragt ist, dem
sei die Leseranalyse Entscheidungsträ-
ger in Wirtschaft und Verwaltung
empfohlen.15 Sie listet sechs Zeit-
schriftentitel mit universellem Inhalt
auf, von denen vier von 1996 auf 1997
deutliche Reichweitenverluste zeigen,
ein Titel stagniert, lediglich der 'Focus'
konnte seine Reichweite steigern,
scheint aber zwischenzeitlich gleich-
falls zu stagnieren.16 Der 'Focus' ist
überhaupt eine der ganz seltenen Er-
folgsstories von Neugründungen mit
universellem Inhalt. Die flapsige Er-
klärung, auch konservative Wähler
bräuchten eine Art 'Spiegel', bei deren
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Lektüre sie sich nicht zu sehr ärgern
müßten, greift nur teilweise, denn ge-
nau unter diesem Aspekt waren in der
Vergangenheit schon diverse, letztlich
erfolglose, Neugründungen versucht
worden.17 Wichtiger erscheint dagegen
der Aspekt, daß der 'Focus' seinen Le-
sern Themenselektion und Lektüre we-
sentlich erleichtert. Wenn Augsteins
Redakteure 16seitige Textstrecken fül-
len dürfen, haben die Focus-Kollegen
allenfalls mal sechs Seiten zur Verfü-
gung. Selbst ausgesprochene Spiegel-
Freaks dürften in den seltensten Fällen
die Zeit haben, das Blatt von A – Z
durchzuarbeiten. Und wenn das Ham-
burger Blatt auf seinen Titelseiten
nicht selten zeitlos-philosophische
Themen propagiert (z.B. „Gottes Ur-
knall – Kosmologie an der Grenze zur
Religion“, Nr.52/1998), bevorzugt man
in München Aktuelles mit praktischem
Nutzwert.

Die oft als geradezu manisch verspot-
tete Focus-Eigenart, schier alles und
jedes mit Infografiken zu garnieren, ist
durchaus Dienst am Kunden. Natür-
lich ist es platzsparender zwei simple
Zahlenwerte im Fließtext gegenüber-
zustellen, als ihnen eigens einen Ka-
sten zu widmen – doch springt der Ka-
sten eher ins Auge, als wenn man die

Information erst durch Lektüre eines
kompletten Textes herausfiltern müß-
te. Letzteres ist eine ausgesprochen
ineffiziente Methode, Informationen
darzubieten und zu verarbeiten. Der
'Focus' hat sie, wie vor ihm schon 'USA
Today' abgeschafft. Und über 'USA To-
day' schreibt der US-Soziologe George
Ritzler: „Man bietet 'News McNuggets'
an. Das erreicht man durch rigoroses
Kürzen der Beiträge, bei dem der Zu-
sammenhang weitgehend verloren-
geht und keine Worte verschwendet
werden; was bleibt, ist eine Reihe rela-
tiv nüchterner Fakten.“18

Fakten. Fakten. Fakten: Ein kurzer
Blick genügt, und man gehört zur Info-
Elite. Für den 'Focus' gilt mit seinen
Kurzberichten und Info-Grafiken, was
der Verleger Dirk Manthey (Tomorrow,
Max, Amica) als sein Erfolgsrezept pro-
pagiert: „Wir achten darauf, daß wir
dem Leser viel Nutzwert bieten und
daß unsere Blätter optisch erstklassig
sind. Ich glaube, das sind die zwei Fak-
toren, mit denen Zeitschriften heute
im Kampf gegen das Fernsehen beste-
hen können.“19

Für alle anderen Publikumszeitschrif-
ten universellen Inhalts gilt: Sinkende
Reichweiten (vgl.: Tabelle 2) und Über-

Publikumszeitschriften – Leser pro Ausgabe  (Zahlen in Mio.)

Titel 1995 1996 1997 1998

BamS 11,28 11,10 11,26 11,16
Stern 8,60 7,68 7,78 7,10
Spiegel 6,40 6,19 5,96 5,80
Focus 4,41 5,18 5,76 5,75
Bunte 4,72 4,46 4,18 4,10
Die Zeit 1,48 1,38 1,49 1,34
WamS 1,15 1,08 1,17 1,05

Tabelle 2:
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alterungstendenzen in der Leserschaft.
Der durchschnittliche WamS-Leser
zählt 48,6 Jahre, jener der Zeit 45,2. Bei
der BamS sind 43% der Leser über 50,
der Anteil dieser Altersgruppe an der
Gesamtbevökerung liegt bei nur 37%.

Anders dagegen das Bild bei den Reich-
weiten von Titeln mit eingeschränkter
Universalität (vgl.: Tabelle 3):

Wobei hier das Mulitmedia-Blatt 'To-
morrow' (Untertitel: „Leben mit Inter-
net, Computer, Fernsehen und (…)“)
erwähnt sei, zu dessen Startauflage von
400.000 Exemplaren weitere 100.000
nachgedruckt werden mußten.20

Thematische Spezialisierung kann also
neue Reichweiten erschließen, ist aber
keine dauerhafte Erfolgsgarantie, da
sich Trends und Moden bekanntlich
wandeln können – allein 1998 wurden
461 neue Zeitschriften aus der Taufe
gehoben und 256 Titel eingestellt.21

Der Lifestyle-Titel 'Max', gegründet
1991 auf dem Scheitel der Hedo-
nismus-Welle, verlor z.B. von einer
250.000 Stück-Auflage bis Oktober
1998 gut 20%.22

Der Zuwachs bei den Stadtmagazinen
scheint aber eindeutig darauf hinzu-
weisen, daß die Zukunft im Lokalen
liegt, ebenso die üppig wuchernden
örtlichen Anzeigenblätter.23

Geändert hat sich auch die Aufma-
chung der Anzeigenblätter. Handelte es
sich ehedem in der Regel um Inse-
ratenfriedhöfe, die aus rechtlichen Ali-
bi-Gründen mit einen winzigen redak-
tionellen Teil garniert waren, so findet
man heute immer öfter eine ausführ-
liche, ja durchaus kritische Berichter-
stattung. 
Oft genug nach der „Good cop – bad
cop“-Methode: Während das lokale
Abo-Blatt höflich bemüht ist, keine
Kunden zu verschrecken, erscheint im
gleichen Verlag eine Gratis-Schwester,
die munter draufhaut, um Leser zu ge-
winnen. 

Fast wie bei einer idealtypischen Zei-
tung – aber eben nur fast: Das Kriteri-
um der Universalität beschränkt sich
auf den lokalen Bereich.

5. Die Zukunft der Tageszeitung
liegt im Lokalteil 

Hier verbinden sich für das Publikum
praktischer und emotionaler Nutzwert.
Der praktische Nutzen liegt auf der
Hand: Die jüngsten Narreteien der EU-
Kommission, die Entwicklung der
Börsen in Asien und die Ursachen rus-
sischer Regierungswechsel – keiner er-
klärt sie mir so fundiert wie die über-
regionale Tageszeitung. Nutzen wird
mir dieses Wissen dennoch nicht viel -
die EU-Kommission schert sich um die

Reichweite in Mio. Lesern bei Titeln mit eingeschränkter Universalität

1995 1996 1997 1998

Lifestyle/Stadtmagazine 1,15 3,55 3,34 4,11

EDV-Titel 1,77 2,09 2,20 3,05

Tabelle 3:
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Meinung ihrer Untertanen wenig, 
ihr Einfluß auf Boris Jelzin oder die 
Tokioter Börse ist weniger als Null.

Wie anders dagegen das Lokalblatt: 
Ob die Müllabfuhr diese Woche einen
Tag früher kommt, ob am Fuchsberg
neues Bauland ausgewiesen wird, 
oder ob der widerliche Gschaftlhuber
Grundwirmer Schorsch in den Ge-
meinderat will – das sind Informa-
tionen, die sich handfest umsetzen 
lassen. Indem ich meine Mülltonne
rechtzeitig vor das Haus stelle, die 
Wiese am Fuchsberg doch noch nicht
verkaufe, oder indem ich auf die Nomi-
nierungsversammlung gehe,umGrund-
wirmers Höhenflüge zu verhindern.

Der emotionale Nutzen des Lokalblat-
tes liegt darin, daß es eine vertraute
Umgebung und vertraute Personen 
widerspiegelt. 

Das Freisinger Tagblatt z.B. hat es
hierin zu höchster Perfektion ge-
bracht: Kein Jubilar, kein Neugebore-
nes kann sich seinen Fotografen ent-
ziehen, kaum ein Passant, der nicht bei
Straßenumfragen endlich einmal seine
Sicht der Welt in die Zeitung bringen
darf, natürlich mit Bild. 
Rätselhaft erschien anfangs, warum zu
Veranstaltungsberichten nicht etwa die
Hauptpersonen fotografiert wurden,
sondern regelmäßig, mit extremem
Weitwinkelobjektiv und in jeder Aus-
gabe gleich mehrfach, die gleichen
Weißbiergläser – wenn auch offenbar
in wechselnden Wirtshäusern und mit
wechselnden Personen drumherum.
Der Grund: Für die Lokalberichterstat-
tung sind Prominente auf Podien und
Bühnen nebensächlich – die kennt
man ja schließlich aus dem Fernsehen.
Ungleich wichtiger als irgendein da-

hergelaufener, x-beliebiger, austausch-
barer Prominenter ist sein Publikum,
das hinter jenen Weißbiergläsern sitzt.
Hier erkennt der Leser nämlich sich
selbst oder zumindest jemanden, den
er kennt. Auch wenn er dazu eine Lu-
pe braucht. Und das ist doch viel, viel
schöner, als zum x-ten Mal das Kon-
terfei irgendeiner Berühmtheit an-
zuschauen. Obendrein haben solche
Fotos den Unterhaltungswert des tra-
ditionellen Suchbildes.

Nicht überall geht man diesen Freisin-
ger Weg. Andere Abo-Zeitungen haben
ihren Aufbau rigoros umgekrempelt
und setzen – entsprechend den Leser-
präferenzen – Lokalnachrichten auf die
ersten Seiten. 

Die Emdener Zeitung z.B. erreichte da-
mit gegen jeden Trend seit 1982 ein
Auflagenplus von 50% – von 7.000 auf
11.500 Exemplare.24 Bei der Süddeut-
schen Zeitung, die nicht nur geo-
graphisch etwas anders gelagert ist als
das Emdener Blatt, verfolgt man dage-
gen eine Mehrfachstrategie – glaub-
haften Quellen zufolge, ist die Süd-
deutsche auch die einzige deutsche
Tageszeitung mit eigenem redaktionel-
len Marketing25:
� Vermehrt wurden in den letzten

Jahren Rubriken, die spezifische In-
teressen bedienen, so z.B. die regel-
mäßigen Berlin- oder Computer-
seiten. 

� War die München-Seite bis in die
90er Jahre Aufmacher eines der vor-
deren Zeitungsbücher mit dem Lo-
kal- und Bayern-Teil, so findet sie
sich jetzt auf den hinteren Seiten
eines hinteren Buches. Das verlangt
vom interessierten lokalpatrioti-
schen Leser zuweilen ziemliche
Sucharbeit, unterstreicht aber den
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Anspruch, eine überregionale Zei-
tung zu sein. Der München-Teil
selbst aber wurde um einen eigenen
Wirtschafts- und Feuilletonteil er-
gänzt.

� Gleichzeitig wurden die Landkreis-
beilagen im Münchner Umland von
dürren Blättchen zu veritablen loka-
len Tageszeitungen ausgebaut, die
unter einem eigenen Titel erschei-
nen. In München selbst gab es seit
jeher zweimal wöchentlich Stadt-
teilbeilagen (Münchner Stadtanzei-
ger), die in jeder Beziehung denkbar
mit ihrem Mutter-Blatt kontrastier-
ten. In München und Umgebung
bekommt der SZ-Leser also mehr
Zeitung – und das für weniger Geld:
Für das übrige Bayern gibt es keine
Beilage und der Rest der Republik
zahlt gar pro Monat DM 3 mehr für
das Abonnement.

„Deutschlands große Tageszeitung“ –
so die Eigenwerbung – ist damit in
ihrem ökonomischen Kern ein ober-
bayerisches Provinzblatt: 44% ihrer
Gesamtreichweite erzielt die SZ allein
in München und den acht Landkrei-
sen im Umland, während sich die rest-
lichen 56% auf sämtliche Mitglieds-
staaten der UNO verteilen.26

Zumindest diese Teile der Strategie gin-
gen offenbar auf, denn das Blatt konn-
te in einem insgesamt schrumpfenden
Markt sogar zulegen (vgl.: Tabelle 4).

Diese Präsenz im Weichbild heimatli-
cher Kirchtürme fehlt den anderen
überregionalen Wettbewerbern. Hessen
oder das Rhein-Main-Gebiet spielen 
z.B. für die FAZ eine reichlich unter-
geordnete Rolle; die Welt-Redaktion
wiederum wanderte von Hamburg
über Bonn nach Berlin – damit bleibt
das Blatt zwar seinem gesamtdeut-
schen Anspruch treu, zeigt sich aber re-
gional unbehaust. Ein Manko, das
womöglich noch tiefere Konsequenzen
haben könnte.

In den USA zehrt das Internet zuneh-
mend am Umsatz der Tagespresse mit
Rubrikanzeigen: 8 % weniger Umsatz
gegenüber dem Vorjahresquartal re-
gistrierte z.B. die Los Angeles Times
Ende 1998, bei Stellenanzeigen im
EDV-Bereich betrug der Rückgang gar
15%.27

Die 'Los Angeles Times' ist eines der
vier überregionalen Blätter Amerikas,
angesiedelt in einer wirtschaftlich pro-
sperierenden Region mit der weltweit

Reichweite überregionaler Abo-Zeitungen  (*Zahlen in Mio. Leser)

1995 1996 1997 1998

Insgesamt* 3,80 3,78 3,79 3,60
Indexiert 100 99,5 99,7 94,5

FAZ* 0,89 0,85 0,86 0,85
Indexiert 100 99,5 96,6 95,5

SZ* 1,14 1,21 1,23 1,17
Indexiert 100 106 107,9 102,6

Tabelle 4:
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höchsten Dichte an Internet-Zugängen
und einer (selbst für US-Verhältnisse)
sehr mobilen Bevölkerung.

Natürlich: Ein qualifizierter Arbeits-
platz, ein Louis-Seize-Schreibtisch oder
ein ganz bestimmtes Automobil lassen
sich am PC umfassender suchen und
einfacher finden als durch das Stu-
dium ganzer Berge von Zeitungspapier.
Sofern Inserate auf ein überregionales
Publikum zielen, ist hier ein wirt-

15 Media-Analyse 1996 und 1997 Presseme-
dien/ MA 96P(II) und MA 97P(II).

16 Media Perspektiven, Basisdaten 1998.
17 So z.B. Anfang der 60er Jahre Hans Kap-

fingers „aktuell“: Ein dezidierter Anti-
Spiegel, der heute nur noch manchen
Pressehistorikern bekannt ist.

18 Ritzler,George: Die McDonaldisierung der
Gesellschaft, Frankfurt 1997, S.102.

19 MediumMagazin, 10/1998, S.30.
20 MediumMagazin, 10/1998, S.28.
21 Fluktuation am Zeitschriftenmarkt: Ge-

fährliches Wasser, in: Der Journalist, 
Nr.8/1999, S.11ff..

22 Ebda..
23 Als geradezu exemplarisch kann dabei die

Entwicklung bei den sonntäglich er-
scheinenden Anzeigenblättern gelten: Aus
40 Titeln mit 3,12 Mio Exemplaren Auf-
lage im Jahre 1993 sind per 1. Oktober
1998 153 Titel und eine verteilte Auflage
von 13,5 Mio Exemplaren geworden. Vgl.
media&marketing 12/1998, S.48ff..

24 Die Zeitung im Dorf lassen, in: w&v Back-
ground, 42/1997, S.180ff..

25 Möllmann, Bernhard: Redaktionelles
Marketing bei Tageszeitungen,München
1998, S.81, Anm. 381.

26 Eigene Angaben der SZ-Marketing For-
schung, Mai 1997.

27 The Economist, a.a.O., S.16.

Anmerkungen
1 Media-Perspektiven Basisdaten 1995 pas-

sim.
2 Media Perspektiven, Basisdaten 1998 und

„Jugend an die Macht“/ Focus 46/1998,
S.291.

3 Media Perspektiven, Basisdaten 1998.
4 Kiefer, Marie-Louise: Schwindende Chan-

cen für anspruchsvolle Medien? Lang-
zeitstudie Massenkommunikation: Ge-
nerationenspezifisch veränderte Medien-
nutzung, in: Media Perspektiven 11/1996,
S.594.

5 Zit. in The Economist, 17. Juli 1999, S.15.
6 Vgl. Paul, Jean-Pierre: Èconomie de la

Communication TV-Radio, Paris 1991, 
S.39.

7 Newspapers and the Internet, in: The Eco-
nomist, 17. Juli 1999, S.15.

8 Möllmann, Bernhard: Redaktionelles Mar-
keting bei Tageszeitungen, München
1998, S.101, Anm.484.

9 Vgl. Berger, Arthur A.: Essentials of Mass
Communication Theory, Thousand Oaks/
London 1995, Kap.4.

10 w&v Background, Nr.42/1997, S.180.
11 Vgl. w&v compact, Nr.7/1998, 

S.14.
12 Bleis, Thomas: Erfolgsfaktoren neuer Zeit-

schriften, München 1996.
13 media & marketing, 2/1999, S.36.
14 media &marketing, 2/1999, S.36.

schaftliches Standbein der Tagespresse
gefährdet. Sicherheit verspricht man
sich in Amerikas Verlagen durch lokale
Wurzeln. Das Internet ist global – den
Löwenanteil an Gütern und Dienstlei-
stungen des täglichen Bedarfs deckt
aber auch der amerikanische Konsu-
ment im näheren Umkreis. Und da ist
es allemal praktischer, beiläufig die
Sonderangebote in der Tageszeitung zu
studieren, als eigens den PC hochzu-
fahren.
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